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Der Pharma-Bus fährt weiter 


Wie schon im letzten Pharma-Brief angekündigt, fährt der Theaterbus weiter durch die 
Lande bzw. Städte. Zu der Frage, „Warum gerade Straßentheater?“ schrieb einer der Teil- 
nehmer: „Politische Aktion muß Spaß machen! Straßentheater, mitPower und Energie ge- 
spielt, ist für die Akteure eine „Pille gegen die schleichende Resignation“ und Singen, 
Trommeln, Klamauk und der große bunt bemalte Bus bringt Passanten dazu stehenzu- 
bleiben, zuzuschauen und sich zu informieren. Theaterspielen kann jede/r! Die meisten 
von uns hatten keinerlei Vorerfahrung!“ 


Die nächste Bus-Tournee ist schon geplant: Los geht's am 1. Oktober in Bielefeld, über Osna- 
brück (2. 10.) nach Bremen zum Gesundheitstag (3./4./5. 10.) und anschließend am 6. 10. für 
einen Tag nach Hamburg 

Und jetzt wird es interessant für alle, die selber was mit dem Bus machen wollen: 

e FürGruppen, die den Bus für eine Aktion in ihre Stadt einladen wollen; hierbei wäre es nötig, 

sich möglichst frühzeitig beider Geschäftsstelle zu zu melden, da sich nur mehrere Auftritte 
in einer Gegend lohnen. 
Für Gruppen und Einzelpersonen, die gerne selbst einmal mit dem Bus durch die Lande 
fahren wollen, um für die Ziele der Pharma-Kampagne zu werben. Diese Gruppen könnten 
in Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle ein Seminar mit Bus, Theater spielen und Ein- 
arbeiten ins Pharma-Thema machen. Ein erstes Bus/Theater-Seminar, für das Ihr Euch 
noch anmelden könnt, findet in der zweiten Oktoberwoche statt (genaueres siehe Kasten!). 
Drittens besteht auch die Möglichkeit, den Bus zu verleihen: z. b. an Gruppen, die schon 
Theater spielen und eine Tournee planen (gegen Kostenerstattung). 


Kontaktadresse für alle Interessenten ist die Geschäftsstelle: BUKO Pharma-Kampagne, 
August-Bebel-Str. 62, 4800 Bielefeld 1. 
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NACHRICHTEN UND BERICHTE ZU: Sri Lanka 


Ferienparadies im Kriegszustand 


Da sich die Ereignisse in Sri Lanka in den letzten Wochen zuspitzten, veröffentlichen wir 
hier kurze Informationen zur aktuellen Lage. Ausführlicher über die Hintergründe des 
Konflikts in Sri Lanka informiert der Artikel über die Tamilen in der letzten Nummer 


der „blätter des iz3w”, Nr. 119. 


Zur selben Zeit als Tausende von Touristen, unter anderem auch Deut- 
sche, sich an den Palmenstränden Sri Lankas sonnen, wird in diesem als 
Ferienparadies gepriesenen Land Krieg geführt. Dieser Konflikt ist für 
Touristen kaum beobachtbar, denn er findet außerhalb der Zentren statt. 
In der Öffentlichkeit als ethnischer Konflikt zweier Bevölkerungsgruppen, 
den Sinhalesen und Tamilen dargestellt, hat er sich in den letzten Wochen 
im Norden und Osten des Landes zu einem regelrechten Krieg ausgewei- 


tet. 


Die Situation eskalierte, als auf dem 
Flughafen von Madras in Indien am 2. 
August eine Bombe explodierte, bei der 
30 Menschen getötet wurden. Die Regie- 
rung in Colombo wußte sofort die im indi- 
schen Tamil Nadu operierenden Tamilen 
aus Sri Lanka für die Explosion verant- 
wortlich zu machen. indische Untersu- 
chungen haben dies jedoch nicht bestä- 
tigt. Einige indische Zeitungen haben da- 
gegen die Vermutung geäußert, daß die 
Bombe das Werk irgendeiner Partei oder 
Organisation sei, die Indira Gandhi zu 
Maßnahmen gegen die Tamilen bewegen 
sollte.' 

Zwei Tage nach der Bombenexplosion 
in Madras fingen die bewaffneten Aus- 
einandersetzungen in der Provinz Jaffna 
an. Angeblich haben die „Terroristen“ 
Banken und Polizeistationen überfallen, 
die Armee habe nur reagiert. 


In Jaffna war der Verkehr lanmgelegt, % 


die staatlichen Banken und Geschäfte 
mehrere Tage geschlossen, was auch zu 
Versorgungsschwierigkeiten führte. Von 
offizieller Seite wurden die Bewohner 


aufgefordert, „aufgrund der bewaffneten | 


Auseinandersetzungen zwischen den 
Terroristen und Sicherheitskräften“ die 
Häuser nicht zu verlassen. Ausländische 


Touristen berichteten, daß die Stadt von |; 


Militärs besetzt sei und daß die Soldaten 
auf jeden schießen würden, der auf die 


Danach überfallen in der Regel „Terrori- 
sten“ eine Polizeistation oder eröffnen 
das Feuer auf Armeefahrzeuge. Dabei 
kommen angeblich sehr viele Terroristen 
um, und noch mehr werden verhaftet; 
wohingegen die Armee kaum oder keine 
Verluste zu beklagen hat. wie beispiels- 
weise in Velvettiturai. Anderen Berichten 
zufolge, die natürlich von der Regierung 
als „Falschinformation der Terroristen? 
dementiert wurden, soll es die Armee 
sein, die die Stadt bombardiert, so daß 
es Tote und Verletzte gab.? 

Insgesamt sind seit Anfang August 
Hunderte von Terroristen getötet und ei- 
ne noch größere Zahl verhaftet worden. 


Straße zu gehen wagt. Die Touristen ha- 


ben ebenfalls gesehen, wie Soldaten 
kleine Kinder erschossen haben. 
Die Presse unterliegt einer strengen 


Zensur, so daß nur offizielle, regierungs- . 


eigene Verlautbarungen über die Ereig- 
nisse in Jaffna und in anderen Orten ver- 
breitet werden. Diese Verlautbarungen 
sind widersprüchlich und unglaubwürdig. 


Die Regierung ist von einer Terrorismus- 
hysterie besessen und ist fest entschlos- 
sen, den „Terrorismus“ mit militärischen 
Mitteln in Sri Lanka auszurotten.® 

Es gibt jedoch hinreichend Beweise 
dafür, daß zumindest die Auseinander- 
setzungen der letzten Wochen nicht von 
der tamilischen Organisation, sondern 
von der Armee selbst ausgelöst wurden. 
Selbst der Bischof von Jaffna hat gesagt, 
daß es die Armee ist, die die Gefahr dar- 
stellt und hat sich geweigert, die militan- 
ten „Boys“ zu verurteilen.® Im Morgen- 
grauen des 10. August fielen außerhalb 
von Jaffna, in der Nähe von Trincomalee, 
Soldaten in das Dorf Tampalagamam 
ein. Sie betraten den Tempel mit Schu- 
hen — eine große Verletzung der religiö- 
sen Werte. Im Tempel haben sie — unter 
dem Vorwand Terroristen zu suchen — 
Sachen beschädigt, den Priester und an- 
dere anwesende Männer geschlagen und 
Geld geraubt. Anschließend haben die 
jungen Männern des Dorfes die Haare 
und Schnurrbärte halbseitig geschnitten. 

Bei meinem Besuch in dem Ort am 
darauffolgenden Tag waren die Bewoh- 
ner noch sehr verschreckt und befürchte- 
ten neue Überfälle durch die Armee. Da 
dieser und der am gleichen Tag im nahe- 
gelgenen Ort Nilavele (wo übrigens ein 
großes Ferienzentrum liegt) verübte 


Tamilen-Flüchtlinge auf Sri Lanka 
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Überfall in den Medien des Landes nie 
veröffentlicht werden, haben die Dorfbe- 
wohner darum gebeten, dies zumindest 
im Ausland zu tun. 

Die tamilische Bevölkerung lebt in 
Angst. Obwohl es offiziell keine Aus- 
gangssperre gibt, wagen z. B. in Trinco- 
malee die Tamilen nach 20.00 Uhr nicht 
mehr, ihre Häuser zu verlassen. 

Militärhubschrauber kreisen nachts 
über der Stadt, um die angeblichen Boo- 
te der Terroristen ausfindig zu machen. 
Offizielle Gebäude und Banken werden 
von bewaffneten Sicherheitskräften über- 
wacht. In den letzten Wochen wurden 
dort Straßen gesperrt und Kontrollen er- 
heblich verschärft, wie auch an anderen 
Orten im Land. Aus Angst vor diesen 
Kontrollen können viele Tamilen nicht zur 
Arbeit gehen oder mit dem Bus fahren, 
da sie jederzeit als potentielle Terroristen 
verhaftet werden können. 

Um etwas über die tatsächlichen Zu- 
stände im eigenen Land zu erfahren, ist 
die Bevölkerung von Sri Lanka auf Infor- 
mationsquellen wie den BBC, indische 
Nachrichtenagenturen, Reisende und auf 


die kleinen Piratensender angewiesen. 

In Sri Lanka selbst herrscht eine strenge 

Zensur, wonach es den Medien unmög- 

lich gemacht wird, objektiv und kritisch 

über aktuelle Ereignisse zu berichten. 

Zusätzlich zu den Zensurmaßnahmen 

bereitet die Regierung derzeit ein Gesetz 

vor, wonach alle Presseartikel mit dem 
vollen und richtigen Namen des Schrei- 
bers gekennzeichnet werden müssen. 

Die Anwendung von Pseudonymen soll 

strafbar sein. Somit wird jeder kritischen 

Berichterstattung und sogar Leserbriefen 

ein Ende gesetzt. Daß die Regierung jeg- 

lich Kritik an ihrer Politik ausschalten will, 
zeigen u. a. auch folgende Beispiele aus 
der letzten Zeit: 

— im August 1983 die Einführung des 
Artikel 157A in die Verfassung; da- 
nach darf keine Person, direkt oder 
indirekt, in Sri Lanka oder im Aus- 
land die Einrichtung eines separaten 
Staates innerhalb des Territoriums 
von Sri Lanka unterstützen, dafür 
eintreten, fördern, finanzieren, helfen 
oder verteidigen. 

— Einschränkung der Versammlungs- 


freiheit und gewerkschaftlicher Tä- 
tigkeit 

— das Verbot, Flugblätter zu verteilen 

— die neue Verordnung, daß Studen- 
ten, die aus irgendeinem Grund ge- 
richtlich belangt werden (unabhän- 
gig vom Ausgang des Verfahrens), 
vom Examen ausgeschlossen wer- 
den 

— die Errichtung einer Polizeistation an 
der Universität Peradeniya 

—  Einschreiten der Polizei gegen strei- 
kende Arbeiter und Arbeiterinnen 

— für die Zulassung zur Universität 
müssen Tamilen bessere Noten ha- 
ben als sinhalesische Studenten. 

Im Interesse eines weiteren Besuches in 

Sri Lanka und um die Freunde dort nicht 

zu gefährden, kann dieser Bericht nicht 

namentlich gekennzeichnet werden. 


Anmerkungen: 

1) Saturday Review 11.8. 1984 
2) The Island 14. 8. 1984 

3) Saturday Review 11. 8. 1984 
4) The Island 15. 8. 1984 

5) The Island 15. 8. 1984 


NACHRICHTEN UND BERICHTE ZU: Malaysia 


Zwischenlager für radioaktive Abfälle 


in Malaysia 


Seit Jahren gehen multinationale Konzerne dazu über, besonders umwelt- 
schädliche Industrieproduktionen in Länder der Dritten Welt zu verlagern. 
Dort wo es kaum organisierte Umweltschutzverbände gibt, läßt sich im 
Handstreich durchsetzen, was in Europa, den USA oder Japan einer langwie- 


rigen Genehmigungsprozedur bedarf. 


Der japanische Konzern Mitsubishi wollte jetzt in Malaysia eine Produktion 
aufbauen, bei der radioaktive Abfälle entstehen. Dabei stieß er unerwartet 
auf massiven Widerstand. Der Bau eines Lagers für radioaktive Abfälle pro- 
vozierte die erste große Umweltschutz-Demonstration in Asien. 


Kaum eine Stadt ist in den letzten Wochen 
und Monaten in den Zeitungen Malaysias 
so oft genannt worden wie die 3000-Ein- 
wohner-Gemeinde Papan im Bundesstaat 
‚Perak. Papan, das seine Entstehung dem 
Zinnboom Ende des 19. Jahrhunderts ver- 
dankt und heute überwiegend landwirt- 
schaftlich geprägt ist, ist zum Symbol ge- 
worden für Malaysias Weg ins Atomzeital- 
ter. Zum Symbol aber auch für die Gefah- 
ren, die von der industriellen Nutzung ra- 
dioaktiver Stoffe für das menschliche Le- 
ben ausgehen. 

Am Ortsrand von Papan, eingebettet 
zwischen Fischteiche und Obstgärten, ist 
gegenwärtig ein Zwischenlager für radio- 
aktive Abfälle im Bau. Das Zwischenlager 
besteht aus mehreren Beton-Gräben, je- 


der ist acht Meter breit und vier Meter tief; 
der längste der Gräben ist 72 m lang. Die 
Gräben sollen anschließend mit speziellen 
Isoliermaterialien ausgekleidet werden. 
Nach Fertigstellung der Anlage soll dort ra- 
dioaktives Thorium-Hydroxyd eingelagert 
werden. Der radioaktive Abfall entsteht in 
einerjapanisch-malaysischen Fabrik in der 
Nähe, die aus dem Abraum stillgelegter 
Zinnminen Metallverbindungen für die Pro- 
duktion von Farbfernsehgeräten gewinnt. 
Das neu aufgebaute Werk ist das erste sei- 
ner Art in Malaysia. 

Schon vor zwei Jahren, als die Pläne für 
den Bau des Zwischenlagers erstmals be- 


‘kannt wurden, protestierte die Umwelt- 


schutzorganisation „Environmental Pro- 
tection Society of Malaysia“ gegen die Plä- 


ne. Die Gruppe machte die malaysische 
Öffentlichkeit auf die gesundheitlichen Ri- 
siken aufmerksam, die mit der Lagerung 
radioaktiver Abfälle verbunden sind. 

Nach und nach sprach sich auch unter 
der bäuerlichen Bevölkerung von Papan 
herum, was es mit der Baustelle zwischen 
den Obstgärten auf sich hat. 

Viele Bewohner befürchten Gesund- 
heitsschäden für sich und ihre Kinder. Zum 
einen wird befürchtet, daß der Beton und 
das verwendete Isoliermaterial mit der Zeit 
undicht werden. Zum anderen sind Über- 
schwemmungen des Zwischenlagers in 
der Regenzeit nicht auszuschließen. Wenn 
der nahegelegene Fluß über die Ufer tritt, 
wäre gleich das ganze dicht besiedelte Ki- 
nat-Tal einschließlich der Landeshaupt- 
stadt Ipoh mit 500 000 Einwohnern radioak- 
tiv verseucht. Anfang Mai dieses Jahres 
sagte eine Nudelverkäuferin aus Papan zu 
einem Zeitungsreporter: „Ich halte das Zwi- 
schenlager für ganz schlimm für mich und 
meine Kinder. Am liebsten würde ich von 
hier wegziehen, aber dazu fehlt mir das 
Geld.“ Ein 70-jähriger Rentner, der seinLe- 
ben lang in der Zinnmine in Papan gearbei- 
tet hat, wurde deutlicher: „Wir werden alles 
tun, um das Zwischenlager zu verhindern. 
Wir sind bereit, bis zum letzten zu gehen. 


Ich hoffe nur, daß es nicht zu Blutvergießen 
kommt.“ 

In der Tat wurde die Bevölkerung uner- 
wartet schnell aktiv. Es bildete sich ein örtli- 
ches Aktionskomitee, und noch im Mai fan- 
den mehrere Demonstrationen .auf der 
Hauptstraße von Papan statt, die landes- 
weıtes Aufsehen erregten. Das waren die 
ersten Demonstrationen gegen ein Projekt 
der Nuklearindustrie in Südostasien. Die 
Demonstranten forderten die Regierung 
auf, dem japanisch-malaysischen Konzern 
die Betriebsgenehmigung für radioaktive 
Produktion zu entziehen. 

In der Presse wurde das Problem er- 
staunlich offen diskutiert. Dabei zeigten 
viele Redakteuren durchaus Sympathien 
mit den Gegnern des Zwischenlagers, eine 
überraschende Tatsache angesichts der in 
Malaysia herrschenden Pressezensur. 
Premierminister Mahathir griff persönlich in 
die Debatte ein: „Kein Mensch weiß, wie 
gefährlich Radioaktivität wirklich ist. Aber 
solange die Bewohner von Papan das 
Sperrgebiet nicht betreten, besteht für sie 
keine Gefahr“, sagte er auf einer Presse- 
konferenz. Diese offizielle Erklärung war 
allerdings kaum geeignet, die Gemüter zu 
beruhigen. Die Bewohner von Papan und 
fünf umliegenden Dörfern organisierten 
Blockaden an der Baustelle. Der Baube- 
trieb kam zum Erliegen, zwischen dem 18. 
Juni und dem 5. Juli waren die Zufahrten 
permanent blockiert. Zeitweise hielten sich 
auch nachts bis zu 1000 Menschen an den 
Barrikaden auf. 

Der Malaysische Gewerkschaftsverband 
und zahlreiche andere Organisationen — 
zum Beispiel Verbraucherorganisationen 
— erklärten ihre Unterstützung für die For- 


derungen der Demonstranten. Am 5. Juli 
1984 fand die bisher größte Demonstration 
am Zwischenlager statt: Nach Zeitungsbe- 
richten waren über 3000 Atom-Gegner ge- 
kommen. Daraufhin ließ die Polizei alle wei- 
teren Demonstrationen und Proteste als 
unerlaubte Versammlungen verbieten. 

Die Gegner des Projektes geben sich je- 
doch noch lange nicht geschlagen. Gegen- 
wärtig sammeln landesweit verschiedene 
Organisationen Unterschriften gegen das 
Zwischenlager. Täglich veröffentlichen die 
Zeitungen Leserbriefe, die sich mit den 
langfristigen Folgen auseinandersetzen. 
Befürchtungen wurden laut, daß Papan 
erst der Anfang der Atomindustrie in Malay- 
sia sein könnte. Die Regierung hat immer 
wieder betont, daß es sich nur um ein Zwi- 
schenlager, nicht um ein Endlager handle. 
Das radioaktive Material solle nur solange 
gelagert werden, bis es „ökonomisch ver- 
wertbar“ sei. 

Warum ein Zwischenlager fragen be- 
sorgte Leserbriefschreiber. Heißt das 
nicht, daß die dort gelagerten Abfälle spä- 
ter einmal als Brennstoff in Kernkraftwer- 
ken verwendet werden sollen? Noch sind 
Thorium-Reaktoren erst im Forschungs- 
stadium, aber in vielleicht zehn Jahren 
könnten die ersten Thorium-Reaktoren zur 
Elektrizitätserzeugung in Malaysia Wirk- 
lichkeit werden ... 

Nach der Welle von Protesten und De- 
monstrationen ist die malaysische Regie- 
rung etwas vorsichtiger geworden. Hieß es 
am Anfang, das Zwischenlager müsse auf 
jeden Fall in Betrieb gehen, da ansonsten 
die gesamte Industrialisierung Malaysias 
gefährdet sei, so sagt die Regierung jetzt: 
Die endgültige Inbetriebnahme soll von ei- 
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nem Gutachten der Internationalen Atom- 
energiebehörde abhängig gemacht wer- 
den. Die Gegner bleiben dabei: Das Zwi- 
schenlager darf auf keinen Fall in Betrieb 
gehen. Sie verweisen auf Erfahrungen mit 
vergleichbaren Anlagen in den USA, an de- 
nen sich schon nach wenigen Jahren Risse 
im Schutzmantel gezeigt haben. 

Ende Juli begutachteten Experten der 
„Environmental Protection Society of Ma- 
laysia“ die Baustelle. Sie stellten fest, daß 
sich bereits jetzt Risse in der Betonver- 
schalung zeigen. 

Einhard Schmidt 


Die Gegner des radioaktiven Zwischenla- 
gers in Papan brauchen Unterstützung. 
Briefe und Solidaritätstelegramme stärken 
ihnen den Rücken. Es wäre gut, wenn mög- 
lichst viele deutsche Umweltschützer — In- 
dividuen und Initiativen — ihnen schreiben 
würden. 

Hier die Anschriften: 

Mr. Lee Koon Ban 

(Action Committee on Anti-radioactive Wa- 
ste Dump), 

19, Papan New Village, 

Papan, 

Perak, 

Malaysia, oder 


Environmental Protection Society of Ma- 
laysia, 

17, SS 2/53, 

Petaling Jaya, 

Selangor, 

Malaysia. 

Weitere Informationen: Südostasien-Infor- 
mationsstelle, Josephinenstr. 71, 4630 Bo- 
chum 1. 


NACHRICHTEN UND BERICHTE ZU: Guatemala 


Besser geht’s mit Coca Cola 


Bis zum Februar dieses Jahres füllte die 
ESGA in Lizenz 85 % der Produkte für Co- 
ca-Cola, den Rest für einige kleinere Soft- 
Drink-Hersteller ab. Die Coca-Cola Com- 
pany in Atlanta finanziert die EGSA durch 
Kredite und besitzt weitgehend Pfandrech- 
te. 

Trotz eines 1980 für eine Laufzeit von 5 
Jahren abgeschlossenen Abkommens, in 
dem Coca-Cola. a. die Respektierung der 
Gewerkschaftsrechte sowie direkten finan- 
ziellen und personellen Einfluß auf seinen 
Konzessionär zusicherte, wurde am 17.2. 
1984 die Schließung der ESGA bekanntge- 
geben. Dies bedeutet für viele Arbeiter und 
deren Familien die Bedrohung ihrer Exi- 
stenz. 

Der als Grundfür die Schließung derEG- 
SA angegebene Umsatzrückgang wurde 
von den Arbeitern angezweifelt. Sie nah- 


men vielmehr an, daßes dem Management 
und der Regierung darum geht, die Ge- 
werkschaft der EGSA und der ihr ange- 
schlossenen Betriebe, der STEGAC' zu 
zerschlagen. Der Grad gewerkschaftlicher 
Organisation bei EGSA ist für guatemalte- 
kische Verhältnisse ungewöhnlich hoch 
und die STEGAC für andere Betriebe bei- 
spielhaft. Der Grund für diese starke Posi- 
tion der STEGAC liegtin ihrer über 10-jähri- 
gen Geschichte: Die Anfangsschwierigkei- 
ten im Aufbau der Organisation und die 
Verfolgung von Arbeitern und Gewerk- 
schaftern haben die Solidarität ihrer Mit- 
glieder verstärkt. Hinzukommt, daß die Ge- 
werkschaft in ihren Verhandlungen 1980 
Erfolg hatte, was ihre Position untermauer- 
te. Außerdem ist natürlich, weil Coca-Cola 
betroffen ist, die internationale Aufmerk- 
samkeit bezüglich der Geschehnisse dort 


größer. 

Die Arbeitnehmer bei EGSA glaubten, 
daß der Abfüllbetrieb nach Zerschlagung 
ihrer Gewerkschaft unter neuem Namen 
und mit neuer Belegschaft wieder aufge- 
nommen werden sollte. Um ihre Gewerk- 
schaftsführer zu schützen und um für ihre 
gewerkschaftlichen Rechte einzutreten, 
sowie gegen die Schließung zu protestie- 
ren, besetzten die 460 Arbeiter am 18. Fe- 
bruar 1984 das Werk. Die Armee und Si- 
cherheitskräfte in Zivil bewachten von da 
an das Gelände. Wer bei den Straßenkon- 
trollen der Aufforderung anzuhalten, nicht 
nachkam, auf den eröffnete die Armee das 
Feuer. Auf diese Weise wurde am 2. März 
84 eine (vermutlich unbeteiligte) Person 
getötet und zwei Personen wurden verietzt. 
Die beiden Verletzten sind seither „ver- 
schwunden“. Weitere Schießereien wur- 
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den inszeniert, um die Arbeiter einzu- 

schüchtern. Aufgrund des öffentlichen und 

internationalen Interesses sind die Arbeiter 
bisher keinen so grausamen Verfolgungen 
ausgesetzt gewesen, wie das bei früheren 

Verfolgungswellen der Fall war. 

Das letzte Mal hatte die ESGA 1979/80 
im Blickpunkt internationalen Interesses 
gestanden, als die Werksleitung selbst an 
der Verfolgung der Arbeiter beteiligt war. 
Mitglieder der Werksleitung sprachen offe- 
ne Drohungen gegen Arbeiter aus, und Ge- 
werkschafter bekamen Drohbriefe nach 
Hause. Nach Angaben von Gewerk- 
schaftsführern konnten die Adressen der 
angeschriebenen Personen nur aus dem 
Büro der Abfüllfabrik stammen. 

Die Armee und die Werksleitung waren 
eng verflochten. Drei Leutnants der Armee 
bekleideten leitende.Positionen bei ESGA: 
als Personal-, Lager- und Sicherheitsdi- 
rektor. Außerdem wurden regelmäßig spe- 
zielle Wachmannschaften der Armee von 
der Firmenleitung angefordert, da der Pri- 
vatindustrie nämlich Soldaten zu einem 
Preis von umgerechnet ca. 10,- DM (3 
Quetzales) pro Soldat und Tag zur Verfü- 
gung standen. 

Gewerkschaftsführer bei STEGAC zu 
sein, bedeutete, sein Leben zu riskieren; ai 
wurde allein in den letzten 5 Jahren von 10 
Morden unterrichtet. Viele STEGAC-Mit- 
glieder wurden entführt. Die Ermordeten 
und wenige Überlebende waren teilweise 
auf grausamste Weise gefoltert worden; 
Gewerkschafter wurden auf dem Werksge- 
lände vor den Augen der die Fabrik „bewa- 
chenden“ Polizei erschossen. 

Die Hauptgeschäftsstelle von Coca-Co- 
lain Atlanta distanzierte sich zu Anfang von 
den Geschehnissen bei ESGA und wies die 
Verantwortung dafür von sich. Aufgrund in- 
ternationaler Proteste und meherer von der 
Internationalen Union der Lebens- und Ge- 
nußmittelgewerkschaften (IUL) organisier- 
te Boykotte aber machte sie den Einfluß auf 
ihren Konzessionär geltend. Auf diese Art 
kam es dann 1980 zu dem Abkommen zwi- 
schen derSTEGAC undCoca-Cola, indem 
u. a. die folgenden Bedingungen festgelegt 
wurden: 

— Alle Militär- und Polizeikräfte, ein- 
schließlich der privaten Sicherheitskräf- 
te der Firmenleitung, müssen vom Fir- 
mengelände abgezogen werden. 

— Die Firma garantiert, daß die Gewerk- 
schaftsrechte der STEGAC respektiert 
werden und unternimmtalles, um die Si- 
cherheit der Arbeiter im Werk zu ge- 
währleisten. 

— Coca-Cola übernimmt die finanzielle 
Verantwortung für die Witwen und Wai- 
sen der ermordeten ESGA-Arbeiter. (In 
der Praxis heißt das bis jetzt, daß den 
Kindern das Recht auf Bildung gewährt 
wird.) 

— Die Hauptgeschäftsstelle in Atlanta er- 
klärte sich bereit, 5 Jahre lang die Kon- 
trolle über das Management bei EGSA 
zu übernehmen. 

Noch bevor dieses gemeinsame Abkom- 

men vereinbart worden war, ließ Coca-Co- 

la zwei Mitglieder der Geschäftsleitung 


auswechseln. Sie hatten verschiedenen 
Arbeitern gedroht und waren von der STE- 
GAC angeklagt, Entführungen und Morde 
angeordnet zu haben. 

Nach diesem Abkommen. 1980 war bis 
zur verkündeten Schließung des Werkes 
im Februar dieses Jahres eine Zeitrelativer 
Ruhe bei ESGA eingekehrt. Während je- 
doch die Arbeiter in der möglichen Schlie- 
Bung einen Bruch des Abkommens sahen, 
hielt Coca-Cola die getroffenen Vereinba- 
rungen für nicht mehr bindend. Inzwischen 
allerdings ist bei den aktuellen Auseinan- 
dersetzungen eine Einigung erzielt wor- 
den. Während in Schweden ein 3-tägiger 
Coca-Cola Boykott durchgeführt wurde, 
trafen sich am 25. 5. 84 in Costa Rica Re- 
präsentanten der Coca-Cola Company At- 
lanta, Georgia, USA, der Coca-Cola Inter- 
American Company, Costa Rica, der IUL, 
sowie der STEGAC, um zu verhandeln. 
Zwei Abgesandte des guatemaltekischen 
Arbeitsministeriums nahmen ebenfalls als 
Beobachter an diesem Treffen teil. Einer 
Pressemitteilung vom 28. 5. 84 zufolge 
wurden gegenseitige Absichtserklärungen 
vereinbart, die Gewerkschaft und ihre 
Rechte (einschließlich des Rechts, bei Ta- 
rifverhandlungen die Arbeitnehmer zu ver- 
treten) weiterhin, d. h. auch unter den zu- 
künftigen Besitzern anzuerkennen. Die 
Wiederaufnahme des Abfüllbetriebes soll 
unter neuen Besitzern erfolgen. Bis dahin 
wurde den Arbeitern eine Lohnfortzahlung 
zugesichert. Ihr Arbeitsplatz soll ihnen 
auch unter neuem Management erhalten 
bleiben. Die Zahlungen an die Arbeiter sind 
inzwischen eingeleitet, neue Besitzer für 
das Werk aber noch nicht gefunden. Die 
Vereinbarung enthältauch keine Regelung 
für den Fall daß keine neuen Besitzer ge- 
funden werden, sondern es heißt dort viel- 
mehr: „Die Suche wird solange weiterge- 
hen, bis sie erfolgreich abgeschlossen ist.“ 


Die Coca-Cola Interamerican Corporation 
wird 12.000 Quetzales in einen von der 
STEGAC einzurichtenden und zu verwal- 
tenden Treuhandfonds einzahlen, ausdem 
die Familien von STEGAC-Vertretern un- 
terstützt werden sollen, die vor Juni 1980 
ums Leben gekommen sind. 

Anders als 1979/80 betreffen die Folte- 
rungen und Entführungen jetzt nicht mehr 
die Arbeiter selbst, sondern Angehörige 
und Freunde, Gewerkschafter anderer Be- 
triebe, Studenten und Lehrer, die die Strei- 
kenden unterstützten. 

Der erste von dessen „Verschwinden“ ai 
erfahren hat, war Edgar Fernando Garcia, 


25 Jahre alt, Geschäftsführer der Gewerk- 
schaft CAVISA (Industria Centroameri- 
cano de Vidrio S. A.). Die CAVISA stellt die 
Flaschen für die ESGA her, und die dortige 
Gewerkschaft unterstützt die STEGAC. 
Garcia wurde am 18.2.84 nach Augenzeu- 
genberichten von Mitgliedern der BROE 
(Brigada de Operaciones Especiales) in 
Guatemala-City entführt. Er ist bis heute 
„verschwunden“. Frau Garcia hat sich bei 
verschiedenen Stellen nach dem Schicksal 
ihres Mannes erkundigt. Jede dieser Stel- 
len gab eine andere bzw. gar keine Erklä- 
rung: Der Staatspräsident und Verteidi- 
gungsminister behauptete, die Polizei ha- 
be ihren Mann nie festgehalten, der Innen- 
minister meinte, daß das Verschwinden 
Garcias ein „schlechter Scherz“ sei; der 
Polizeipräsident machte die Firma für den 
Vorfall verantwortlich, die wiederum ihrer- 
seits die Polizei beschuldigte. Zu guter 
Letzt deutete jener Staatspräsident und 
Verteidigungsminister noch an, daß Carcia 
vermutlich von den Guerillas gekidnappt 
worden sei. 

Vermutlich um die Arbeiter einzu- 
schüchtern, wurde am 10. 3.84. der 16 Jah- 
re alte Bruder eines EGSA-Arbeiters von 
bewaffneten Männern entführt, während er 
auf dem Weg zur Schule war. Er wurde 
nach 19 Tagen freigelassen und erzählte, 
daß man ihn die ganze Zeit in einem kleinen 
Raum festgehalten habe und daß Männer 
mit Kapuzen ihn immer wieder nach sei- 
nem Bruder und seinem Vater gefragt hät- 
ten. 

Zwei junge Lehrer, die die Arbeiter wäh- 
rend der Besetzung unterrichteten, gaben 
dies Ende März auf, nachdem sie mehr- 
mals bedroht und beim Verlassen des Wer- 
kes verfolgt worden waren. 

Von den Studenten, die die Arbeiterz.B. 
mit Musik unterhielten, „verschwanden“ 
bisher sechs, von denen ai die Namen be- 
kannt sind. Alle sechs studierten an der 
Universitätvon San Carlos (USAC). Ihr der- 
zeitiger Aufenthaltsort und ihr Gesund- 
heitszustand sind unbekannt. 

Es ist zu befürchten, daß auch die EG- 
SA-Arbeiter direkt Opfer der Repression 
werden, sobald das internationale Interes- 
se für sie nachläßt. Deshalb ist es wichtig, 
die Entwicklung der Lage beim Coca-Cola 
Konzessionär in Guatemala weiter zu be- 
obachten. 

Die physische Integrität der Arbeiter 
muß sichergestellt und der Verbleib und 
das Schicksal der „Verschwundenen“ muß 
aufgeklärt werden! 


Elisabeth Strohscheidt 

Anmerkung und Quellenangaben 

1) Sindicato de Trabajadores de la Embotelladora 
Guatemalteca, S. A. Anexos y Conexos 

2) Die Angaben zur Wirtschaftslage (Budgetkürzun- 
gen, IWF-Verhandiungen) sind dem Nachrichten- 
dienst ENFOPRENSA entnommen; Berichtszeit- 
raum: 12.-19. Nov. 1983 

3) Weitere verwendete Materialien sind: 
— „Staatlicher Massenmord in Guatemala", ai- 
Publikation, Mai 1984 
— ai, 1 Easton Street, London WC1X 8DJ: externe 
Papiere AMR 34/24/84 und AMR 34/36/84 
— Schreiben der NGG an die Betriebsräte der Co- 
ca-Cola Betriebe und Coca-Cola Konzessionäre 
vom 12. 4.84 h 
— Coca-Cola Informationen der IUF/UITA/IUL: 
Nr. 8 vom 12. 6. 84 und Nr. 9 vom 10. 7.84 
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NACHRICHTEN UND BERICHTE ZU: Thailand 


Verhaftungswelle in Thailand 


Führende Mitglieder der Kommunistischen Partei Thailands verhaftet 


Am 3. Juliwurden 16 führende Mitglieder der Kommunistischen Partei Thai- 
lands (KPT), darunter die vier ZK-Mitglieder Pirun Chatvanichkul, Frau 
Chontira Satayawatana, Prasong Arunsantiroj und Manoj Methangkuhl in 
Bangkok verhaftet. Rechtliche Grundlage ist ein Gesetz von 1952, das kom- 
munistische Aktivitäten oder die Mitgliedschaft in einer kommunistischen 
Partei unter Haftstrafe stellt, bei einfachen Mitgliedern bis zu 5 Jahre und bei 
ZK-Mitgliedern bis zu 10 Jahren. 

Frau Chontira Sayawatana, eine bekannteLLiteratin und bis 1976 Dozentin für 
thailändische Literatur und Geschichte an der Chulalongkorn Universität in 
Bangkok, war zum Zeitpunktder Verhaftungschwanger. Unter den Verhafte- 
ten befinden sich noch weitere vier Frauen. 

Die Verhaftungen wurden trotz eines Amnestieangebotes der Regierung 
von 1980 an KP-Mitglieder und Anhänger vorgenommen. Die 16 haben das 
Amnestieangebot nichtangenommen und gehören nach Erkenntnissen der 
Polizei zuden ca. 50 führenden KP-Mitgliedern in und um Bangkok, dieinden 
letzten Jahren dort ihre politische Arbeit aufgenommen haben. 

Am 5.7. wurden weitere drei Anhänger der Kommunistischen Partei festge- 
nommen. Am 11.7. 1984 schließlich wurden der Chefredakteur der angese- 
henen thailändischen Tageszeitung „Matuphum“ Chacharin Chaiwat und 
ein bekannter Hochschullehrer Dr. Preeche Piampongsarn, verhaftet. Beide 


sind prominente Kritiker der thailändischen Regierung. 


Diese jüngste Verhaftungswelle kam über- 
raschend, nicht nur für die Kommunisti- 
sche Partei Thailands, sondern auch für 
andere demokratische Kräfte Thailands. 
Da die KPT nach dem blutigen Militär- 
Putsch vom 6. Oktober 1976, der die erste 
demokratische Phase Thailands seit dem 
Studentenaufstand vom 14. Okt. 73 been- 
dete, die einzige Alternative zur Fortfüh- 
rung der demokratischen Arbeit darstellte, 
erhielt die KPT unerwartete personelle 
Stärkung durch den Zulauf von mehreren 
Tausend Studenten, Arbeitern, Bauern 
und Akademikern. Die thailändische Füh- 
rungsschicht, zusammen mit den Militärs, 
reagierte darauf zuerst mit den gewohnten 
militärischen Unterdrückungsmaßnah- 
men. Sie stieß dabei aber immer mehr auf 
den Widerstand des moderaten Regie- 
rungsflügels, damals unter der Führung 
von General Kriangsak Chomanan. 

Die ultrarechte Politik des Premiermini- 
ster Thanin Kraivichien, der vom Militär als 
„Übergangslösung“ nach dem 6. Okt. 1976 
eingesetzt worden war, wurde untragbar. 
Denn seine plumpe Antikommunisten Poli- 
tik brachte der KPT immer mehr Sympa- 
thisanten und aktive Mitarbeiter. In einem 
Militärputsch setzte sich General Kriang- 
sak am 22. 10. 77 selbst als Premiermini- 
ster ein und begann mit einer Umstrukturie- 
rung der Anti-Guerillia Aktionen. 

Zu diesem Zeitpunkt besaß die KPT 
Stützpunkte in75 % aller Provinzen Thai- 
lands und militärische Aktionen der PLAT 


(Peopies Liberation Army of Thailand — 
militärischer Flügel der KPT)) gegen Regie- 
rungseinrichtungen auf dem Lande waren 
an der Tagesordnung. Ideologisch orien- 
tierte sich die KPT damals an der Kommu- 
nistischen Partei Chinas und übernahm die 
Kampfstrategie Mao Tse Tungs, wonach 
der Sieg über die thailändische Regierung 
nur über die Isolierung und Einkreisung der 
Städte von den ländlichen Gebieten aus zu 
erreichen sei. Diese Politik wurde dogma- 
tisch von der KPT verfolgt und Kritiker wur- 
den teilweise mit Isolierung in der politi- 
schen Arbeit bestraft. Neben zunehmen- 
der Spannungen innerhalb der Partei we- 
gen undemokratischer Organisationsfor- 
men (die ihre Ursache zum Teil auch darin 
hatten, daß die Partei, da verboten, im 
Untergrund arbeiten mußte), waren auch 
die Ereignisse in Indochina (Vietnam-Kam- 
puchea-China) im Jahre 1979, sowie die 
veränderte Außenpolitik Chinas, Auslöser 
für den ideologischen Konfliktinnerhalb der 
KPT. Zum ersten mal seit ihrer Gründung 
im Jahre 1941, war die KPT nun mit ideolo- 
gischen Problemen großen Ausmaßes 
konfrontiert, die von der Forderung nach 
Abschaffung der Pro-China Politik bis zu 
prinzipieller Marxismus-Kritik reichten. 
Mehrere Arbeitsgruppen der KPT be- 
schäftigten sich nun auch mit der Analyse 
der thailändischen Gesellschaft, zuerst nur 
um der KPT-Führung zu beweisen, daß sie 
mit ihrer alten Strategie falsch liege, dann 
aber immer mehr auch um ein neues thai- 


ländisches Selbstverständnis zu gewin- 
nen. Die Frage wurde laut gestellt: Wo 
befindet sich die Entwicklung Thailands in 
politischer und wirtschaftlicher Hinsicht — 
wie hat sich der thailändische Widerstand 
zu den Veränderungen zu verhalten? 

Die starre Organisationsstruktur der 
KPT und die dogmatische Führungsspitze 
der Partei zu dieser Zeit erlaubte jedoch 
keine Kritik in diesem Ausmaß und reagier- 
te mit Schweigen darauf. Die Folge war, 
daß sich viele Sympathisanten und auch 
Mitglieder der KPT enttäuscht von der Par- 
teiabwandten. Sie hatten zum Teil nun das 
Gefühl, von der Partei nur benützt zu wer- 
den — fürdemokratische Arbeit, die sie aus 
der Zeit 1973-1976 gewohnt waren, fanden 
sie in der KPT nun auch keine Fortset- 
zungsmöglichkeit. 


Die thailändische Regierung, bestens 
über die Spannungen innerhalb der KPT 
informiert, sah nun die Möglichkeit, durch 
einen Amnestieerlaß (Nr. 66/23 und 65/25) 
für KPT Mitglieder, die sich der Regierung 
stellen, der Partei einen großen Schlag zu 
versetzen. VonderKPT enttäuscht und von 
der Regierung „willkommen“, fand seit 
1980 die Rückkehr aus dem Dschungel von 
mehreren tausend Anhängern und einigen 
Mitgliedern der KPT statt. Von den 12.000 
Kämpfern der Befreiungsarmee sollen an- 
geblich nur noch 3.000 bis 4.000 übrig sein. 

Die Amnestiepolitik der thailändischen 
Regierung bezog sich dabei darauf, daß 
die Ursachen deskommunistischen Wider- 
stands in den sozialen Konflikten Thailands 
undden fehlenden demokratischen Partizi- 
pationsmöglichkeiten zu suchen sind. Die 
grundsätzliche Linie dieser Politik war der 
Versuch, sämtliche totalstaatlichen Struk- 
turen zu beseitigen und demokratische 
Gesellschaftsformen unter der Führung 
des Königs zu entwickeln. In der Praxis hat- 
ten deshalb politische Aktionen den Vor- 
rang vor militärischen Aktionen, besonders 
in den von der KPT kontrollierten Gebieten. 
So wurden beispielsweise die medizini- 
sche Versorgung der ländlichen Bevölke- 
rung verbessert oder Bewässerungssyste- 
me und Reisbanken aufgebaut. Vielen ent- 
täuschten KPT-Anhängern wurde dadurch 
die Rückkehr in thailändischen Alltag mög- 
lich, ohne fürchten zu müssen, für frühere 
Aktionen bzw. für die Unterstützung der 
KPT bestraft zu werden. 

Im April 1982 hielt die KPT nach fast 20- 
jähriger Pause, einen neuen Parteitag (der 
vierte) ab, auf dem u. a. auch die Analyse 
der thailändischen Gesellschaft diskutiert 
wurde. Bisher bezeichnete die KPT die 
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Das KPT- Gespenst geht 


n angHok um. 


thailändische Gesellschaft als halb-feudal 
und halbkolonialistisch. Die Gesellschafts- 
analyse von Arbeitsgruppen der Partei aus 
dem Nordosten Thailands, wo vor allem die 
jüngere KPT Generation arbeitet, betonte 
nun das Vordringen kapitalistischer Gesell- 
schaftsstrukturen in den ländlichen Gebie- 
ten Thailands. Diese Gesellschaftsanalyse 
wurde mit knapper Mehrheit auf dem Par- 
teitag als für die KPT gültig angenommen. 
Als wichtigste Änderung gegenüber bishe- 
riger Parteipolitik brachte dieser Parteitag 
die Abkehr der KPT von der pro-chinesi- 
schen Linie und eine Annäherung an alle 
sozialistischen Staaten, einschließlich 
Vietnam, Laos und der Sowjetunion. Diese 
Änderung, von der thailändischen Regie- 


rung als Reaktion auf die Einstellung mate- 
rieller Unterstützung durch China darge- 
stellt, kann eine Rückbesinnung der neuen 
KPT-Führung auf ideologische Eigenstän- 
digkeit bedeuten. 

Eine weitere Neuerung der KPT seitdem 
vierten Parteitag ist die Betonung politi- 
scher Arbeit in den Städten. Bisher sah die 
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KPT den Schwerpunkt ihrer Arbeit in den 
ländlichen Gebieten Thailands, wobei den 
Städten nur die Funktion als Nachschub- 
basis zukam. So war die KPT z. B.nichtan 
dem Studentenaufstand vom 14. Okt. 1973 
beteiligt, der von einer halben Million Men- 
schen in Bangkok unterstützt wurde. Die- 
ser Aufstand führte zum Sturz der damali- 
gen Militärdiktatur Thanom/Prapass und 
leitete die demokratische Regierungspha- 
se bis 1976 ein. Während dieser drei Jahre 
thailländischer Demokratie zeigte sich die 
politische Bedeutung der Städte mit dem 
Heer von Industriearbeitern (vor allem in 
Bangkok), die mit Streiks weite Bereiche 
der thailändischen Industrie lahmlegten 
und eine teilweise Verbesserung ihrer Ar- 
beitsbedingungen erreichten. 

Diese Änderung der KPT-Strategie ist 
zum Teil auch durch die schwierige militäri- 
sche Lage der Partei auf dem Lande be- 
dingt. Bisher war sie dorttiefin den Bergen, 
vor militärischen Übergriffen der thailändi- 
schen Regierung sicher. Dies änderte sich 
seit Mitte der 70er Jahre, als das Militär in 


Großoffensiven fast alle Stützpunkte der 
KPT einnehmen konnte. Diesen militäri- 
schen Aktionen folgte ein groß angelegter 
Straßenbau in die ehemals von der KPT 
kontrollierten Gebiete, was den Militärs nun 
den raschen Zugriff beineuen Aktionen der 
Partei sichert. Diese neue Situation der 
KPT hatte auch eine Umstrukturierung der 
PLAT zur Folge, die bis dahin vor allem von 
den Dschungelstützpunkten aus operierte, 
und ihre militärischen Aktionen gegen Re- 
gierungseinrichtungen teilweise sogar in 
Kompaniestärke (ca. 100 Soldaten) durch- 
führte. Jetzt ist die PLAT in kleinen Einhei- 
ten bis zu 20 Leuten organisiert, die dabei 
nicht mehr als reine Soldaten auszuma- 
chen sind, da sie auch bei normalen Dor- 
fangelegenheiten wie z. B. Reisanbau mit- 
arbeiten. Grundsätzlich wird die Bedeu- 
tung des bewaffneten Kampfes seit dem 4. 
Parteitag geringer betont, wohl auch als 
Antwort auf die veränderte Regierungspo- 
litik. 

Die jüngste Verhaftungswelle in Bang- 
kok stellt sicher einen Rückschlag für die 
politische Arbeit in den Städten dar, undes 
stellt sich die Frage, ob sich die neue Linie 
der KPT unter den veränderten Bedingun- 
gen halten kann. Durch die Wahl von Ver- 
tretern der jungen Generation der KPT in 
wichtige Parteipositionen istallerdings eine 
Fortführung der neuen Parteipolitik auch 
nach der Verhaftung Pirun’s wahrschein- 
lich. Dieser hatte wenige Wochen vor sei- 
ner Festnahme in einem Interview mit ei- 
nem dänischen Journalisten! die neue Po- 
litik der Partei vorgestellt. 

Unter anderem hatte Pirun in diesem In- 
terview erklärt, daß die KPT prinzipiell be- 
reit sei, am legalen parlamentarischen poli- 
tischen Leben teilzunehmen, wenn die ent- 


sprechenden demokratischen Bedingun- 
gen herrschen würden, d. h. unteranderem 
auch die Abschaffung des „Anti-Kommuni- 
sten-Gesetzes“. Allerdings würde sich die 
Partei darauf einstellen, jeder Zeit den be- 
waffneten Kampf wiederaufzunehmen, 
sollten sich die Bedingungen wieder än- 
dern. 
Karl Krüger, 
Südostasien-Informationsstelle Bochum 


1 vgl. „Far Eastern Economic Review“ Juli 19, 1984 


Das Interview, das ausländische Jour- 
nalisten mit Pirun im Juni geführt ha- 
ben und das auszugsweise in der thai- 
ländischen Wochenzeitschrift ’Arthit’ 
veröffentlicht wurde, konnte hier aus 
Platzgründen leider nicht abgedruckt 


werden. Das Interview sowie weitere 
Hintergrundinformationen sind gegen 
einen Unkostenbeitrag bei der 


Südostasien-Informationsstelle, 
Josephinenstr. 71, 4630 Bochum 1 
zu beziehen. 


Pirun Chatvanichkul istwohl die bekannte- 
ste Persönlichkeit der am 3. Juli verhafte- 
ten Mitglieder der KP Thailand. Auf dem 4. 
Parteitag (1982) wurde er zusammen mit 
seiner Frau Chontira Satayawatana in das 
Zentralkomitee der Parteigewählt. Pirunist 
einer der Initiatoren der neuen Parteilinie 
und so etwas wie eine Symboltigur für alle 
jungen politischen Kräfte in Thailand. In 
den letzten Monaten begann er offensiv die 
politischen Vorstellung der KPT in die thai- 
ländische Öffentlichkeit zu tragen. Daß er 
sich dabei auf ein gefährliches Spiel ein- 
ließ, bestätigte sich nun mit seiner Verhaf- 
tung. 
im folgenden veröffentlichen wir einen 
Brief aus Bangkok, der die Ereignisse um 
die Verhaftung etwas erhellt. 

(Red.) 


Bangkok, 7. Juli 1984 


.. „Mehr als nur großes Aufsehen erregte 
ein Interview Piruns in dem thailändischen 
Magazin „Ket Rap“, in dem zum ersten Mal 
die neue politische Linie der Partei an die 
breite Öffenlichkeit kam. Dieses Interview 
enthält u. a. ein Diskussionsangebot an die 
thailändische Regierung, beidem ihr ange- 
boten wird, militärische Aktionen einzu- 
schränken und die KP Thailands zu legali- 
sieren — im Rahmen einer Demokratisie- 
rung Thailands. Militärische Aktionen woll- 
te die KP nurnoch als „Dorf-Polizei“ durch- 
führen, z. B. zum Schutz gegen Dorfkrimi- 
nelle und Vertreter der „Thai-Mafia“, den 
„dark-influences“. Dieses Angebot war 
ernst gemeint, und Pirun forderte das Mili- 
tär (die Regierung) auf, das Amnestiege- 
setz von 1980, das die freie Rückkehr von 
KP-Mitgliedern nach Bangkok und in das 
öffentliche Leben ermöglicht, in die Tat um- 
zusetzen. Auch forderte er die Abschaf- 
fung des „Anti-Kommunisten-Gesetzes“, 
um eine Legalisierung der Partei zuermög- 
lichen. Dieses Interview zeigte vielen fort- 
schrittlichen Leuten eine akzeptabie Politik 
der Partei und wird — wohl auch aufgrund 
der Aktionen der vergangenen Woche, bei 
der der Demokrat Pirun verhaftet wurde — 
neue Aktionsfelder für die Partei in Thai- 
land eröffnen. 

Für den rechten Flügel im Militär war dieses 
Interview eine Herausforderung: ein füh- 
rendes Mitglied der KP Thailands konnte 
nach langer Zeit frei an die Öffentlichkeit 
treten. Dieser Flügel des Militärs verlangte, 
daß sich Pirun der Regierung stelle, anson- 
sten könnten sie für seine Sicherheit und 
Freiheit nicht garantieren. 

Der liberalere Flügel des Militärs, zu dem 
der Initiator der Amnestie-Politik — General 
Chaovalit — zählt, meinte, daß dieses Inter- 
view als Diskussionsvorschlag noch unge- 

nügend sei und die Partei mit konkreten, d. 
h. direkten Kontakten auftreten müsse. 
Die beiden Flügel des Militärs stehen dabei 
z. Zt. in großer Konkurrenz zueinander, 
denn die jährliche Beförderung Mitte Sep- 
tember steht vor der Tür, und sie müssen 
Erfolge in ihrer jeweiligen Arbeit aufweisen. 
Das Militär als ganzes wußte jedoch den 
Aufenthalt der 50 Leute und (wahrschein- 
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Weitere Verhaftungen in Bangkok 


Am 3. bzw. 5. August wurden weitere 3 Personen verhaftet. Eshandelt sich dabei um 

— Sulak Sivaraksa, ein bekannter thailändischer Schriftsteller und Verfasser sozial- 
kritischer Werke (u. a. auch Übersetzer Sokrates, Plato, Aristoteles und der Bibel 
ins thailändische) 

— Chittrakon Tongkasemsuk, Universitätsdozent 

— Kitti Sithichokechinda, Verleger. 

Als Verfasser bzw. Verleger des Buches „Demaskierung der thailändischen Gesell- 

schaft“ wird innen Majestätsbeleidigung vorgeworfen. Aufgrund eines breiten öffent- 

lichen Drucks (u. a. auch Weltkirchenrat, Brot für die Welt, Amnesty International) so- 

wie seines großen Ansehns wurde Sulak am 10.8. gegen Kaution biszum Prozeßfrei- 

gelassen. 

Nach Amnesty International sind inzwischen seit Anfang Juli 36 Menschen wegen 

Mitgliedschaft bzw. Unterstützung der KP Thailands oder angeblicher Verstöße ge- 

gen die Monarchie verhaftet worden. Besonders in Gefahr ist Frau Chontira Sattaya- 

watana, eine bekannte thailändische Literatin und frühere Dozentin an der Thamma- 

sat und der Chulalongkorn Universität. Sie ist im 5. Monat schwanger und ihr wurde 

bisher eine ärztliche Versorgung verweigert. Außerdem ist sie Verhörmethoden aus- 

gesetzt, die ihr und ihres ungeborenen Kindes Gesundheit und Leben ernstlich be- 

drohen. 

Die gesamte Vorgehensweise gegen Intellektuelle und andere Oppositonelle erinnert 

an den blutigen Putsch von 1976. In Thailand glaubt man, daß es die Militärs um Ge- 

neral Arthit sind, die mit den Maßnahmen das Klima für eine Machtübernahme schaf- 

fen wollen. 

Unsere Freunde in Thailand bitten dringend darum in möglichst vielen Briefen von 

Einzelpersonen oder Institutionen gegen die laufenden Verfolgungsmaßnahmen zu 

protestieren und zu fordern, daß 

— die Inhaftierten freigelassen werden oder umgehend vor ein ordentliches Zivilge- 
richt gestellt werden. 

(Urteile eines Militärgerichtes werden ohne das Recht auf Berufung gefällt.) 

— Chontira Sattayawatana Haftverschonung gewährt wird; 

— zu allen Verfahren unabhängige, ausländische Prozeßbeobachter zugelassen 
werden. 

Protestbriefe an: 

Den Botschafter des Königreichs Thailand Dr. Kosol Sindhvananda Übierstr. 65, 

5300 Bonn 

Kopien der Brief bitte an eine der unten stehenden Adressen schicken von denen 

auch weitere Informationen bezogen werden können: 


oder IMBAS 
Postfach 111131 
6300 Gießen 


Südostasien-Informationsstelle 
Josephinenstr. 71 
4630 Bochum 1 


lich noch mehr), wobei eine Seite bestrebt Eine erlaubte und legalisierte Partei ist 
war, den neuen Lichtblick Thailands — Pi- 
run — zu zerstören. 

Wie wir jetzt wissen, sollte diese Verhaf- 
tungsaktion bereits zwei Wochen früher 
durchgeführt werden, als das Parlament 
wieder einmal um eine Verfassungsände- 
rung stritt. Der rechte Flügel in der thailän- 
dischen Poltik versucht nach wie vor, die 
Verfassung zu ändern, damit (aktive) Mili- 
tärs wieder Ministerposten übernehmen 
können. Denn gegenwärtig müssen Mit- 
glieder des Militärs ihren aktiven Dienst 
aufgeben, wenn sie Regierungsmitglied 
werden wollen. Die geplante Verhaftung 
von Pirun und den anderen Leuten sollte 
dabei dem rechen Flügel im Parlament be- 
hilflich sein. Zu dem Zeitpunkt scheiterte 
die Verhaftung jedoch am Einspruch des li- 
beraien Flügels im Militär. Dieser Flügel 
versuchte auch in der vergangenen Wo- 
che, die Verhaftung zu verhindern — aber 
vergeblich. 

Dieser liberalere Flügel ist dabei nicht etwa 
pro-links oder pro KPT. Er versucht nur mit 
offenen Mitteln die KPT gleichzuschalten: 


grund. 


Mit Hurra nach Afrika! 


Deutscher Kolonialismus 

in Ostafrika 

Eine Ausstellung der 
Arbeitsgemeinschaft Afrika und 
Kolonialismus (AGAK) 

c/o W. Hartmann 

Lindwurmstr. 147 


8000 München 2 
Tel.: 089/7 251361 


Exilio 


Die Flüchtlingsiager von 
Colomoncagua — eine Außenansicht 
Ein Video der Medienwerkstatt 
Freiburg, U-Matic, 58 Min. 


Verleih: 
Medienwerkstatt Freiburg, Konradstr. 20, 
7800 Freiburg, Tel. 07 61/709757 


leichter zu kontrollieren als Leute im Unter- 


10 biätter des iz3w, Nr. 120, September 1984 


Minderheiten 


Sündenbock und Milchkuh 


Die chinesische Minderheit in Indonesiens „Neuer Ordnung” 


Nachrichten über die prekäre Lage etwa der Sikhs in Indien, der Tamilen auf SriLan- 
ka, der Biharis in BanglaDesch, der Karen und Schanin Birma oder aber auch der Mo- 
ros auf den Philippinen zeugen von einem für den ganzen asiatischen Kontinent gel- 
tenden Potential innergesellschaftlicher Konflikte. Zu Opfern von Auseinanderset- 
zungen mit einheimischen Volksgruppe in Südostasien wurden und werden immer 
wieder die Chinesen. Seit dem Eindringen des europäischen Kolonialismus mußte 
sich diese aus Südchina eingewanderte Ethnie stets als die „Juden Südostasiens“ 
behandelt sehen. 

Die chinesische Fähigkeit in den neuen südostasiatischen Heimatländern wirt- 
schaftlich erfolgreicher als die alteingesessenen Volksgruppen zu sein, wirkt heute 
noch belastendfort.Ca. 15 Mio. sogenannter „Überseechinesen“ leben dortalsmehr 
oder weniger geduldete ethnische Minderheit. Lediglich in Singapur sind sie gegen- 
wärtig in der Überzahl. Während sich heute die starre Ablehnungshaltung alteinge- 
sessener Mehrheitsgruppen auf den Philippinen und in Thailand spürbar abmildert, 
hält die gespannte — mit unter sogar lebensbedrohliche — Lage der chinesischen 
Volksgruppen in islamischen Staaten wie Brunei, Malaysia und vor allem in Indone- 
sien unvermindert an.' 


iu 
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lem auf der Hauptinsel Java und auf der In- 


Indonesischer Antisinismus - 
sel Kalimantan (Borneo), wo diese wirt- 


Die weit verbreitete indonesische Grund- 
einstellung gegen die Chinesen zeigt sich 
besonders folgenreich etwa in der schnel- 
len Bereitschaft, belanglose Streitereien, 
beispielsweise um die Schuld in einem Ver- 
kehrsunfall, in Gewaltexzesse ausufern zu 
lassen. Sonstige Gepflogenheiten der 150 
Millionen Indonesier, die stets auf soziale 
Harmonie, Konfliktvermeidung und Tole- 
ranz gegenüber anderen Volksgruppen 
bedacht sind, bleiben selbst bei kleinsten 
Reibereien mit den 4.2 Millionen Übersee- 
chinesen meistohne Wirkungskraft. Vor al- 


schaftsstarke Minderheit sich vorwiegend 
niederließ, münden einmal freigesetzte in- 
donesische Aversionen nicht selten in der 
Dembolierung ihrer Geschäfte und ihrer ge- 
waltsamen Verfolgung. Die Tatsache, daß 
28.000 Chinesen im Zeitraum von 1945- 
1977 ermordet wurden, unterstreichtnach- 
haltig die politische Herausforderung, die 
sich aus der spezifisch indonesischen Ag- 
gressivität des Antisinismus ergibt, also je- 
ner weit verbreiteten, tiefsitzenden antichi- 
nesischen Grundstimmung.? Aufgrund der 
fest verankerten Gewaltbereitschaft der in- 


donesischen Gesellschaft sahen sich alle 
nachkolonialen Regime bei derLösung des 
Chinesenproblems vor folgendes Dilemma 
gestellt: Zum einen konnte zur Behebung 
der ökonomischen „Unterentwicklung“ 
schwerlich auf die im Handels- und Kredit- 
sektor einflußreichen Chinesen verzichtet 
werden. Zum anderen war und ist es 
schwierig, die antichinesische Opposition 
nationalistisch-islamischer Gruppen poli- 
tisch im Zaume zu halten. Das Augenmerk 
nachfolgender Überlegungen richtet sich 
nur am Rande auf den sozio-kulturellen 
Gegensatz zwischen einheimischen Indo- 
nesiern und Überseechinesen. Vielmehr 
steht hier die politische Bewältigung desin- 
donesischen Chinesenproblems ange- 
sichts unterschiedlicher, im Kern sogar 
sich widersprechender Anforderungen im 
Blickpunkt des Interesses. Denn indonesi- 
sche Regierungen haben das Kunststück 
der Wahrung innenpolitischer Stabilität zu 
vollbringen, in dem ebenso die ökonomi- 
sche Misere durch eine Mobilisierung und 
Fortschreibung chinesischer Wirtschafts- 
macht überwunden werden soll als auch 
umgekehrt chinesenfeindlichen Erwartun- 
gendurcheine entsprechende Diskriminie- 
rungspolitik Rechnung zu tragen ist. 


Das Erbe des Kolonialismus 


Der Rückblick auf die anfänglichen Begeg- 
nungen von chinesischen und einheimi- 
schen Inselbewohnern verdeutlicht, daß 
diese störungsfrei waren.? Die mit dem 14. 
Jh. einsetzende Einwanderung chinesi- 
scher Händler an die Küsten Sumatras und 
Javas wurde für ebenso unbedenklich ge- 
halten wie die Heirat chinesischer Prinzes- 
sinnen mit den Fürsten des berühmten Ma- 
japahitreiches im 15. Jh. MitdemEinfall der 
Holländer in das indonesische Inselreich 
änderte sich zu Beginn des 17. Jh. das Ver- 
hältnis beider Volksgruppen zueinander 
fundamental. Strömten zuvor nur wenige 
chinesische Siedler in das Inselreich ein, 
und war das Verhältnis zwischen Einwan- 
derern und Einheimischen noch friedlich, 
so bewirkte die Einrichtung des holländi- 
schen Kolonialsystems einen radikalen 
Einschnitt in den Beziehungen der beiden 
Volksgruppen. Die holländischen Koloni- 
satoren legten zunächst die politische 
Grundlage für die wirtschaftliche Ausbeu- 
tung .der Rohstoffe. Dabei bedienten sich 


die Holländer einer wachsenden Anzahl 
chinesischer Immigranten. Denn sie boten 
den im Mutterland bedrängten Chinesen 
die Chance, Aufgaben der Ostindischen 
Kompanie zu erfüllen, die von den neuen 
Kolonialherren nicht wahrgenommen wer- 
den konnten. In dem Kolonialregime fiel al- 
so ab dem 18. Jh. den chinesischen Ein- 
wanderern eine monopolartige Stellung im 
Zwischenhandel, bei der Steuererhebung, 
dem Geldverleih und der Verpachtung ein- 
heimischer Ländereien zu. Nicht nur wurde 
damit der indonesische Adel entmachtet, 
es erhöhten sich aufgrund spezieller Land- 
pachtverträge zugunsten der neuen chine- 
sischen Zwischenschicht, auch die Steuer- 
last und der Arbeitsdruck für den einheimi- 
schen Bauer. Folge dieser ökonomischen 
und damit auch politischen Rollenvertei- 
lung durch das holländische Kolonialregi- 
me war, daß zwar die einströmenden Über- 
seechinesen zu einer geschäftstüchtigen 
Zwischenschicht aufsteigen konnten. Sie 
wurden aber wegen ihrer ausbeuterischen 
Funktion gegenüber den Einheimischen 
damit gleichzeitig zum nützlichen Sünden- 
bock der gesamten Kolonialpolitik. 


Die Chinesen als Sündenböcke 


Die zuvor friedlichen Beziehungen beider 
Volksgruppen verschlechterten sich nicht 
nurwegen der chinesischen Beherrschung 
des einheimischen Bauers, sondern eben- 
falls, weil es umgekehrt den Indonesiern 
mißlang eine eigene, konkurrenzfähige 
Händlerschicht zu entwickeln. Diese dar- 
aus sich ergebende Unzufriedenheit orts- 


ansässiger Indonesier mit der wirtschaftli- 
chen Dominanz der Chinesen, nutzten 
dann auch immer wieder die holländischen 
Kolonialisten in ihrem Sinne. Um den auf- 
kommenden Unmut einheimischer Volks- 
gruppen über ihre ökonomische Unter- 
drückung zu kanalisieren, erließen die Holl- 
änder bereits zu Anfang des 19. Jh.s eine 
Reihe antichinesischer Maßnahmen; u. a. 
mußten fortan die beiden Volksgruppen in 
abgetrennten Wohnbezirken leben. Als 
Folge dieser Ghettoisierungspolitik kam es 
1740 in der „Batavian Fury“ zumersten chi- 
nesischen Aufstand. Derartige Praktiken 
kolonialrechtlicher Benachteiligung bis hin 
zur Schürung von Pogromen setzten sich 
über die gesamte Zeit des Kolonialismus 
fort. Eine Verschärfung der ethnischen 
Spannungen zog dabei nochmals die Ende 
des 19 Jh. auftretende Konkurrenz zwi- 
schen indonesischem Nationalbewußtsein 
und dem zeitlich parallel anwachsendem 
kulturellen Selbstbewußtsein der Übersee- 
chinesen nach sich, das vor allem durch 
nationalistische Bewegungen im chinesi- 
schen Mutterland enormen Auftrieb erfuhr. 
Dem „Sarekat-Isiam“, der ersten massen- 
wirksamen indonesischen Nationalbewe- 
gung gelang es zu Beginn des 20. Jh., den 
mohammedanischen Glauben so mit den 
Ideen politischer Unabhängigkeit zu ver- 
schmelzen, daß damit auch die verbreitete 
antichinesische Grundstimmung ein un- 
überhörbares politisches Ventil fand. Sei- 
tens der „Sarekat-Islam“-Bewegung wur- 
de den Chinesen der Vorwurf gemacht, sie 
würden wie die anderen ausländischen Un- 
ternehmer die Einheimischen ausnützen 
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und die eigene Wirtschaft durch aggressi- 
ven Wettbewerb ausschalten.? Zu offenen 
antichinesischen Übergriffen kam es dann 
1918 in der Kudus-Rebellion. Opfer jener 
gewaltsamen Ausschreitungen wurde aber 
nur die wehrlose chinesische Händler- 
schicht, nicht aber die hauptsächlichen 
Nutznießer des Kolonialregimes, die hol- 
ländischen Kapitalisten. 


Diskriminierung und Repression 


Die Erfahrung wachsender politischer Be- 
nachteiligung durch die holländischen Ko- 
lonialbehörden und die zunehmende kultu- 
relle Zurückweisung durch einheimische 
Volksgruppen förderte immer wieder die 
soziale Abkapselung der Chinesen. In der 
Schließung von Firmen, in Beschränkun- 
gen für das Reisen und den Zugang zu wei- 
terführenden Schulen sowie einer rassi- 
schen Gerichtsbarkeit findet die antichine- 
sische Kolonialpolitik ihren deutlichsten 
Niederschlag. So erhielten in einem Kolo- 
nialgesetz von 1910 in China geborene 
Chinesen, die sogenannten Totoks, einen 
ausländischen Rechtsstatus und in Indo- 
nesien geborene Chinesen, die Perana- 
kans, den Status holländischer Unterta- 
nen. In der Praxis hieß dies, im Unterschied 
zu den Totoks durften die Peranakans we- 
gen ihres privilegierten Status als holländi- 
sche Untertanen auf weiterführende Schu- 
len gehen. Mit dieser staatsrechtlichen 
Ausgrenzung der Totoks verstärkte sich 
deren kulturelle Desintegration, d. h. die 
dortige Kolonialpolitik trachtete nicht nur 
danach die Chinesen gegen die einheimi- 
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schen Indonesier auszuspielen, sondern 
gleichfalls die überseechinesische Ge- 
meinde selbst in eine ethnisch „harte“, inte- 
grationsunwillige und in eine ethnisch „wei- 
che“, integrationsbereite Gruppe zu spal- 
ten. Als Konsequenz dieser kolonialen Tei- 
lungspolitik zogen sich die Totoks zu Be- 
ginn des 20. Jh.s abermals auf ihre traditio- 
nellen Vorstellungen eines „sinozentristi- 
schen“ Weltbildes zurück. Dies erlaubte es 
ihnen, in Situationen akuter Bedrohung 
sich selbst als „Reich der Mitte“ zu erfah- 
ren, und so ihre Kulturgemeinschaft als die 
der „indonesischen Barbaren des Südens“ 
überlegenere hinzustellen. Die kulturelle 
und staatsrechtliche Desintegration der 
Totoks ist somit wesentlich ein direktes Re- 
sultat holläridischer Politik. Denn wie auch 
nach der Unabhängigkeit steuerteman den 
einheimischen Unmut über eine legale Dis- 
kriminierung der Totoks, ohne daß dabei 
das Kolonialregime als Ganzes gefährdet 
werden konnte. 

Nach der Niederlage der Japaner im 2. 
Weltkrieg und der Rückkehr der Holländer 
entzündete sich erneut an der Einschät- 
zung des alten Regimes der ethnische Ge- 
gensatz. Die einheimischen Nationalisten 
hielten den Chinesen vor, sich gleichgültig 
gegen die zu erstrebende indonesische 
Unabhängigkeit zu verhalten, da sie zwar 
gegen die japanischen Eindringlinge ge- 
kämpft hätten, aber nun für die Rückkehr 
der Holländer votierten. An der Frage der 
nationalen Loyalität der Überseechinesen 
entbrannte auch nach der 1949 erkämpf- 
ten Dekolonisierung immer wieder das 
Mißtrauen nationalistischer Indonesier. 


Die Fortdauer ethnischer 
Spannungen 

Auch nach der Befreiung vom holländi- 
schen Kolonialismus änderte sich mit der 
Unabhängigkeit von 1949 weder das kon- 
fliktgeladene Verhältnis zwischen diesen 
Volksgruppen noch die politische Diskrimi- 
nierung der Chinesen. Denn sowohl für das 
Sukarno-Regime als auch für das nach 
1965 sich etablierende Suharto-Regime 
der „Neuen Ordnung“ blieb die koloniale 
Hypothek einer eminenten chinesischen 
Wirtschaftsmacht bei deren gleichzeitiger 
kultureller Desintegration erhalten. Die ko- 
loniale Hypothek einer ungelösten Chine- 
senfrage verschärfte sich nochmals im er- 
sten Stadium der politischen Emanzipation 
des Landes, dain der Sukarno-ZeitdasBe- 
wußtsein besonders wach war, zwar die 
Staatsmacht zu besitzen, aber wirtschaft- 
lich vor allem den Chinesen immer noch 
keine konkurrenzfähige, eigene Unterneh- 
merschicht entgegensetzen zu können. Im 
Gegenteil: Sukarno und Suharto waren 
bzw. sind gleichermaßen gezwungen eine 
politische Doppelstrategie in der Chine- 
senfrage zu ergreifen; dem wachstumspo- 
litisch motivierten Pakt mit den finanzkräfti- 
gen Chinesen stehen die Erwartungen an- 
tichinesischer Kreise nach einer massiven 
Diskriminierung gegenüber. Angesichts 
der spezifisch indonesischen Brisanz des 
Chinesenproblems verwundert dann kaum 
die dortige Schaukelpolitik gegenüber die- 
ser gefährdeten Minderheit. Je nach aktu- 
eller politischer Situation sind bis heute die 
Chinesen ein nützliches Instrument für die 


wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
oder aber im Falle des Anwachsens einer 
regimegefährdenden antichinesischen 
Opposition ein gleichfalls nützlicher Sün- 
denbock. Vornehmlich unbefriedigte Er- 
wartungen einheimischer Unternehmer 
schlugen immer wieder in eine massive an- 
tichinesische Stimmung um, so etwa 1956 
in derislamischen Assaat-Bewegung indo- 
nesischer Geschäftsgruppen oder aber 
auch nach 1965 als eine Begleiterschei- 
nung des Regime-Wechsels von Sukarno 
zu Suharto. Zu gewaltsamen antichinesi- 
schen Ausschreitungen kam es dann auch 
wieder 1974 anläßlich des Besuchs des ja- 
panischen Ministerpräsidenten, ebenso 
bei den Unruhen von 1980 und zuletzt im 
Rahmen der Präsidentschaftswahlen von 
1982°. 


Die Chinesen und ihre 
Strohmänner 


Bei der Bekämpfung der Armut Indone- 
siens zögert die jetzige Regierung kaum 
noch, sich des chinesischen Kapitals zu 
bedienen. Allerdings ist diese Praxis regie- 
rungsintern umstritten. Die Linien verlaufen 
zwischen einer eher pragmatischen Grup- 
pe, die die chinesische Wirtschaftskraft 
aus handfesten eigenen Interessen unter- 
stützt, und einer assimilationistischen 
Gruppe, die schneller den Einfluß der Chi- 
nesen eindämmen will. Die sogenannte 
„Aspri-Fraktion“ innerhalb der Regie- 
rungspartei Golkar — eine Gruppierung um 
Informationsminister Ali Murtopo und die 
Präsidentengattin — versteht es, mit Hilfe 


chinesischer Finanziers, den „Cukongs“, 
sich über Strohmännergeschäfte persön- 
lich zu bereichern. So üben einflußreiche 
zivile und militärische Staatsbeamte durch 
die lediglich formelle Übernahme der Fir- 
meneignerschaft eine einträgliche Schutz- 
funktion für die Geschäfte der unliebsamen 
Cukongs aus. Diese Korruptionspraxis, der 
„Cukongkismus“, war bereits seit Anfang 
der 70er Jahre mehrere Male Anlaß für Pro- 
teste der regimeinternen Opsus-Fraktion 
um Verteidigungsminister Sumitro. 


Widersprüche in der Politik der 
„Neuen Ordnung“ 


Diese grundverschiedene Interessenlage 
bringt dann auch miteinander rivalisieren- 
de politische Assimilationsstrategien mit 
sich.® Lediglich die Aufforderung seit 1967 
an alle in Indonesien geborenen Chinesen, 
nun endlich die „Assimilation mit den gebo- 
renen (einheimischen, d. Verf.) Indone- 
siern nicht länger zu verzögern, findet brei- 
te Zustimmung.’ Ein Interessens- und 
Machtkompromiß ist offensichtlich durch 
das Konzept der „pribumisasi“ erzielt wor- 
den. Danach soll der auf 70 % geschätzte 
Einfluß der Chinesen im Handels- und Kre- 
ditsektor reduziert werden. im Gegenzug 
sollen die einheimischen Unternehmen 
durch die bevorzugte Vergabe von Staats- 
aufträgen und Dariehen gezielt unterstützt 
werden. 

Obwohl aufgrund dieser Politik bereits 
1977 viele chinesische Geschäfte verkauft 
werden mußten, wird die Chinesenpolitik 
der „Neuen Ordnung“ wesentlich davon 
beeinflußt, daß sich die indonesischen Un- 
ternehmer nach wie vor ökonomisch im 
Hintertreffen gegenüber den Chinesen füh- 
len. 

Unbestritten ist das allgemein höhere 
Durchschnittseinkommen der Chinesen. 


Auch heute ist es nicht denkbar, daß ein 
Chinese das indonesische Fahrradtaxi Be- 
caks treten würde. „Unterklassige“ Tätig- 
keiten sind weiterhin ausnahmslos den In- 
donesiern vorbehalten. Genau diese mate- 
rielle Überlegenheit der Chinesen ist Ursa- 
che für die immer wieder aufflackernde an- 
tichinesische Stimmung. 


Dennoch ist die chinesische Volksgruppe 
in Indonesien keineswegs ein homogener 
Block: der Mehrzahl kleiner Geschäftsbe- 
sitzer steht eine zahlenmäßig zwar klei- 
nere, dafür aber umso potentere Gruppe 
chinesischer Finanziers gegenüber. Gera- 
de aber diese Minderheit in der Minderheit 
läßt die Vorurteile vom „ausbeuterischen“ 
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und „raffgierigen“ Chinesen in der indone- 
sischen Bevölkerung weiterleben. 


Hauptstadt Jakarta 


Auf dem Weg nach Tebet Timur, einem 
südlichen Stadtteil der Hauptstadt Jakarte, 
fragte mich Ende Dezember 1983 ein java- 
nischer Taxifahrer, ob es denn in Europa 
auch so viele chinesische Geschäftsleute 
gäbe. In Indonesien befände sich die Wirt- 
schaft zu nahezu 100 % in deren Händen. 
Mein javanischer Gesprächspartner führte 
in der sich entwickelnden Plauderei bered- 
te Klage darüber, daß nicht nur die ganze 
Volkswirtschaftin chinesischem Besitz wä- 
re, darüber hinaus, erläuterte er, stecke 
eben dasMilitär mit diesen auch noch unter 
einer Decke, so daß von seiten der Politiker 
der „Neuen Ordnung“ nichts gegen diese 
fremde Volksgruppe unternommen werde. 
Der anschließende Besuch eines chinesi- 
schen Restaurants gab mirdann einen wei- 
tere Einblick in die Explosivität der Bezie- 
hungen beider Volksgruppen. Kann man 
sonst die javanische Toleranz bei der 
Schlichtung privater Streitereien bewun- 
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dern, so versagt diese bei der Beteiligung 
eines Chinesen. Als ich mit meinem chine- 
sischen Freund durch einen südlichen 
Stadtteil Jakartas bummelte, wurde ich 
Zeuge eines Konfliktfalles zwischen einem 
aufgebrachten Javaner und einem Chine- 
sen. 

Aus einem bereits vorangegangenen Streit 
mit dem Sohn des chinesischen Ladenbe- 
sitzers zog jener Javaner für sich die 
Rechtfertigung, den Vater aufzusuchen, 
um ihn für ein offensichtliches Vergehen 
des Sohnes wild gestikulierend zur Re- 
chenschaft zu ziehen. Trotz des äußerst 
defensiven Verhaltens des chinesischen 
Ladeneigentümers konnte der Javaner in 
seiner Wut nicht besänftigt werden. Dies 
gelang auch dann nicht, als indonesische 
Polizei auftrat und den Konflikt zu schlich- 
ten versuchte. Nach erregtem Hin und Her 
drängten die beiden Ordnungskräfte den 
aufgebrachten Mann aus dem Geschäft 
hinaus. Selbst das martialische Auftreten 
der Polizisten, außerhalb des chinesischen 
Restaurants schossen sie mehrere Warn- 
schüsse in die Luft, konnte den Zorn des 
Javaners und seiner mittlerweile zusam- 
mengelaufenen Freunde kaum dämpfen. 
Mein chinesischer Freund prophezeite mir, 
daß in dieser Nacht die Zerstörer hierher 
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kommen würden, und dies wäre nicht das 
erste Mal. Ohne größeren Anlaß würde im- 
mer wieder Glodock, das chinesische Ge- 
schäftsviertel Jakartas, von indonesischen 
Randalierern heimgesucht. 

Die Mutter meines Freundes berichtete, sie 
selbst wäre genau aus dieser Furcht aus 
chinesischen Wohnvierteln weggezogen. 
In Glodock hätte man ständig indonesische 
Unruhestifter zu erwarten, gegen die die 
Polizei allenfalls bei Tage ausreichend 
Schutz biete. 


Die Situation staatsrechtlicher 
Unsicherheit 


Weder vermag das Suharto-Regime in 
ausreichendem Maße für die persönliche 
Sicherheit der 4.2 Mio. Überseechinesen 
sorgen, noch weist die bedenkliche hohe 
Anzahl, die über keinen gültigen indonesi- 
schen Ausweis verfügen, auf einen befrie- 
digenden Rechtsstatus dieser ethnischen 
Minderheit hin. Immer noch knapp die Hälf- 
te dieser Volksgruppe hat keinen indonesi- 
schen Pass und die meisten davon wün- 
schen sich auch heute noch die Staatsan- 
gehörigkeit der VR China beizubehalten; 
kurzum das Vertrauen in den indonesi- 
schen Staat ist weiterhin sehr gering.? 

In keinem anderen südostasiatischen 
Land befinden sich die Überseechinesen in 
einer derart verzwickten politischen Lage: 
einerseits wird mit assimilationistischen 
Rufen ihre Zwangsanpassung gefordert, 
andererseits werden ihnen nur langsam 
neue Einbürgerungslizenzen übereicht. 
1980 wurden immerhin für West-Kaliman- 
tan und Jakarta knapp 200.000 Einbürge- 
rungen verfügt, obwohl noch ein halbes 
Jahr zuvor Geheimdienstmeldungen von 
der bevorstehenden Ausweisungen einer 
Million sogenannter Auslandschinesen 
sprachen.? 

Der regierungsamtlichen Klage einer zu 
geringen Eingliederungsbereitschaft steht 
ein zurückhaltendes Angebot, indonesi- 
sche Pässe auszustellen, gegenüber. In ih- 
rer geradezu ängstlichen Lösungsbereit- 
schaft hinsichtlich der politischen Integra- 
tion der Überseechinesen spiegeln sich ne- 
ben der Furcht vor innerer Opposition auch 
außenpolitische Spannungen mit dem 
kommunistischen China. Nach wie vor 
spürbar sind in Jakarta die Vorbehalte ge- 
genüber den Inlandschinesen als einer 5. 
Kolonne Pekings, wobei man nicht vergißt, 
auf die Rolle Pekings während des Macht- 
wechsels von 1965 hinzuweisen. Noch im- 
mer verübelt das damals an die Macht ge- 
kommene Regime der „Neuen Ordnung“ 
der VR China, einen kommunistischen 
Putsch unterstützt zu haben. Auch jetzt 
noch ist diese Furcht vor China unüberhör- 
bar aus dem Vorwurf der Unterstützung der 
inzwischen verbotenen, kommunistischen 
Partei zu entnehmen. So verwundert dann 
nicht, daß die seit 1967 abgebrochenen 
Beziehungen zu Peking nicht nur weiterhin 
auf ihre Wiederaufnahme warten lassen, 
sondern darüber hinaus wird durch das in 
jüngster Zeit festzustellende außenpoliti- 


sche Liebäugeln mit Vietnam, dem Kriegs- 
gegner Chinas, das ohnehin gespannte 
Verhältnis weiter verschärft.'° Indonesi- 
sche Befürchtungen einer Ausweitung Pe- 
kinger Macht nach Südostasien hemmen 
damit nachhaltig die substantielle Lösung 
der Staatsangehörigkeitsfrage und somit 
die politische Eingliederung der chinesi- 
schen Minderheit. Ohne diese politische 
Eingliederung kann aber auch schwerlich 
deren kulturelle Integrationsbereitschaft 
glaubwürdig gefördert werden. Genau die- 


sem Dilemma unterliegt auch die zwang- 
sassimilationistische Kulturpolitik des Suh- 
arto-Regimes. In Reaktion auf ihre perma- 
nente Diskriminierung fühlen sich vor allem 
die ohnehin kaum integrationswilligen To- 
toks gezwungen, sich kulturell von den in- 
donesischen Mehrheitsgruppen abzu- 
grenzen. Angesichts des Verbots autono- 
mer Bildungsinstitutionen und eigener Zei- 
tungen verwundern dann kulturelle Ab- 
schottungstendenzen nicht, auch wenn die 
Chinesen sich dadurch erst recht gängigen 
Anfeindungen aussetzen, wie etwa in ihren 
Clans herrsche eine „soziale Exklusivität“, 
die die Einheimischen ausschlösse. Kaum 
vertrauenserweckend wirkt ein weiterhin 
gültiges Gesetz, wonach bereits eingebür- 
gerte Chinesen zur Annahme eines indo- 
nesischen Namens ermutigt werden, aber 
bei einer tatsächlichen Namensänderung 
der alte chinesische Name in den persönli- 
chen Akten rot unterstrichen wird, so daß 
jedem Staatsbeamten gleich die ethnische 
Zugehörigkeit ins Auge springt. Auch las- 
sen sich in Glodock heute kaum noch chi- 
nesische Schriftzüge finden. Denn die 
Furcht vor administrativer Willkür oder dem 
aufgebrachten Mob auf der Straße zwingt 
zu verstärkten Anpassungen an die einhei- 
mische Kultur. Um den fatalen Teufelskreis 
von Vorurteilen, Diskriminierung, Gewalt 
und Gegengewalt zu durchbrechen, bedarf 
es eines Minimums an Vertrauen auf seiten 
der Regierung und der chinesischen Min- 
derheit in Indonesien. 

Helmut Schillinger 
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Pestizide in der 3. Welt 


Der Kreislauf des Giftes — 


noch immer ungebremst 


Vor zwei Jahren wurde an dieser Stelle 
über die verheerenden Folgen des Exports 
von Pestiziden in die Dritte Welt berichtet 
{iz3w 104, Sept. 82). 

Der aktuelle politische Anlaß von da- 
mals, die anstehende Novellierung des 
Pflanzenschutzgesetzes, besteht unver- 
ändert: Das neue Gesetz ist noch immer 
nicht verabschiedet. 

Die Probleme des Pestizidexports wer- 
den unterdessen immer gravierender, die 
Folgen deutlicher. Einige Nachrichten aus 
den letzten Monaten mögen das illustrie- 
ren: 


* Unter dem Datum vom 3.2.84 teilte ein nie- 
dersächsischer Futtermittelhändier seinen Kun- 
den folgendes mit: „...zeigen wir hiermit an, daß 
wir für alle unsere Milchviehfutterfabrikate, die 
zwischen dem 7. Januar 1984 und dem 31. Ja- 
nuar 1984 ausgeliefert wurden, ein absolutes 
FÜTTERUNGSVERBOT aussprechen müssen. 
... In einigen unserer Fabrikate wurde ein Rück- 
stand von einem Insektizid (ACH) nachgewie- 
sen. Die Ursache dieses Schadstoffes liegt an 
einem unsachgemäßen Gebrauch von Pflan- 
zenschutzmitteln im Ausland. .Wir bitten Sie, Ih- 
rer Molkerei mitzuteilen, daß Sie unsere Milch- 
viehfutter-Fabrikate verfüttert haben, damit. die- 
se die Milch entsprechend separieren können. 
Desweiteren müssen Sie davon absehen, Ihre 
erzeugte Milch zu trinken und insbesondere 
nicht an Kleinkinder zu verabreichen. ... 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, daß wir 
nicht allein hiervon betroffen sind. Dies kann 
morgen auch unverschuldet jeden anderen tref- 
fen. ...“' 

Der Händler erklärte sich bereit, die belaste- 
ten Futtermittel gegen eine neue Lieferung ein- 
zutauschen. 


* Genüßlich schlachteten zahlreiche Zeitun- 
gen, allen voran der Spiegel, im Februar 1984 ei; 
ne Meldung aus, die der damalige hessische 
Umweltminister Schneider in Umlauf gebracht 
hatte. Danach seien die berühmten Jute-statt- 
Plastik-Säcke so stark mit einer ganzen Reihe 
von Pestiziden (u.a. HCH, HCB und Heptachlor) 
belastet, daß dringend vom weiteren Gebrauch 
der „Gesinnungstextilien“ abzuraten sei. Zwar 
stellte sich schnell heraus (durch Analysen der 
3. Welt-Handelsorganisationen, nicht etwa 
durch eine Richtigstellung Schneiders), daß die 
von den Kleinbauersfrauen in Bangla Desh her- 
gestellten Jutesäcke fast rückstandsfrei sind. 
Die festgestellten Werte dagegen waren echt, 
allerdings gemessen an industriellen Jutesäk- 
ken aus Indien.? 


* Der evangelische Pressedienst (epd) mel- 


dete im Mai: „Im brasilianischen Bundesstaat 
Paranä sind von Januar bis März 1984 der Tod 
von mindestens zehn Menschen und 625 Fälle 
schwerer Erkrankungen auf die unsachgemäße 
Anwendung von Pestiziden zurückzuführen. 
(Die Vergiftungsfälle) traten ... fast aus- 
schließlich auf Baumwoll-, Soja- und Kaffee- 
plantagen auf. Zurückzuführen ist die alarmie- 
rend gewachsene Gefährdung der dort arbei- 
tenden Menschen auf die rasch ausgeweitete 
Anwendung moderner Anbautechniken... Noch 
vor wenigen Wochen hat der. brasilianische 
Landwirtschaftsminister Nestor Jost vor einer 
zur Ausarbeitung eines restriktiveren Pflanzen- 
schutzgesetzes eingesetzten Kommission die 
Kritiker des hohen Petizideinsatzes als Dema- 


gogen bezeichnet.” 


Im übrigen ist in Brasilien der Widerstand ge- 
gen den gerade dort extrem hohen Pestizidein- 
satz rasch im Wachsen und hat auch Ergebnis- 
se auf politischer Ebene, wie das Plakat des 
Landtag von Rio Grande do Sul demonstriert, 
gezeigt. (s. Foto) 


* Am 6.7.83 fand im Bundesgesundheitsamt 
eine Anhörung zu den Gefahren des Herbizids 
Paraquat statt, nachdem bekannt geworden war 
(u.a. durch eine mündliche Anfrage der Grünen 
im Bundestag), daß dieser Wirkstoff zu zahlrei- 
chen Vergiftungen bei Menschen führte, daß er 
durch kein Gegengift zu behandeln ist, und daß 
er sich bei wiederholter Anwendung im Boden 
ansammelt, sodaß diese Böden mit der Zeit un- 
fruchtbar werden. Trotzdem ist Paraquat in der 
BRD nicht verboten. Lediglich die Anwendung 
nach der Weizenblüte und in Gewässern istnicht 
erlaubt. Auf die Anfrage der Grünen nach einem 
sofortigen Verbot aufgrund der erkannten Ge- 
fahren erklärte die Bundesregierung: „Frau Kol- 
legin, das was Sie gefragt haben, istrechtlich lei- 
der nicht möglich.“* 

In welchem Licht das „leider“ zu sehen ist, 
zeigt die erneute Zulassung des Ultragifts Dio- 


xin (das in dem Herbizid 2, 4, 5 - T enthalten ist)' 


durch das Bundesgesundheitsamt, nachdem es 
unter dem Druck der Öffentlichkeit zeitweilig 
verboten war. Unter dem Druck der chemischen 
Industrie können die Dioxinskandale weiterge- 
hen. 2,4,5-T ist in über 60 Präparaten auf dem 
deutschen Markt.? 


* Ende Juli 1984 läßt sich die Chemiefirma 
Schering in Berlin erfolgreich vor Gericht bestä- 
tigen, daß das in Berlin geltende Verbot, nicht- 
landwirtschaftliche Flächen durch Herbizide zu 
„säubern“, einen Eingriff in ihre Berufsfreiheit, in 
ihr Eigentumsrecht und damit einen Verstoß ge- 
gen das Grundgesetz bedeute.® 

In Bonn berät die Bundesregierung unterdes- 
sen, wie die durch alle möglichen Gifte allmäh- 
lich absterbenden Böden noch gerettet werden 
können. 


Pestizidrückstände: das 
importierte Gift 


Die Meldungen über erhöhte Rückstände 
in — meist importierten — Nahrungsmitteln 
häufen sich. Das ist erstaunlich, denn ei- 
gentlich ist die Chance sehr gering, daß 
solche die zulässigen Höchstwerte über- 
schreitenden Pestizidrückstände entdeckt 
werden, und dann auch in der Öffentlichkeit 
über sie berichtet wird (rückstandsfreie Le- 
bensmittel werden ohnehin praktisch nicht 
mehr gefunden)’. Die Liste der in der 
Höchstmengenverordnung® aufgeführten 
Pestizide umfaßt über 400 Pestizide — zu 
viele, als daß auch nur nach 10 % davonre- 
geimäßig gefahndet werden könnte, zuwe- 
nige, als daß wirklich alle weltweit ange- 
wandten Stoffe erfaßt werden könnten. Au- 
ßerdem werden lediglich Lebensmittel für 
den menschlichen Verzehr kontrolliert, so 
daß es beim Auftauchen von Rückständen 
z.B. in der Milch erst mühsamer Detektivar- 
beit bedarf, um die Herkunft nachzuwei- 
sen. Im Fall des erwähnten niedersächsi- 
schen Futtermittelskandals war das noch 
vergleichsweise einfach: In aus Indien im- 
portierten Tamarindensamen, die dem 
Futter beigemischt waren, fanden sich 
HCH-Rückstände bis zum 475-fachen der 
zugelassenen Höchstmenge.? Wesentlich 
schwieriger ist es schon, den Nachweis zu 
führen, daß die hohe generelle Belastung 
der Milch ganz allgemein mit dem Futter- 
mitteleinsatz zusammenhängt. In einem 
Langzeitversuch in Kiel ist dies jedoch jetzt 
eindeutig erwiesen worden.'° Dort wurden 
jeweils zum gleichen Zeitpunkt Futtermit- 
telproben und Milchproben genommen. 
Die ermittelten Schadstoffbelastungskur- 
ven verliefen fast völlig parallel. Außerdem 
erwies sich die Milch im Winter um ein. 
mehrfaches höher belastet als im Sommer, 
wo ein Teil des Futters Grünfutter ist.!' Ne- 
ben dem HCH konnten auch bei der Bela- 
stung der Milch durch PCB und durch Afla- 
toxin, Futtermittel als eine wichtige Ursa- 
che ermittelt werden. 


Diese dauernde Belastung ist letztlich 
viel gravierender als einzelne schlagzei- 
lenträchtige „Skandale”. Solche für die Be- 
teiligten peinlichen Zwischenfälle werden 
im übrigen nicht etwa dadurch behoben, 
daß die kontaminierte Milch weggeschüttet 
wird. Wenn im Brief des zitierten Futtermit- 
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telhändlers vom „Separieren“ der Milch die 
Rede ist, so ist in Wirklichkeit genau das 
Gegenteil gemeint: die vergiftete Milch wird 
mit weniger belasteter Milch solange ver- 
dünnt, bis die erlaubten Höchstmengen un- 
terschritten sind. Für die Molkereien und 
anderen Zweige der Nahrungsmittelindu- 
strie ist die Höchstmengenverordnung also 
gewissermaßen eine Mindestmengenver- 
ordnung. Die Höchstwerte geben den 
Spielraum an, der dann natürlich auch aus- 
genutzt wird. 


Es lohnt sich, noch kurz nach der Her- 
kunft des HCH, des im Fall der Futtermittel 
zur Zeit meistdiskutierten Rückstands, zu 
fragen. HCH (Hexachlorcyclohexan) wird 
in der Bundesrepublik in großen Mengen 
produziert. Verwendet, zumindest legal 
verwendet, wird davon allerdings nur ein 
kleiner Teil, nämlich das X-HCH, bekannt 
als Lindan. Ingroßem Umfang wurde es zu- 
letzt in Bayern gegen den Borkenkäfer ein- 
gesetzt, wobei sich seine hohe Giftigkeit 
wieder einmal erwies, als einige Anwender 
sich vergifteten. Dabei gilt Lindan als der 
harmioseste Bestandteil von HCH. Die üb- 
rigen Bestandteile, die im Gesamt-HCH zu 
mehr als 80 % enthalten sind, gelten als 
noch wesentlich giftiger. Lindan kann aber 
nur zusammen mit diesen anderen Isome- 
ren hergestellt werden, sodaß auf die Pro- 
duktion von 1 Tonne Lindan ca. 7 Tonnen 
weiterer HCH-Isomere kommen, die zwar 
für den Menschen sehr giftig, als Pestizid 
unmittelbar jedoch nicht zu gebrauchen 
sind. Die früher auch in der BRD und heute 
noch in vielen Ländern der 3.Welt übliche, 
billigere Methode, das Lindan gar nichterst 
zu isolieren, sondern gleich das ganze 
„technische HCH“ auszusprühen, ist bei 
uns seit 1974 verboten. Für die Industrie 
stellt sich da natürlich die Frage: wohin mit 
dem Zeug? Die inzwischen berüchtigte Fir- 
ma Boehringer (Hamburg) ist zwei Wege 
gegangen:'? Zunächst verarbeitete sie ihr 
Rest-HCH (bei einer Lindan-Produktion 
von 1400 t sind das immerhin rund 10.000 
im Jahr) zu dem Herbizid 2,4,5-T. Seit sich 
Boehringer unter demDruck der Öffentlich- 
keit zu einem Produktionsstop dieses dio- 
xinhaltigen Pflanzenkampfstoffs verpflich- 
tet hat, wird stattdessen Hexachlorbenzol 
(HCB) hergestellt. Im Gegensatz zum im- 
mer noch erlaubten 2,4,5-T ist HCB aller- 
dings in der BRD nicht zugelassen. Daß 
Boehringer dieses HCB in die Dritte Welt 
exportiert, ist bislang nicht erwiesen. Die 
Frage stellt sich freilich, was die Firma an- 
sonsten wohl mit 10.000 Tonnen HCB im 
Jahr anfängt, und auch, woher die hohen 
PCB-Rückstände z.B. in argentinischem 
Fleisch, in Kaffee oder in den Jutesäcken 
kommen. 


Pestizidvergiftungen in der 
Dritten Welt 


Während in der Bundesrepublik und den 
anderen Industriestaaten vor allem die 
Dauerbelastung mit Pestiziden und ande- 
ren chemischen Giften unsere Gesundheit 


gefährdet und sich diese Auswirkungen 
eher schleichend und fein verteilt zeigen, 
kommen in der Dritten Welt eine hohe Zahl 
von akuten Vergiftungsfällen hinzu. Immer 
wieder genannt werden hier die einzigen 
verfügbaren, mit großer Wahrscheinlich- 
keit viel zu niedrig angesetzten Zahlen der 
WHO: 500.000 Vergiftungen durch Pestizi- 
de im Jahr, davon 5000 tödliche Fälle. 


Wenn man bedenkt, daß allein in einem 
brasilianischen Bundesstaat (Paranä: ca. 8 
Mill. Einwohner) rund 2000 Krankenhaus- 
einweisungen pro Jahr wegen Pestizidver- 
giftungen erfolgen,'? kann man sich das 


schreckliche Ausmaß der Vergiftungen. 


vielleicht vorstellen. In Nicaragua hat die 
Belastung menschlichen Fettgewebes mit 
DDT 97 ppm erreicht, das 16-fache des 
Weltdurchschnitts und das 97-fache z.B. 
des in der BRD zulässigen Höchstwerts für 
Milch. Die Muttermilch der nicaraguensi- 
schen Frauen ist um mehr als 40 mal stär- 
ker mit DDT belastet als der WHO-Stan- 
dard noch für akzeptabel hält.’* Zumindest 
in den bereits seit Jahrzehnten mit Pestizi- 
den bearbeiteten Gegenden ist also auch 
die chronische Vergiftung in der Dritten 
Welt bereits enorm hoch. Das Ausmaß die- 
ser Vergiftung zu dokumentieren, ist eine 
der Aufgaben, die sich das internationale 
Pestizid-Netzwerk PAN gesetzt hat (s. Ka- 
sten). 


Ökologische Folgen 


Jedes Jahr werden weltweit ca. 2,3 Millio- 
nen Tonnen Pestizide ausgebracht.'® 
Wenn diese ungeheure Giftmenge schon 
am Menschen, der ja eigentlich nicht ge- 
troffen werden soll, so gewaltige Schäden 
anrichtet, kann man sich vorstellen, daß 
der eigentliche „Feind“, der da vergiftet 
werden soll, die Natur, erst recht hart mit- 
genommen wird. Nach einer Untersuchung 
in den USA'®, wo ja wohl davon ausgegan- 
gen werden kann, daß die technisch mo- 


dernsten Geräte verwendet werden, treffen 
dort nur 1 % aller Pestizide tatsächlich ihre 
Zielgruppe, die entsprechenden Schädlin- 
ge. Der Rest gelangt so in die Natur. Rund 
die Hälfte der eingesetzten Pestizide er- 
reicht nicht einmal das Zielgebiet, sondern 
gelangt in die Atmosphäre, die Gewässer 
oder andere Böden als die vorgesehenen. 
Daß Pestizide die Fruchtbarkeit von Böden 


mindern können, weiß jeder Bauer. Insekti- 
zide verändern das Bodenleben, Herbizide 
können im Extremfall jeden Pflanzenwuchs 
verhindern.'” In der Bundesrepublik sind 
inzwischen ein Viertel aller „Unkräuter“ auf 
der roten Liste der starkgefährdeten Pflan- 
zen.'® Und selbst wenn in einem speziellen 
Fall wie dem desoben genannten Paraquat 
die Persistenz (Langlebigkeit) im Boden 
nachgewiesen ist, verkündet die Herstel- 
lerfirma in ihrer Werbung in der Dritten Welt 
ungeniert: „Gramoxone vergiftet den Bo- 
den nicht.“'? 


Fischesterben und andere Formen der 
Gewässervergiftung sind häufig die Folge 
von Pestizideinsatz. Bisweilen kommt das 
Pestizid direkt ins Wasser, etwa wenn in 
Westafrika viele Bauern Lindan als moder- 
ne Variante des Fischnetzeseinsetzen, oh- 
ne sich über die Dauerfolgen im klaren zu 
sein.?° Meist aber gelangen die Gifte „aus 
Versehen“ ins Wasser. In Ankarawurde vor 
3 Jahren das Trinkwasser für die gesamte 
Stadt mit Pestiziden vergiftet.?' In Kuba 
kippte vor kurzem erst der größte Stausee 
des Landes wegen Überlastung durch or- 
ganische Abfälle und Pestizide um.2? In 
Mexiko und Brasilien wird von ganzen 
Landstrichen berichtet, die kein unver- 
seuchtes Wasser mehr haben. 


Eine weitere gravierende ökologische 
Konsequenz des massiven Pestizideinsat- 
zes sind die Resistenzbildung bei Schäd- 
lingen und die durch Pestizide hervorgeru- 
fenen Veränderungen der Schädlingspo- 
pulationen. Daß sich Schädlinge an gegen 
sie angewandte Gifte anpassen, entspricht 


Viele Landarbeiter vergiftet 
CURTIBA, 7. August (epd). In den ersten 
sieben Monaten dieses Jahres sind im 
brasilisanischen Bundesstaat Parana 23 
Menschen durch Pflanzenschutzmittel 
ums Leben gekommen. wie das Land- 
wirtschaftsministerium von Parana be- 
kanntgab, mjßten weitere 809 Personen 
mit Vergiftungserscheinungen ins Kran- 
kenhaus eingeliefert werden. Als Grund 
für die hohe Zahl von Vergiftungen gab 
das Ministerium desn Gebrauch von stark 
giftigen Pflanzenschutzmitteln, mangeln- 
de Schutzkleidung und ungenügende 
Sachkenntnis der Anwender an. Aufse- 
hen erregt hatte kürzlich in Parana eine 
Sendung des örtlichen Fernsehsenders 
in der über den hohen Vergiftungsgrad 
der Landarbeiter in der Genossenschaft 
von Cascavei (West-Parana) berichtet 
wurde. 35 Prozent der Landarbeiter litten 
unter Vergiftungserscheinungen, hatte 
es in der Sendung geheißen. Daraufhin 
hatten sich 650 Bauern der Gegend vom 
Arzt untersuchen lassen. Bei 44 Prozent 
von ihnen wurde Gift im Körper festge- 
stellt. Die Veröffentlichung der Daten des 
Landwirtschaftsministeriums von Parana 
erfolgte wenige Tage bevor im brasiliani- 
schen Parlament über ein Bundesgesetz 
zur Regelung der Herstellung, Einfuhr so- 
wie des Handels und der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln diskutiert wird. 


fundamentalen Zusammenhängen der 
Evolution und ist im Prinzip unvermeidlich. 
Bei Insekten in den Tropen kann dies we- 
gen ihrer enormen Reproduktionsge- 
schwindigkeit unverhältnismäßig rasch ge- 
schehen. Einige wenige Exemplare, die ei- 
nen Angriff mit Pestiziden überleben, kön- 
nen sich innerhalb einer Saison an die Stel- 
le der getöteten alten Art setzen. Pestizide 
können so völlig wirkungslos werden und 
müssen dann durch neue Mittel ersetzt 
werden. Da resistente Insektenarten ihre 
Resistenz oft aber gleich gegen eine ganze 
Gruppe von Chemikalien entwickeln (z.B. 
gegen chlorierte Kohlenwasserstoffe all- 
gemein, nicht nur gegen DDT, sogenannte 
„cross-resistance“), sind sie chemisch un- 
ter Umständen gar nichtmehr bekämpfbar. 
Die Zahl der als resistent bekannten Insek- 
tenarten stieg von 1 im Jahr 1908 über 137 
(1960) auf 432 im Jahr 1980, worunter sich 
zahlreiche Arten mit cross-resistance be- 
fanden.?? 


Ehe eine Art resistent wird, erhöht sich 
zunächst ihre Unempfindlichkeit. Dies er- 
klärt, warum praktisch überall die Anzahl 
der Spritzungen gegen Insektizide im Lauf 
der Jahre steigt. Ein plastisches Beispiel ist 
die Entwicklung im Baumwollanbau in der 
Gezira (Sudan). Zwischen 1946, als mit 
dem Einsatz von Pestiziden begonnen 
wurde und den fünfziger Jahren, in denen 
bereits 100 % des in der gleichen Zeit ge- 
waltig ausgedehnten Baumwollanbauge- 
biets gespritzt wurde, kam man mit einer 
Spritzung pro Saison aus. In den sechziger 
und siebziger Jahren wurden dann allmäh- 
lich immer mehr Spritzungen nötig: Ende 


der siebziger Jahre waren es 9,3 pro Jahr. 
Das entsprach 10 kg Insektizidwirkstoff auf 
jeden Hektar im Jahr. Die Kosten stiegen 
noch schneller als die eingesetzten Men- 
gen: in fünfzehn Jahren um das 14-fache. 
Doch genützt hates nichts: Die Weiße Flie- 
ge behielt die Oberhand, die Hektarerträge 
fielen im Lauf der siebziger Jahre um fast 
die Hälfte und erreichten damit wieder das 
Niveau vor dem Weltkrieg, alsnoch gar kei- 
ne Pestizide eingesetzt wurden.?* Der Su- 
dan konnte die Rechnungen der an diesem 
Desaster vor allem verdienenden Schwei- 
zer Firma Cixba-Geigy nicht mehr bezah- 
len. Die Firma selbst stieg, als sich die Ka- 
tastrophe abzeichnete, aus dem Gebiet 
aus und suchte sich neue Anwendungsge- 
biete für ihre Produkte. Die Bevölkerung 
muß bleiben — in einer wirtschaftlich rui- 
nierten, ökologisch kaputten Region.?® 


Die Weiße Fliege in den Baumwollkultu- 
ren der Gezira ist zugleich ein typisches 
Beispiel für eine andere ökologische Folge 
des Pestizideinsatzes, die der eigentlichen 
Resistenzbildung in ihren Auswirkungen 
gleicht: die „Produktion“ neuer Schädlinge. 
Die weiße Fliege hatte bis zum-massiven 
Pestizideinsatz in der Baumwolle der Gezi- 
ra keine nennenswerte Rolle gespielt. Erst 
als durch die Pestizide ihre natürlichen 
Feinde ausgerottet waren, konnte sie sich 
in so massiver Weise entwickeln. Ähnli- 
ches ist von zahlreichen anderen Bekämp- 
fungsprogrammen bekannt. Und auch ge- 
nerell scheint der Einsatz von Pestiziden 
langfristig nichts zu nützen. Die Ernteverlu- 
ste sind keineswegs geringer geworden.?°® 

Ein besonderes Problem istesin diesem 
Zusammenhang, wenn durch landwirt- 
schaftlichen Pestizideinsatz auch Insekten 
resistent werden, die Krankheiten für den 
Menschen übertragen. Rückschläge in der 
chemischen Bekämpfung von Krankheits- 
überträgern — die für sich genommen na- 
türlich auch fragwürdig ist, oft genug aber 
doch das einzige aktuell verbleibende Mit- 
tel — werden inzwischen für fast alle tropi- 
schen Krankheiten gemeldet, insbeson- 
dere für Malaria, Gelbfieber, Filariose und 
Onchozerkose (Flußblindheit). Nachweis- 
lich sind es oft weniger die direkten Be- 
kämpfungsmaßnahmen gegen die Über- 
träger als die unkontrollierte Ausbreitung 
landwirtschaftlicher Pestizide, die Auslöser 
dieser Resistenzen sind.?® 


Die Agrochemie-Industrie: 
Entwicklungen und Interessen 


Ein Pfund Pestizide wird jährlich pro Jahr 
und Einwohner auf der Erde produziert 
(und früher oder später auch konsumiert). 
Das entspricht einem Weltumsatz von 40 
Mrd. DM (1981).27 

Das Pestizidgeschäft ist für die Chemie- 
industrie keine Nebensache, sondern einer 
ihrer wichtigsten Umsatzbringer. Bei etli- 
chen der großen Chemiemultis beträgt das 
Pestizidgeschäft zwischen 10 und 20 % ih- 
res Gesamtumsatzes (z.B. Monsanto 13 
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%,EliLilly 20 %, Shell 11%, Ciba-Geigy 19 
%, Bayer 11 %, Schering 16 %,). 


Der Anteil der deutschen Chemieindu- 
strie an diesem Geschäft ist hoch: 1/4 des 
Weltumsatzes, mehr als die Hälfte davon 
allein für die Bayer AG. Nur die US-Multis 
produzieren mehr, sie bestreiten 1/3 des 
Weltmarkts, der Rest kommt aus dem übri- 
gen Europa und Japan. Erstwenige Länder 
der Dritten Welt (z.B. Indien) haben eigene 
Pestizidfabriken (sieht man von den Filia- 
len der Multis ab). Verkauft wird jedoch in- 
zwischen immerhin ein Fünftel aller Pestizi- 
de in der Dritten Welt, und was noch wichti- 
ger ist: dieser Markt ist im Wachsen, wäh- 
rend die Umsätze in Nordamerika und Eu- 
ropa seit Jahren stagnieren und anteilsmä- 
Big zurückfallen. Umso wichtiger wird der 
weitgehend noch von Einschränkungen 
‚verschonte“ Markt in der Dritten Welt. Be- 
sonders gilt dies für die westdeutsche Che- 
mieindustrie, die bis zu 90 % ihrer Produk- 
tion exportiert, davon rund 1/3 bereits heu- 
te in die Dritte Welt — während z.B. die US- 
Multis in der Regel mindestens die Hälfte 
ihres Umsatzes im eigenen Land machen. 


Vieles spricht dafür, daß der Markt für 
Pestizide in den Industrieländern ausge- 
reizt ist. Zahlreiche der billigen, breit an- 
wendbaren Mittel wie die meisten grundle- 
genden Chlorkohlenwasserstoffverbin- 
dungen (DDT, die „-drine“ wie Endrin, Al- 
drin, Dieldrin, HCH, HCB, Heptachlor ...) 
sind in Europa und USA nicht mehr zuge- 
lassen. Neue Mittel werden, auch dank ge- 
wachsener Anforderungen nach Protesten 
der Öffentlichkeit und spektakulären Kata- 
strophen, immer teurer, und sie werden 
das umso mehr, je eher auch die Bauern 
und Berater höhere Qualitätsanforderun- 
gen an die Pestizide stellen, was z.B. Ver- 
flüchtigung, Grad von Nebenwirkungen 
usw. betriffl. Nach Angaben der Fa. 
Hoechst?® kostet die Entwicklung eines 
neuen Pflanzenschutzmittels, die acht bis 
zehn Jahre dauert, inzwischen 30 - 50 Mil- 
lionen Mark. Zufallsfunde, wie in der Pio- 
nierzeit des Gewerbes, sind kaum noch zu 
erwarten. Wenn also der Gesamtmarkt für 
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Pestizide in den Industrieländern kaum 
noch wächst, der Aufwand für neue Präpa- 
rate steigt, und diese neuen Präparate we- 
gen der insgesamt geforderten größeren 
Spezialisierung der Produktion jeweils nur 
einen relativ kleineren Markt haben, so ist 
das Geschäft insgesamt jedenfalls schwie- 
riger geworden. In der Bundesrepublik ist 
die Zahl der zugelassenen Insektizide und 
Fungizide (Pilzbekämpfungsmittel) seit 
den siebziger Jahren ständig zurückge- 
gangen. Der Zuwachs an insgesamt zuge- 
lassenen Mitteln (etwa 20 % 1970 - 79) ist 
fast ausschließlich auf die Wachs- 
tumsregler und vor allem die Herbizide zu- 
rückzuführen. Der Herbizidabsatz aberlebt 
— stärker noch als bei den Insektiziden — 
ausschließlich von den Zwängen einer in- 
dustriell organisierten, durchrationalisier- 
ten Landwirtschaft (und nicht nur Landwirt- 
schaft, sondern auch Garten- und Wege- 
„Pflege“). Er ist ganz besonders überflüs- 
sig, weil grundsätzlich durch mechanische 
Mittel ersetzbar. Wenn heute in der BRD 
2/3 aller verkauften Pestizide Herbizide 
sind, nur noch 7 % dagegen auf die klassi- 
schen Schädlingsbekämpfungsmittel, die 
Insektizide, entfallen, dann drückt sich 
darin bereits die aggressive Suche der In- 
dustrie nach neuen Märkten aus. Daß sich 
die Firma Schering inzwischen vor Gericht 
gegen die Einschränkung der Freiheitihres 
Berufs, Pflanzen zu vergiften, wehren muß, 
ist vielleicht ein hoffnungsvolles Zeichen, 
daß auch die Expansion der Herbizidpro- 
duktion an ihre Grenze gestoßen ist. 


Woran die Industrie wenig Interesse hat, 
ist — allen gegenteiligen Versicherungen 
zum Trotz — der integrierte Pflanzen- 
schutz, also Anbaumethoden, deren 
Grundprinzip die möglichst geringe und 
schadstoffarne Verwendung von chemi- 
schen Pestiziden ist. Weltweit gibt die Che- 
mieindustrie gerade 5 % für diesen Bereich 
anForschungsgeldern aus (ca. 40 % dage- 
gen für Herbizidforschung).?' Stattdessen 
hat sie sich auf eine ganz andere Art von 
„Integriertem Pflanzenschutz“ konzen- 
triert, auf die Kontrolle der Pflanzenproduk- 
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tion von der Saat bis zur Nachernte durch 
die Chemieindustrie. Was mit dem Aufkauf 
von zahlreichen kleinen Saatfirmen in aller 
Welt vor Jahren begonnen hat und damals 
schon den Argwohn hervorrief, die Che- 
mieindustrie wolle wohlihren Erzeugnissen 
angepaßte Sorten züchten, das scheint 
jetzt in den USA einen vorläufigen Höhe- 
punkt zu erreichen, der offenbar die Indu- 
strie aus der beschriebenen Sackgasse 
führen soll. Der US-Konzern Monsanto 
(US-Marktführer bei Pestiziden) ist derzeit 
dabei, die Möglichkeit der Züchtung herbi- 
zidresistenter Nutzpflanzen zu testen.” 
Wenn das gelänge, wären gleich eine Rei- 
he optimaler Bedingungen für die Industrie 
geschaffen. Die Notwendigkeit teurer spe- 
zieller Herbizide, die den Nutzpflanzen 
nicht schaden, entfiele; man könnte ein- 
fach den ganzen Acker „entlauben“, wobei 
der „Bauer“ dann freilich das entsprechen- 
de herbizidresistente Saatgut beim Kon- 
zern kaufen müßte. Gleichzeitig würde der 
Herbizidabsatz steigen... Der Clou der 
ganzen Geschichte ist freilich, wie die Fir- 
ma auf die Idee gekommen ist: In Abwäs- 
sern ihrer Herbizidfabrik fanden sich Kei- 
me, die herbizidresistent geworden waren. 
Die will man jetzt gentechnisch auf Nutz- 
pflanzen übertragen, anstatt daß jemand 
die Frage stellt, wie weit die Resistenzspi- 
rale denn noch gedreht werden soll. 


Chemiemultis in der 3. Welt 


Noch sind solche und ähnliche Entwicklun- 
gen freilich Zukunftsmusik. Die harten Ge- 
schäfte macht die Branche einstweilen in 
der Dritten Welt. Dort werden nach dem 
Motto „So billig wie nötig, so giftig wie mög- 
lich“ die chemischen Keulen aus der Stein- 
zeit der Pestizidindustrie geschwungen, 
großenteils Präparate, die in Nordamerika 
und Westeuropa längst verboten, in der 
Anwendung beschränkt oder stark umstrit- 
ten sind. Diese Mittel sind fast alle Insektizi- 
de, von denen weltweit heute fast die Hälfte 
in der Dritten Welt verkauft werden. Von 
den US-Firmen ist seit langem bekannt, 
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daß 25 % ihrer Pestizidexporte in die Dritte 
Welt aus in den USA nicht zugelassenen 
Präparaten bestehen.” Die deutsche Che- 
mieindustrie pflegt sich gegen solche Vor- 
würfe heftig zu wehren, aber gleichwohl 
ebenso heftig das Recht zu solchen Prakti- 
ken zu reklamieren, und zwar u.a. mit dem 
Argument, daß die Anwendungen in den 
Tropen ganz spezieller Natur seien. Die 
Detektivarbeit, woher die deutschen Kon- 
zerne ihre Produkte, die sie in der Dritten 
Welt absetzen, im einzelnen beziehen, ist 
in der Tat zweitrangig. Entscheidend ist 
daß auch die deutschen Firmen zahlreiche 
bei uns verbotene bzw. beschränkte Mittel 
in der Dritten Welt verkaufen, und daß diese 
Mittel zum festen Stamm ihrer dortigen 
Produktpalette gehören. 


Ein Beispiel: Bayer verkauft in Peru Al- 
drin als Insektizid. Aldrin ist in allen Indu- 
strieländern wegen seiner extremen Giftig- 
keit (160 mal giftiger als Lindan) undwegen 
seiner Langlebigkeit verboten. Bayer pro- 
duziert Aldrin, so weit bekannt ist, weder in 
der BRD noch in einer seiner zahlreichen 
Anlagen im Ausland. Zu vermuten ist, daß 
Bayer das Aldrin von Shell bezieht, die es in 
Holland praktisch für die ganze Welt produ- 
ziert. Diese Praxis ist weit verbreitet. In der 
Dritten Welt sind viele große Chemiefirmen 
vor allem auch Händler. Der Markt scheint 
aufgeteilt, jede Firma hat auch die Stoffe 
der Konkurrenz im Angebot. Z.B. vertreibt 
Cela-Merck das dem Aldrin verwandte 
Dieldrin, das ebenfalls Sheil herstellt. Shell 
gibt für Aldrin insgesamt 11 große Schäd- 
lingskiassen an (mit zahlreichen Arten), 
gegen die das Mittel wirksam sei.* Die zu 
schützenden Erntegüter reichen vom Mais 
über Kartoffeln, Zuckerrübe und -rohr bis 
hin zu Tabak, Bananen und allem mögli- 
chen Obst. Bei Dieldrin ist die Palette noch 
viel größer. Es wird praktisch für alle Kultu- 
ren zum Schutz gegen Insekten empfoh- 
len: Zucker, Baumwolle, alle Getreide, Ge- 
müse, Kartoffeln u.a. Knollenfrüchte, Tee, 
Kaffee, Tabak, Obst, Banane, Kakao, Öl- 
palme. Ähnliches gilt für einen weiteren 
Verwandten, das Endrin (vor drei Jahren 
nach der Vogelvernichtung am Bodensee 
bei uns wieder auf die Verbotsliste gekom- 
men). 


Dies sind keineswegs Randerscheinun- 
gen, die genannten Stoffe sind vielmehr in 
zahlreichen Ländern der Dritten Welt 
marktbeherrschend und weitverbreitet, wie 
sich jeder durch einen Blick in die entspre- 
chenden shops oder auf die PR-Kalender 
der Firmen überzeugen kann. Dennoch be- 
hauptet die Industrie ganz ungeniert: 

„... handelt es sich bei den in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht zugelasse- 
nen, aber exportierten Pflanzenschutzmit- 
teln im allgemeinen um Präparate, die in 
Kulturen angewendet werden, die in unse- 
rem Land gar nicht gedeihen. Südfrüchte, 
Reis, Soja und Baumwolle seien da nur als 
Beispiele genannt. Es wäre ja wohl sinnlos, 
ein in der Bundesrepublik Deutschland für 
den Schutz von Bananen entwickeltes Pro- 
dukt auch in unserem Land amtlich zuzu- 
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Der Chemieberater 


Wen ihr keiride nieht Lachsım 
Pe ee Sie einfach 
je 5 Uker „Suguol" 
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Nr: 
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Schenlichun Falk, das ihr Körper 
der Genuts dienen Gulden übelniuruk.,, 


lassen. Hinzu kommt, daß in anderen Kli- 
mazonen Schädlinge vorkommen, die es 
bei uns nicht oder nicht in diesem Ausmaß 
gibt.“ 

Die traurige Wahrheit ist, daß die in der 
Dritten Welt angewandten Pestizide in kei- 
ner Weise irgendwelchen speziellen Be- 
dürfnissen gerecht werden, sondern billig, 
langlebig, breitenwirksam und dennoch 
immer weniger wirkungsvoll sind. Die For- 
schung nach spezifischen, dem „integrier- 
ten Pflanzenschutz“ z.B. dienlichen Mitteln 
lohnt sich in der Dritten Welt noch viel weni- 
ger als hier. Der arme Bauer kann solche 
Produkte nicht bezahlen, derreiche Grund- 
besitzer sieht einstweilen keinen Grund, 
wegen seiner vergifteten Landarbeiter für 
teure Chemie zu bezahlen, solange die alte 
noch taugt. Nichts demonstriert die Lüge 
von der Forschung nach speziellen Pestizi- 
den für die Tropen klarer als die Tatsache, 
daß alle sogenannten „Integrierten Pflan- 
zenschutzprojekte“ in Nicaragua, die dort 
nach ähnlichen Katastrophen, wie sie oben 
aus dem Sudan berichtet wurden, begon- 
nen wurden, nach wie vor fast vollständig 
auf dem Gebrauch der hier verbotenen 
Chlorkohlenwasserstoffe aufbauen.?® Au- 


if ü Ua “a Ti 


Tr. 


je 400 Fer ups 


KEINE BANGE ! Sprihun Sie 
ix töylich HSANOSTRONG" 
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Berdem werden sie von der Pestizidlobby 
häufig unterlaufen. 


Eine weitere Propaganda-Erfindung der 
Industrie ist die Behauptung, Pestizide 
seien notwendig für die Sicherung der Er- 
nährung einer ständig steigenden Weltbe- 
völkerung. Abgesehen davon, daß es öko- 
logische Methoden der Landwirtschaft gibt 
(die hier im einzelnen nicht vorgestellt wer- 
den können), macht schon ein kurzer Blick 
auf die Statistiken klar, wofür Pestizide in 
der Dritten Welt eingesetzt werden: fast 
ausschließlich für Exportprodukte. In Mexi- 
co z.B. werden die Hälfte aller Pestizide für 
Baumwolle eingesetzt, nur 10 % für Mais 
(zum Vergleich: Baumwolle macht ca. 6 % 
der Maisanbaufläche aus), in Brasilien 
gehen je 30 % auf die Baumwoll- und Soja- 
plantagen, nur 11 % in Grundnahrungsmit- 
tel. Ähnliche Proportionen gelten auch für 
andere Länder.”® Noch istes — glücklicher- 
weise — so, daß die Kleinbauern nur ge- 
ringfügig an den Segnungen der Chemiein- 
dustrie teilhaben. Sie aber produzieren in 
erster Linie die Lebensmittel. Nachrichten 
über stark pestizidverseuchte Nahrungs- 
mittel auf den Märkten der Großstädte der 
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Datum Unterschrift 


Dritten Welt zeigen freilich, daß auch hier 
der Einbruch der Pestizidanwendung be- 
gonnen hat. 


Weltweiter Widerstand gegen 
die Pestizidindustrie 


„Man muß anerkennen, daß es das souver- 
äne Recht eines jeden Staates ist, in eige- 
ner Verantwortung die Nutzen-Risiko- 
Abwägung für Pflanzenschutzmittel zu 
treffen. Diese kann von den dortigen Wis- 
senschaftlern und Politikern anders getrof- 
fen werden als von den bundesdeutschen 
Behörden, die von den hiesigen Verhältnis- 
sen auszugehen haben. Daraus erklärt 
sich, warum in dem einen Land ein Wirk- 
stoff verboten, in einem anderen aber er- 
laubt ist.“® 


Wenn es um ihre Profite geht, entdeckt 
die Chemieindustrie nicht nur das Grund- 
gesetz, sondern auch die Souveränität von 
Staaten, mit denen sie doch sonstganz an- 
ders umzuspringen pflegt. So zynisch hier 
die Macht- und Profitinteressen skrupello- 
ser Regime als „nationale Souveränität“ 
ausgegeben werden — dahinter steckt ein 
guter Teil der realen Macht der Chemie- 
konzerne: DerKampf umKontrolie undEEin- 
schränkung der Pestizidanwendung in der 
Dritten Welt selbst wird im Zentrum aller 
Bemühungen um ein Ende des Giftkreis- 
laufs stehen müssen. Die derzeit in der 
BRD diskutierten Maßnahmen können nur 
eine moralisch unterstützende Funktion 
haben, die freilich wichtig genug ist. 

Dabei geht eszum einen immer noch um 
die Neufassung des Pflanzenschutzge- 
setzes. Seit dem Einzug der Grünen in den 
Bundestag ist die Diskussion darum zwar 
lebhafter geworden, die Position der Re- 
gierung freilich umso unnachgiebiger. We- 
sentlicher Streitpunkt ist die Exportkontrol- 
le. Der jetzt vorliegende Entwurf (vom 
Landwirtschaftsministerium eingebracht) 
sieht prinzipiell keine Einschränkung der 
Exporte auch von hier nicht zugelassenen 
oder verbotenen Präparaten vor. Neu istle- 
diglich die Möglichkeit, daß „zur Abwehr 
erheblicher ... Gefahren“ die Regierung für 
ein bestimmtes Präparat ein Exportverbot 
erlassen können soll (zuständig ist ausge- 
rechnet das chemiehörige Landwirt- 
schaftsministerium). Verlangt wird eine 
ausreichende Kennzeichnung der expor- 
tierten Produkte, und zwar „in der Sprache 
des Bestimmungslandes, oder, falls dies 
nicht tunlich ist (?), in englischer oder fran- 
zösischer Sprache“. Gerade die mangeln- 
de Kennzeichnung war ja immer wieder als 
Hauptursache für die vielen Vergiftungen 
angeprangert worden. Der Entwurf setzt 
aber offenbar auch weiterhin fremdspra- 
chenkundige und alphabetisierte Anwen- 
der voraus. Noch fragwürdiger ist die aus- 
drückliche Freistellung von Exportpräpara- 
ten von dem Verbot, in der Werbung ein be- 
stimmtes Mittel auch für andere als die vor- 
gesehenen Bestimmungen zu verwerten 
(z.B. für andere Schädlinge, in höherer 
Konzentration etc.). In diesem $ 19 scheint 


Forderungen der PAN-International 
— Den Ausbau traditioneller, biologischer und 
integrierter Schädlingsbekämpfungsmetho- 
den und ein Ende des unnötigen Verkaufs 
und Gebauchs chemischer Pestizide. 

Die Einführung von Ausfuhr- und Einfuhr- 
kontrollen für den Handel mit gefährlichen 
chemischen Pestiziden zwischen industriel- 
ändern und Ländern der Dritten Welt, sowie 
unter Drittweltländern selbst. 

Sofortige Mitteilung einer Regierung, wenn 
sie ein chemisches Pestizid verbietet oder 
beschränkt. Gegenwärtig verfügen nur die 
USA über ein eher schwaches Mitteilungs- 
system. 

Veröffentlichung von Informationen über 
Ausfuhr und Einfuhr chemischer Pestizide, 
einschließlich der Namen der betreffenden 
Firmen, Angaben über Mengen und Preise 
sowie bekannte Auswirkungen der verkauf- 
ten Produkte auf die Gesundheit. 

Die Einführung von Methoden ohne oder mit 
minimaler Anwendung chemischer Pestizi- 
de, wo immer dies möglich ist, um die lokale 
Eigenständigkeit in landwirtschaftlichen Ge- 
bieten der Dritten Welt zu fördern, ein- 
schließlich lokaler Kontrolle über Produktion, 
Verwendung und Verbrauch von Nahrungs- 
mitteln und anderer Rohstoffe. 

Der Entzug finanzieller Mittel durch alle in- 
ternationalen Finanzierungs- und Entwick- 
lungsinstitute für Drittweltprojekte, welche 
Pestizide verwenden, die unter den Bedin- 
gungen in der Dritten Welt nicht gefahrlos 
eingesetzt werden können. Die Weltbank, 
die regionalen Entwicklungsbanken und die 
FAO wurden von PAN-International-Teilneh- 
mern namentlich erwähnt als Institutionen, 
welche gegenwärtig Projekte finanzieren, 
bei welchen Pestiziden übermässig oder 
mißbräuchlich eingesetzt werden. 

Die Abkehr von der einseitigen Entwicklung 
hochgezüchteten Saatgutes, das nur mitge- 
fährlichen und teuren Zusatzmitteln, wie 
chemischen Pestiziden und Kunstdünger 
gedeihen kann. Es müssen in verstärktem 
Maß Sorten gezüchtet werden, die wider- 
standsfähig sind und den bestehenden Be- 
dingungen auf den Feldern gerecht werden. 
Ein Ende des Teufelskreis, in welchem die 
gefährlichen Pestizide, die in der Dritten Welt 
eingesetzt werden, als Rückstände in den 
Nahrungsmitteln wieder auftauchen, welche 
Menschen auf der ganzen Welt verzehren, 
und ganz allgemein das Wasser, den Boden 
und die Umwelt verschmutzen. 


die Regierung bewußt mißbräuchlicher An- 
wendung Vorschub leisten zu wollen. 


Neben der Neufassung des PflSchG 
wird neuerdings auch immer wieder ein in- 
ternationaler Kodex über Pestizidexporte 
diskutiert, dessen Grundlage eine entspre- 
chende UNO-Resolution vom Dez. 1982 
sein würde.“ Die vorliegenden Entwürfe 
der OECD bzw. der Bundesregierung ent- 
halten freilich auch kaum substantielle Ver- 
besserungen. „Auf Wunsch“ der Einfuhr- 
staaten sollen die Regierungen der Aus- 
fuhrstaaten erstere unterrichten, wenn ein 
nicht zugelassenes oder verbotenes Prä- 
paratin ihrLand exportiert wird. „Auf Anfra- 
ge“ sollen dem Einfuhrland dann auch An- 
gaben über die chemischen, toxikologi- 
schen etc. Eigenschaften des Mittels ge- 
macht werden. Auch bei diesem Kodex 
wird also auf jeden Fall vorausgesetzt, daß 
grundsätzlich keine Einschränkungen für 
den Export gefährlicher Pestizide erlassen 


werden. Zusammen mit der inzwischen er- 
stellten Liste gefährlicher Chemikalien 
durch die UNEP (UN-Umweltorganisation) 
könnte ein solcher Kodex aber immerhin 
Grundlage für verstärkte Aktivitäten von 
Umwelt- und Bauernorganisationen welt- 
weit werden. 


Aus der geschilderten Struktur der Pe- 
stizidindustrie ergibt sich, daß ein bloßes 
Exportverbot, selbst wenn es in allen Indu- 
strieländern ausgesprochen würde, den 
Vertrieb der gefährlichen Mittel auf den 
Märkten der Dritten Welt nicht verhindern 
könnte. Ein Multi wäre kein Multi, wenn inm 
dazu nichts einfiele. Schon heute betreiben 
gerade die deutschen Pestizidfirmen zahl- 
reiche Dependenzen in der Dritten Welt, in 
denen sie Pestizide herstellen oder mit im- 
portierten Grundstoffen formulieren bzw. 
gekaufte Fertigpräparate abpacken. Bayer 
produziert u.a. in Brasilien, Venezuela, In- 
dien und Mexico, BASF in Argentinien, Bra- 
silien, Mexiko, Indien und Südafrika, Sche- 
ring in Kolumbien (Aldrinproduktion), 
Hoechst in Argentinien, Brasilien, Mexico 
und Indien.“ 


Deswegen sind alle Maßnahmen und 
Aktionen, die zu einer Verengung des Pe- 
stizidmarktes sowohl hier als auch in der 
Dritten Welt führen, das erfolgverspre- 
chendste Mittel gegen die Pestizidindu- 
strie. Aktionen hier und in der Dritten Welt 
können sich dabei gegenseitig verstärken. 
Berichte über festgestellte Gefahren eines 
Pestizids z.B. in deutschen Versuchsrei- 
hen können Kampagnen in der Dritten Welt 
unterstützen. Nachrichten über Vergif- 
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tungsfälle in der Dritten Welt mit hier noch 


zugelassenen Produkten können vielleicht 
zu einem Verbot in der BRD führen, das 
wiederum in der Dritten Welt die Kampagne 
verstärken kann. Deshalb sind Organisa- 
tionen wie das PAN (s. Kasten) und andere 
internationale Umwelt- und Dritte-Welt- 
Organisationen so wichtig. Auf diesem 
Weg kann mittelfristig auch der Druck auf 
die FAO und andere einschlägige Organi- 
sationen (die bisher noch eng mit der Che- 
mieindustrie zusammenarbeiten) verstärkt 
werden, eine andere Politik einzuschlagen. 
Auch in der BRD sollte über die Diskussion 
des PflSchG und des Kodex hinaus mehr 
Aufmerksamkeit auf die Politik der interna- 
tionalen Organisationen und die Entwick- 
lungspolitik der Bundesregierung selbst 
gelegt werden. Zwar ist deren rein wirt- 
schaftliche Bedeutung gering. Umso höher 
ist der politische Signalwert, wenn z.B. die 
FAO von Pestiziden abrücken oder die 
Bundesregierung keine pestizidlastigen 
Landwirtschaftsprojekte fördern würde. 

Im Gegensatz zu den USA oder England 
ist die Öffentlichkeit der BRD, auch die an 
der Dritten Welt interessierte, noch wenig 
aufgeschlossen für diese Problematik. 
Dementsprechend wenig fundierte Unter- 
suchungen zur deutschen Pestizidindu- 
strie gibt es, und auch an Medienmaterial 
fehlt es. Der einzige mir bekannte Film zum 
Thema, „Pestizide“ von Robert Richter,** 
stammt aus den USA. Neuerdings gibt es 
eine TB-Schau „Mang Marciano — oder 
das Geschäft mit dem Gift“. 
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No Pasaran! 


— Info zu den Wahlen in Nicaragua — 


Mit Informationen, Analysen über die 
Opposition in Nicaragua und die Rolle 
der USA — Interessant für Komitees 
und Soligruppen, die in ihrer Öffent- 
lichkeitsarbeit die Revolution und das 
„Neue Nicaragua“ verteidigen wollen. 


Zu beziehen über: 

AGIL, Neues Rathaus, 3400 Göttingen er- 
scheint can 14-tägig, 

100 Exempl. 20,- bei Vorkasse 


beitung einer Produktion des „Farmers As- 
sistance Board“ aus den Philippinen, die 
das Thema ausgezeichnet präsentiert und 
ein hervorragendes Beispiel für die Mög- 
lichkeiten der Zusammenarbeit von betrof- 
fenen Gruppen in der 3. Welt und hier dar- 
stellt (Verleih über alle ev. Medienzentra- 
len). 


Würmer aller Länder vereinigt euch! Macht 
die Pestizide madig! 


Rainer Huhle 
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rits (s. Anm. 27) S. 57 

s. Anm. 20; hinzuweisen ist noch auf die Arbeit 
der Erklärung von Bern (Gartenhofstr. 27, CH 
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chungen zur Praxis der Schweizer Pestizidkon- 
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Iran im Herbst 


Eine Herbstreise durch die Wüste 


Seine Schreie und sein Stöhnen begannen 
langsam den Bus zu füllen. Er lag mit sei- 
nen Beinen unter dem verbogenen Führer- 
haus, das wie ein unförmiger Kopf mit ge- 
brochenem Genick vom Sattelschlepper 
hing. All das direkt vor unseren Augen — wir 
saßen im Bus und konnten nicht weiter, da 
der umgestürzte Lastwagen die Straße 
blockierte. Die Straße war übersät mit Säk- 
ken, Holzkisten und abgerissenen Aufbau- 
teilen. Dazwischen etwa ein halbes Dut- 
zend zusammengefahrener Schafe: Der 
Lastzug mußte mitten in die kleine Herde 
gerast, und dann beim Bremsen aus der 
Spur gekommen und über jenen Mann ge- 
kippt sein. 

Ich verließ den Wagen wie die anderen, 
stand — auch wie die anderen — etwas hilf- 
‚los herum und spürte ein Würgen im Hals. 
Dabei war ich diese Strecke Istanbul-Te- 
heran sicherlich ein Dutzend Mal gefahren 
und hatte immer wieder Unfälle gesehen: 
völlig zertrümmerte Wagen, aufgedunsene 
Leiber von Hunden oder Schafen oder 
auch gerade erst zugedeckte Tote. 

Der Fahrer des Lastwagens lag, 
wahrscheinlich durch die Schockeinwir- 
kung bewegungslos, einige Meter weiter 
auf dem Seitenstreifen. Einige Männer ver- 
suchten ihm Tee einzuflößen. Kinder stan- 
den herum — 6 bis 12-jährige Viehhirten; 
flinke, braungebrannte Jungen in abgeris- 
sener Kleidung. Einen Kilometer entfernt 
konnte man eine kleine Ansiedlung wahr- 
nehmen: Lehmhäuser, überragt von einem 


weißgekalkten, plumpen Minarett. Sonst 
nur Weite und Leere. Dagegen botdie Stra- 
ße das Bild eines nicht endenwollenden 
Zuges schwerer 15 bis 36-Tonner mit deut- 
schen, türkischen, bulgarischen oder un- 
garischen Kennzeichen, dazu bestimmt 
den Iran nach der Blockade der Seehäfen 
auf dem Landwege mit dem Notwendig- 
sten zu versorgen. Hunderte von LKWs be- 
laden mit Maschendraht, Holz, Maschinen, 
Moniereisen, Weizen. Massengut und 
Stückgut, das hier über eine zerstampfte 
und aufgerissene Straße durch die Weite 
Ostanatoliens und Kurdistans in den Iran 
rollt. 

Nach acht Stunden kam endlich so et- 
was wie ein riesiger Gabelstapler und 
räumte die Straße frei. Der verwundete 
Viehhirt war inzwischen gestorben, sagten 
die einen, gerettet, meinten die anderen. 
Die Kinder hatten sich eingerichtet, 
schnorrten Zigaretten und Streichhölzer. 
Die Szene hatte etwas Jahrmarkthaftes an 
sich. Nach weiteren sechs Stunden er- 
reichten wir die türkisch/lranische Grenze. 
Inzwischen war es Abend geworden. Die 
Abfertigung ging für uns relativ schnell. Die 
Laster warteten währenddessen in einer 
etwa 20 bis 30 Kilometer langen Schlange; 
in Zweier- und Dreierreihen; manchmal 
schon 10 Tage und länger. 

Wenige Kilometer hinter der Grenze 
machten wir in der Kleinstadt Maku Zwi- 
schenstation, um zu essen. Die Restau- 
rants führten wie eh und jeh alles, aber zu 


Preisen, die mich nachdenklich stimmten. 
Man sagte mir, ich solle doch schwarz 
wechseln, dann seien die Preise erträglich. 
Das Verhältnis vom offiziellen zum 
Schwarzmarktkurs war eins zu sechs: An- 
statt für eine Mark drei Tuman, erhielt man 
achtzehn. Für mich war das einfach, aber 
wie stand es mit den Einheimischen? 

Ich war nervös, trank nur Tee, wollte et- 
was sehen. Langsam bummaelte ich herum. 
Ich dachte: man merkt kaum etwas von 
dem Krieg — Autos, volle Geschäfte, nor- 
males Kommen und Gehen. Ich schloß 
mich einem jener Iraner an, die seitIstanbul 
mit mir im Bus gesessen hatten und berich- 
tet ihm von meinem Eindruck. Er wies auf 
die Tür eines Hauses. Als ich nicht sofort 
begriff, machte er mich auf das schwarz- 
geränderte Papier mit dem Photo eines 
Mannes, aufmerksam. Ich las: „Ahmad Mo- 
hammad Reza, 16 Jahre, ging als Märtyrer 
für die gute und heilige Sache ins Friedens- 
reich der Gläubigen ein ...“. Eine Todesan- 
zeige. Ich blickte mich um und mein Be- 
kannter machte eine traurige Geste mit der 
Hand, so als wolle er die Straße bis zum 
Himmel fortführen. Erst jetzt verstand ich. 
Fast an jedem Haus hingen derartige Be- 
kanntmachungen, Gratulationen, Lob- 
sprüche -— alles Todesanzeigen. 

Wir richteten uns wieder im Bus ein. Ge- 
legentlich wurde gehalten, um Tee zu trin- 
ken. Manchmal unterbrachen Straßenkon- 
trollen den Halbschlaf. Dann stiegen junge, 
bärtige Männer in Armeejacken und Turn- 


schuhen und mit umgehängter Maschinen- 
pistole ein, stocherten etwas im Gepäck 
herum, fragten die Iraner auch wohl nach 
ihren Ausweisen und verschwanden wie- 
der. Pasdaran — Wächter der Revolution. 
Trotz der allgemeinen Übermüdung nach 
inszwischen über 60-stündiger Fahrt, be- 
gann in solchen Momenten die Stille zu kni- 
stern. 

Am Morgen erreichten wir Teheran. Ich 
machte mich auf die Suche nach einem Ho- 
tel und fand nach langem Umherstreifen 
auch schließlich eines der besseren Klas- 
se: bei den billigeren war ich abgewiesen 
worden — sie seien belegt, hieß es, oder 
man gab mir zu verstehen, daß ich uner- 
wünscht sei. Ich war zu erschlagen und ka- 
putt, um zu verhandeln oder weiter zu fra- 
gen. So stand ich dann schließlich am Fen- 
ster meines luxuriösen Zimmers im 10. 
Stock eines Hotels in Nord-Teheran und 
schaute hinab auf die Stadt — riesig breite- 
te sie sich aus, anden Rändern dunstig ver- 
hangen; nurgedämpft drang der Lärm hun- 
derttausender sich durch die Straßen quä- 
lender und wühlender Autos, Taxis und 
Lastwagen zu mir herauf. 

Fast zwei Wochen blieb ich, ließ mich 
treiben und mischte mich gezielt unter Tee- 
hausbesucher, gammelte und wurde an- 
gesprochen verfolgte das Radio- und Fern- 
sehprogramm und suchte Quartiere auf, 
die ich von früher gut kannte. Ganz lang- 
sam begann mich dabei jene Paranoia ein- 
zuholen, die wie ein unsichtbarer Film von 
Verzweifelung, Angst, Ungewißheit und 
Trauer alles und jedes überzogen hatte. 


Teheran war von oben bis unten be- 
schmiert, bemaltund beschildert mit Aufru- 
fen zum Tod: Todden Amerikaner; Todden 
Russen; Tod den Franzosen; ToddenEng: 
ländern; Tod den Verrätern ... Gleich dane- 
ben wieder die obligatorischen Todes- 
anzeigen. Umzüge fanden statt: Tod dem 
Verräter Saddam Hussein; Tod. in den Zei- 
tungen: Tod den Drogenhändlern und allen 
Verbrechern. Dazu das Fernsehen mit sei- 
nen stundenlangen Berichten von der 
Front, die in jedes Teehaus vordrangen. 
Und alles druchdringend der nervtötende 
Dauerton der Krankenwagen, die die zer- 
fetzten Verwundeten und die Toten der 
Front auf der Hauptstraße vom Flughafen 
zu den innerstädtischen Krankenhäuser 
transportierten. 

Ich kurvte im Taxi durch die Stadt. Taxis 
sind in Teheran wie Kleinbusse auch auf ei- 
nefeste Route fixiert. Auf dieserRoutekön- 
nen Leute zu- oder aussteigen. Taxis sind 
eines der wichtigsten Verkehrsmittel und 
entsprechend zumeist voll. Fünf oder 
sechs Personen sitzen gedrängt. Manch- 
mal herrscht Schweigen. Gelegentlich wer- 
de ich neugierig gefragt. Häufig wird unter- 
einander diskutiert. Grundsätzlich war da 
fastimmer Verzweiflung, Haß und machtlo- 
se Wut. 

Zynisch-witzige Bemerkungen über die 
Regierung , wie sie die Volkskritik in den 
Ostblockländern auszeichnet, fehlte fast 
vollständig: Zu überraschend hatte sich al- 
les entwickelt und zu neu war noch alles: 


reichten begann der Fahrer zu sprechen. 
Wir waren zu dritt: Er, eine verschleierte, 
vielleicht vierzigjährige Frau und ich. „Das 
istmeine Tochter“ — erdeutete auf die Ver- 
schleierte. „Sie kommt gerade aus dem 
Gefängnis, wo sie eine Woche verbrachte. 
Sie kam frei, aber sie verlor ihre Arbeit. 
Über zwanzig Jahre hat sie in der Fabrik an 


Der Krieg, die Herrschaft der Geistlichen, 


die Bespitzelung und Denunzierung durch 
die Anhänger der Partei Khomeinis, die 
Willkür der Wächter der Revolution, die is- 
lamische Moral, ihre Kontrolle durch all die 
Blutsauger der Revolution, durch ein Heer 
mit Macht ausgestatteter Winzlinge in den 
Fabriken, Büros, Stadtquartieren und im 
Bazar. 

Kurz bevor wir das Ziel, den Bahnhof, er- 
den Maschinen gestanden, fast niemals 
Ferien gehabt und jetzt ist sie ohne Arbeit. 
Und warum? Weil sie Perlonstrümpfe trug. 
Perlonstrümpfe! Niemand wird sie mehr 
nehmen. Nur ich bleibe ihr; und ich bin 
sechzig. Das einzige, was ich besitze, ist 
mein Taxi.“ 

Ich sah zu der Verschleierten hin. Sie hatte 
sich etwas nach vorne gebeugt und ich 
konnte ihr Gesicht sehen. Ich versuchte, et- 
was an ihren Augen abzulesen, betrachte- 
te sie aufmerksam. Da zog sie den Schleier 
wieder etwas tiefer und erst jetzt merkte 
ich, daß sie mit mir redete: „Wissen sie, ich 
habe immer Perlonstrümpfe getragen — ir- 
gendwie muß sich der Mensch ja auch an- 
ständig kleiden bei all der Schinderei. Und 
dann kam plötzlich eines Tages diese neue 
Vorarbeiterin, riß mir den Rock auf undklär- 
te mich über meine sündige Beinkleidung 
auf. Ich machte mir nichts daraus, denn je- 
der kannte mich und wußte, daß ich gut ar- 
beitete. Zwei Tage später holten mich zwei 
Frauen ab. Ich kam ins Gefängnis und dort 
schlugen und beschimpften sie mich und 
sagten, ich seieine Nutte, ein elendes Mist- 
stück und würde die Reinheit der Religion 
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beschmutzen. Mein Vater erfuhr durch 
Freunde, daß sie mich verhaftet hatten und 
konnte mich so herausholen. Zuvor hatten 
sie bereits gedroht, mich in Zukunft für die 
Gefangenen arbeiten zu lassen: „Dann wä- 
re ich ja in guter Gesellschaft und könne 
mich als nützlich erweisen“. 

Der Vater nickte nur stumm, als er hielt, 
um mich hinauszulassen. Ich gabihmeinen 
größeren Betrag und machte mich klein. 
Nach wenigen Sekunden hatte sich das’ 
Taxi im Gedränge um den Bahnhof verlo- 
ren. 

Es war ein schöner, sonniger Herbsttag, 
nicht zu warm, nicht zu kalt. Genau richtig, 
um wohlig umherzustreunen. Ich kannte 
die Gegend um den Bahnhof sehr gut. Frü- 
her hatte ich normalerweise hier in Süd-Te- 
heran meine Zeit verbracht, kannte die 
schmalen Gassen und wußte, wie die är- 
mere Bevölkerung hier lebte. Noch etwas 
weiter südlich begannen die eigentlichen 
Siumviertel, doch die Leute hier hatten sich 
Wohnungen leisten können, arbeiteten als 
Schlosser, Fahrer, Teehausgehilfen oder 
besaßen kleine Geschäfte. Die kleinen und 
zahlreichen Pensionen beherbergten vor 
allem eben erst aus der Provinz hergezo- 
gene einfache Leute. Ich erkannte die Na- 
men der Pensionen wieder: Mosaferkha- 
neh Shik, Mosaferkhaneh Baghdad ... Ich 
ging hinein. Nur so. Aber schon gleich am 
Eingang Mißtrauen: Wasich hier wolle? Ich 
sah mich um: Früher war es arm gewesen 
hier, jetzt war es schäbig, schäbig wie Her- 
bergen, die permanent zu viele Leute auf- 
nehmen, deren Besitzer häufig wechseln 
und in denen selbst Wasser noch seinen 
Preis hat. Obwohl ich erklärte, warum ich 
hergekommen sei und daß ich die Unter- 
kunft gut kenne, gab es kein verstehendes 
Lächeln — ich solle gehen, möglichst 
schnell und mich nie wieder blicken lassen. 

Der Herbst draußen interessierte mich 
nichtmehr. Ich bahnte mir einen Weg durch 
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die Lastkarren, vorbei an den Schlangen 
vor den Lebensmittelläden und Bäcke- 
reien, vorbei an buckelnden Trägern. Ich 
hatte das Bedürfnis, mit jemandem zu re- 
den inmitten dieser Masse niedergedrück- 
ter, nur mit ihrem Elend beschäftigter Men- 
schen. Denn eines wurde mir hier plötzlich 
mit aller Deutlichkeit klar: Früher hatten die 
Menschen in dieser Gegend Teherans ihre 
erzwungene Freizeit damit verbracht, mit- 
einander zu reden, sich lustig zu machen 
über jene, denen es noch schlechter ging 
als ihnen; früher hatten sie herumgelungert 
oder Maulaffen feilgehalten. Doch jetzt sa- 
hen sie aus als triebe eine ungeheure auf 
ihnen liegende Last ihnen die Augäpfel aus 
dem Höhlen. 

Ich erreichte wieder den Bahnhof. Sein 
Eingang war abgesperrt. Etwa ein halbes 
Dutzend Wächter der Revolution kontrol- 
lierten die Ausweispapiere der Kommen- 
den und Gehenden. Aber nur wenige 
schienen den Bahnhof noch zu brauchen. 


So amüsierten sich die Kontrolleure durch 
ihre eigenen Kommentare. Alles ganz jun- 
ge Burschen, die laut redeten und lachten 


Ich ging auf sie zu, grüßte und fragte sie 
etwas. Zuerst waren sie konsterniert, einen 
Ausländer hier zu sehen, der zudem noch 
ihre Sprache verstand, etwas mißtrauisch- 
verlegen auch, weil es sich ja um einen der 
verhaßten Ausländer handeln könnte, de- 
ren Machenschaften an allen Häuserwän- 
den diffamiert wurden. Schnell aber siegte 
ihre Neugierde, gepaart mit Stolz über ihre 
Position über jeglichen Verdacht. Woher? 
Wieso hier? Ob sie behilflich sein könnten? 
Man habe mich abgewiesen — nur einen 
-Moment, man würde einen der ihren mit mir 
schicken, dann würde sich alles regeln. 
Und überhaupt: Ich solle doch meinen 
Freunden und allen Ausländern erzählen, 
was ich hier sehe: Der Iran, dieser alte, 
schöne Iran habe nun endlich wahre Frei- 
heit erfahren, sei endlich aufgewacht. Kho- 
meini und der Islam seien gekommen; um 
beides zu verteidigen, seien sie hier. Wich- 
tigtuerisch und naiv zugleich freuten sie 
sich, mir erklären zukönnen, was sie taten, 
dachten und wünschten. Und an nichts lag 
ihnen mehr, als mir die frohe Botschaft zu 
vermitteln, es sei der neue, große, islami- 
sche Iran Khomeinis und des Volkes, der 
jetzt seine Auferstehung feiere. 

Ich stand zwischen ihnen, genau wie sie 
in Turnschuhen und mit einen Parka — le- 
diglich der Bart und die Bewaffnung trenn- 
ten uns äußerlich. Für einen Moment war 
ich ein fremder Kumpel, mit dem man 
scherzte, dem man seine Freude zeigte, 
dern man eine Münze zum Teiephonieren 
gab, da er keine besaß. Gesichter, wie sie 
mir auch von den Todesanzeigen und von 
den Fernsehberichten bekannt waren, nur 
daß diese lebten und augenblicklich nicht 
ums Überleben kämpften. Ganz entspannt 
wirkten und waren sie, die siegreichen Kin- 
der der Revolution. Aber mit der gleichen 
entspannten Selbstverständlichkeit erklär- 
ten sie mir auch, alles, buchstäblich alles 


dafür tun zu wollen, das Gute zu fördern 
und das Schlechte auszurotten. Auf meine 
Frage, ob sie schon einmal jemanden er- 
schossen hätten, sahen sie mich ruhig und 
ernst an: nein, aber das käme sicherlich 
noch, denn schließlich sei es ja ihre Aufga- 
be. 

Wieder zurückgekehrt in das Nord-Te- 
heran der großen Avenuen und elegante- 
ren Geschäfte, zog ich mich miteinigen neu 
erworbenen Büchern in ein Teehaus zu- 
rück. Ich las: „Im Namen Allahs des All- 
mächtigen und Barmherzigen. Im vierten 
Jahr nach der gliückseligen Revolution 
durch unser aller Führer und leuchtendes 
Vorbild Khomeini rüsten sich die verbre- 
cherischen Feinde zum letzten Gefecht. 
Doch selbst Millionenheere des Teufels 
werden schließlich geschlagen und ihre 
abtrünnigen Soldaten mit heraushängen- 
den Gedärmen tausend und aber tausend 
Jahre leiden — sollte selbst das Blut unse- 
rer islamischen Diener und Märtyrer wie 
aus Schleusen herabstürzen: Tod den ...“ 
Ich legte das Buch beiseite, zahlte meinen 
Tee. Der Kellner warf einen Blick auf den 
Umschlag des Buches. Ich glaube, er grin- 
ste höhnisch. Vielleicht war es auch nur 


meine eigene Phantasie. Auf dem Buch 
war groß die Herausgeberorganisation ver- 
merkt: Das Wezarat-e ershad-e eslami — 
das Ministerium für islamische Wahrheit. 

Auf dem Weg zum Hotel kam mir eine 
Gruppe heftig diskutierender Leute entge- 
gen. Einer von ihnen versuchte anschei- 
nend, den anderen etwas begreiflich zu 
machen. Ich strengte mich an, etwas zu 
verstehen. Unmöglich! Sie mußten meine 
Anstrengungen bemerkt haben, blieben 
stehen und der Wortführer fragte mich: 
Engländer? Amerikaner? Aus West-Berlin. 
Erzähl deinen Landsleuten, daß es Verbre- 
cher sind hier, Verbrecher. Und der größte 
von allen ist dieser Teufel Khomeini. Sonst 
sagten sie nichts. Als ich antworten wollte, 
waren sie schon fort. 

Ich brauchte wieder Boden unter den 
Füßen. Im Hotel bestellte ich mir gleich 
mehrere Menüs und ließ sie:mir aufs Zim- 
mer bringen. Teheran funkelte in der Nacht 
und ich fraß, fraß als ob man sich eine 
Grundlage anfressen könnte, um alles bes- 
ser auszuhalten. 

Die nächsten Tage brachten ähnliche 
Eindrücke. Alte Freunde besuchte ich 
nicht, um sie nicht durch ihre Bekannt- 


schaft mit mir in Schwierigkeiten zu brin- 
gen. Nur selten begegnete ich anderen 
Ausländern. Selbst auf den früheren 
Prachtstraßen — internationalen Boule- 
vards — schien ich zumeist der einzige 
Nicht-Iraner zu sein. Ich wurde angespro- 
chen — von Gegnern des Regimes, die mir 
sagen wollten, wie sehr sie unter dieser 
Herrschaft der Geistlichen litten und von 
begeisterten Anhängern, die mir mitteilten, 
welchen Fortschritt das Land genommen 
habe. Dazwischen war nichts. Nie tröstli- 
che Worte, Verständnis, Versuche, Gräben 
zu überbrücken. Und genauso gespalten 
die Ökonomie: Hier der freie Markt mit sei- 
nem Angebot an Waren zu fast uner- 
schwinglichen Preisen und dort die Cou- 
pon-Ökonomie. Und während sich die Ver- 
kaufsstände der freien Händler unter der 
Last aufgestapelter Dinge bogen, herrsch- 
te Gedrängel und gottergebenes Schlan- 
gestehen in und vor den Läden, die Waren 
zu staatlich festgelegten Preisen verkau- 
fen. Der Anspruch auf solche Karten kann 
ohne Angabe von Gründen verweigert wer- 
den. Da es für den überwiegenden Teil der 
Bevölkerung aus finanziellen Gründen 
nicht in Frage kommt, sich die Grundnah- 
rungsmittel auf dem freien Markt zu besor- 
gen, ist Wohlverhalten um jeden Preis an- 
gezeigt. Zugleich sorgt eine durchaus tra- 
ditionelle Privilegienpolitik der neuen 
Machthaber dafür, daß die Sieger der Re- 
volution — Ihre Wächter, Angehörige der 
Partei Gottes, Diener und Denunzianten — 
sich auf dem freien Markt all das holen kön- 
nen, was ihr Herz begehrt. 

Stundenlang flimmerten die gleichen 
Gesichter, wie sie mir vor dem Bahnhof be- 
gegnet waren, über den Fernsehschirm — 
doch jetzt waren es die Gesichter von 
Landsern, von feldmarschmäßig ausgerü- 
steten Soldaten, von Todeskommandos 
oder müde in die Kamera winkendem Ver- 
wundeten, eingerahmt von Kommentaren 
salbadender Geistlicher und garniert mit 
religiösen Beschwörungsformeln. Reale 
Privilegien wollen erkämpft sein — und 
wenn siennicht in dieser Weltgenossen wer- 
den können, so eben in der nächsten. 

Ich hatte noch den Kommentar eines Be- 
kannten im Ohr. Vielleicht sollte es auch ei- 
ne Warnung sein: Iran auf dem Weg zurück 
ins Mittelalter ... 

Nein. Nicht das war es. 

Ich lebte hier nicht im Mittelalter, sondern in 
einer höchst modernen Zeit, einer moder- 
nen iranischen Zeit. „Sehen Sie“ — so sag- 
te mir der Fahrkartenverkäufer, beidemich 
mein Ticket zur Abreise nach Pakistan lö- 
ste und mit dem ich ins Gespräch kam — 
„sehen Sie, das heutige Iran steht vielmehr 
im Einklang mit seinen Traditionen als etwa 
zur Zeitdes Schah. Jetzt absorbiert unsere 
Kultur den technischen Fortschritt des We- 
stens und nicht mehr umgekehrt“. 

Vielleicht war es das. Der neue Iran der 
Kulturrevolution, der Neufindung traditio- 
neller Werte und Moralhaltungen, der stol- 
ze Iran mit seiner Geschichte und seiner 
Religion, der große Iran mit seiner Despotie 


und unkontrollierten Herrschaft, der reiche 
Iran mit seinem Rentenkapitalismus und 
dem Ölgeld zur Finanzierung eines giganti- 
schen Repressionsapparates, der begei- 
sternde Iran mit seinen Mythen und seiner 
Menschenverachtung derer, die solche 
Mythen schufen, der alltägliche Iran, indem 
die technisch versiert verpackte und hoch- 
effiziente Propaganda gepaart mit schlich- 
ter Gewalt, ein irrationales, wahnwitziges 
System zum Erlösungsreich hochstilisiert. 

Ich hatte viel Zeit, darüber nachzuden- 
ken, nachdem ich den Bus nach Zahedan 
genommen hatte und wohlig zurückge- 
lehnt die hügelige Halbwüstenlandschaft 
betrachtete. Nach etwa zwei Stunden pas- 
sierte der Bus die Stadt Qom. Im Abendlicht 
glänzte die goldene Kuppel der Hauptmo- 
schee Ooms herüber. Ein friedliches, fast 
nostalgisches Bild, das dieses neue poli- 
tisch-religiöse Zentrum von Ferne bot. 
Welche Fraktionskämpfe werden wohl ge- 
rade an der dort beheimateten zentralen 
theologischen Hochschule ausgetragen? 
Nur weniges dringt darüber normalerweise 
nach draußen. Geschiehtesdennoch, soin 
der manieristischen Sprache der Theolo- 
gen. Werden hier jetzt vielleicht schon die 
Anklagen für den historischen Prozeß ge- 
gen die erste Generation der religiösen Re- 
volutionsprofiteure formuliert — Anklage- 
punkte: Machtmißbrauch, Menschenver- 
achtung, Verrat der wahren islamischen 
Ziele, Blutvergießen, Bereicherung, Mord 
...? Ein infernalisches Quietschen, Johlen 
und Pfeifen riß mich aus meinen Träumen. 
Der Busfahrer hatten in den ersten Gang 
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heruntergeschaltet undversuchte, aneiner 
scheinbar endlosen Prozession vorbeizu- 
kommen. Transparente, Fahnen, Papp- 
schilder, Bilder von Khomeini, La illah illa 
Allah-Rufe. 

Eine Prozession auf dem Weg nach 
Oom. Lachende Gesichter normal geklei- 
deter Jugendlicher, bemalte Büßer, Klein- 
kinder, einzeln oder in Kolonnen, angeführt 
von Vorsängern und Vorbetern, Bollerwa- 
gen mit Wasserfässern, Proviantwagen, 
Ordner mit grünen Armbinden und kleinen 
Khomeiniphotos auf der Brust, einige Sol- 
daten. Man winkte zu uns herüber, einer 
reichte dem Fahrer zwei Äpfel durchs Fen- 
ster. ImBus herrschte Schweigen. Nach ei- 
ner halben Stunde war alles vorbei. Der 
Bus hatte wieder freie Fahrt. Es wurde 
Nacht und wieder Tag. Die Halbwüste war 
in Wüste übergegangen. Aber es war 
Herbst und die Sonne wärmte die Men- 
schen, ohne sie zu verbrennen. Alles war 
hell und weit, unberührt und zig-tausend- 
jährig. 

In Zahedan stieg ich in einen alten her- 
untergekommenen Bus um, der mich an 
die Grenze nach Pakistan brachte. Die As- 
phaltstraße reichte nur bis Zahedan, dann 
gab es nur noch Piste. Feiner Sand drang 
durch alle Ritzen. An der Grenze wurden 
wir in wenigen Minuten abgefertigt. Auf der 
anderen Seite lag eine kleine, ärmliche An- 
sammlung von Bretterbuden, Lehmhäuser 
und Hütten. Ich war in Pakistan — genauer 
gesagt: mitten in der Wüste Belutschistans; 
der Ort heißt Taftan. 

J.H.G. 
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Iran-Chronik 


Was kommt nach Khomeini? 


„Die Ära nach Khomeini hat bereits begonnen. Wenn der Imam stirbt, haben 
die Extremisten keine Chance mehr“. So optimistisch hatsich der ehemalige 
Staatspräsident der islamischen Republik Bani Sadr Anfang August in 
einem Interview mit Le Monde geäußert. Indizien für Macht- und 
Flügelkämpfe zwischen einer „gemäßigten“ und einer „harten“ Fraktion um 
die Nachfolge Khomeinis, sieht Bani Sadr in den Ereignissen um die 
Entführung der Boeing 737 der Air France Ende Juli. Der Verlauf der 
Entführung lege die Vermutung nahe, daß die Entführer direkt von Teheran 
unterstützt wurden. Denn erst auf dem Teheraner Fiughafen sollen sie 
Schußwaffen erhalten haben. 

Mit dem „Staatsterrorismus“ und einer verschärften Repression im Iran 
selbst wolle die „harte“ Fraktion noch einmal ihre Macht demonstrieren. So 
jedenfalls sieht es Bani Sadr.' 

Ob dieser Optimismus angebracht ist, ist sehr zweifelhaft. Den 
Pressemeldungen der letzten Wochen zufolge, die vor allem von 
Machtkämpfen im iranischen Parlament berichteten, sind sich die 
Regierenden Teherans in wichtigen Fragen uneins: Besonders umstritten 
ist, ob oder wie der Krieg mit dem Irak fortgesetzt werden soll. Eng damit 
verknüpft sind die Meinungsverschiedenheiten darüber wie die 
Wirtschaftskrise zu bewältigen ist und wie die außenpolitische 


Neuorientierung aussehen soll. 


Klare Fronten, entlang derer sich verschie- 
dene Fraktionen um die Macht streiten, 
sind jedoch schwer auszumachen. 

Beim Versuch, die innenpolitische Situa- 
tion im Iran zu beschreiben, sollte man Zu- 
ordnungen wie „Falken“ oder „Tauben“, 
„hart“ oder „gemäßigt“ oder „progressiv/ 
reformerisch“ vermeiden. Sie mögen viel- 
leicht Fraktionskämpfe in den westlichen 
Ländern charakterisieren, im Falle des Iran 
sind sie eher verwirrend und greifen zu 
kurz. So wird beispielsweise Parlaments- 
präsident Rafsandjani — beim Ehrgeiz der 
bürgerlichen Presse, die Verhältnisse im 
Iran zu durchblicken — abwechslungswei- 
se als „progressiv“ und als „Hardliner“ ein- 
gestuft. Der starre Blick auf Querelen in ei- 
nem Parlament, in dem nur eine einzige 
Parteivertreten ist und dessen Abgeordne- 
te vorden Parlamentswahlen im April alles- 
amt auf ihre „islamische“ Treue hin über- 
prüft wurden, verhindert eine Analyse, die 
die tatsächlichen Machtverhältnisse im 
Iran untersucht und damit auch Aufschluß 
über den verdeckten oder offenen Wider- 
stand im iranischen Volk geben könnte. 
Ähnliches trifft für die These von Khomeinis 
„Allmacht“ zu, die die Hilflosigkeit, die irani- 
schen ’Verhältnisse’ gedanklich zu durch- 
dringen, bezeugt. Khomeini, als der ominö- 
se Mann im Hintergrund, hält dieser These 
zufolge alle Fäden in der Hand.? Diese per- 
sonalisierte Sichtweise fördert nicht gera- 
de eine Auseinandersetzung mit den tat- 
sächlichen Konflikten im Iran. Außerdem 
leistet sie Hoffnungen auf eine Ära nach 
Khomeini Vorschub. Die Vertrauensab- 
stimmungen im Parlament, bei denen fünf 


Minister, darunter auch der Verteidigungs- 
minister, ihre Posten verloren haben, ma- 
chen allerdings deutlich, daß umstrittene 
innen- und außenpolitische Fragen jetzt 
stärker ins Parlament getragen und.dort 
diskutiert werden als dies vor den Parla- 
mentswahlen im April der Fall war. Ob mit 
der Neubesetzung der Ministersessel je- 
doch eine „neue“ Politik eingeleitet wird, 
bleibt noch unklar. Die Ablösung des Ver- 
teidigungsministers Salami wird noch lan- 
ge nicht über Krieg und Frieden mit dem 
Irak entscheiden.? Einigkeit darüber, daß 
sich der Iran außenpolitisch öffnen muß, 
will er seine wirtschaftlichen Probleme lö- 
sen, besteht wohl auch zwischen Staats- 
präsident Khomeini und Ministerpräsident 
Moussavi auf der einen und Parlaments- 
präsident Rafsandjani auf der anderen Sei- 
te. Umstritten ist aber, ob sofortige Frie- 
densverhandlungen notwendige Voraus- 
setzung für diese außenpolitische Öffnung 
sind. Rafsandjani jedenfalls spricht sich 
immer wieder für eine Fortsetzung des 
Krieges aus.® 


Die Säulen der 
fundamentalischen Macht 


Wer aus den „parlamentarischen Ausein- 
andersetzungen” Hoffnungen auf eine bal- 
dige Veränderung im Iran zieht oder — wie 
Bani Sadr — auf eine Ära nach Khomeini 
setzt, will offensichtlich übersehen, mit wel- 
chen Mitteln die Geistlichkeit und mit ihr die 
einzige zugelassene Partei (die Islamisch- 
Republikanische Partei, IRP) ihre Macht im 


Iran seit der Revolution 1979 konsolidiert 
hat. 

Waren die Machtverhältnisse unmittel- 
bar nach der Revolution noch ungeklärt, so 
konnte sich die IRP gegenüber den nicht- 
fundamentalistischen Mojahedin und an- 
deren marxistischen Gruppierungen bis 
Mitte 1981 endgültig durchsetzen. Denn 
mit der Absetzung Bani Sadrs, den Mas- 
senverhaftungen und -hinrichtungen und 
der Flucht vieler Oppositioneller ins Aus- 
land war nun jede, die Machtansprüche der 
Mullahs offen gefährdende Opposition 
ausgeschaltet. Den Widerstand in den kur- 
dischen Provinzen, in die viele Mojahedin 
sich geflüchtet haben, konnte die Teheran- 
er Zentralregierung bisher nicht brechen. 

Entscheidend für die Konsolidierung der 
Macht der Fundamentalisten war (und ist) 
der Aufbau eigener Repressionsapparate, 
die — neben der regulären Polizei und Ar- 
mee — vor allem als verlängerter Arm der 
IRP agieren. So wurde in kürzester Zeit pa- 
rallel zur Armee das ’Heer’ der „Islami- 
schen Wächter der Revolution“ (Pasdaran) 
aufgebaut. Dieses ’Heer’ wird mittlerweile 
auf zwei- bis dreihunderttausend Mann ge- 
schätzt. Sie sind an der Front in Kurdistan 
genauso vertreten wie im Krieg gegen den 
Irak. Diese Truppe ist nicht zuletzt aus 
Furcht vor einem Militärputsch geschaffen 
worden. Heute werden militärstrategische 
Entscheidungen nicht'mehr ohne die Zu- 
stimmung der ’Generäle’ der Pasdaran ge- 
troffen. 

Ein weiterer Schritt in der Kontrolle des 
öffentlichen Lebens gelang den fundamen- 
talistischen Geistlichen durch den Aufbau 
der „Revolutionstribunale“ und anderer auf 
der „institutionellen“ Ebene angesetzten 
Organisationen wie etwa das „Tribunal im 
Kampf gegen die Sünde“ (s. M. Schuckars 
Artikel zur Moralpolitik in diesem Heft). Die 
Geistlichkeit hatte damit ihren eigenen „is- 
lamischen“ Justizapparat geschaffen. Die 
Revolutionstribunale nahmen bald die Ver- 
folgung nicht nur der Kollaborateure des 
Schah-Regimes auf. Ihre „Polizisten“ ma- 
chen bis heute Jagd auf alles, was seit der 
Revolution von der Geistlichkeit als „unisla- 
misch und als vom „Kulturimperialismus 
verdorben“ definiert wird. „Summarische 


Begründungen wie „Kampf gegen Gott und 
Verderbtheit auf Erden“, „Bildung von kor- 
rupten Banden“ und “Provokation und Auf- 
wiegelung des Volkes mit politischem Ziel“ 
ermöglichen es, jedes noch so willkürliche 
Urteil zu legitimieren. In der Sprache der is- 
lamisch-fundamentalistischen Justiz ver- 
schwand damit der Unterschied zwischen 
politischen Delikten und anderen.“° 

Bei der Fahndung nach den „Feinden 


der Islamischen Revolution” sind die 
Hezbollahis (Parteigänger Gottes) behilf- 
lich. Ihre Schlägertrupps werden von der 
IRP geduldet oder sogar ermuntert ihre „is- 
lamische Moral“ — und sei es mit Gewalt — 
in die Straßen zu tragen. Die Mitglieder die- 
ser Schägerbanden rekrutieren sich vor- 
nehmlich aus den städtischen Unter- 
schichten. Ihr Haß gegen die Reichen oder 
Intellektuellen, die im Gegensatz zu ihnen 
vom „Kulturimperialismus“ während des 
Schah-Regimes profitiert haben, läßt sich 
immer wieder einsetzen, um mißliebige 
Personen, die sich der islamischen Herr- 
schaft nicht bedingungslos beugen wollen, 
zu verfolgen und zu terrorisieren. Gerade 
indem die Fundamentalisten die städti- 
schen Unterschichten in ihr politisches 
Konzept miteinbeziehen, sichern sie sich 
— so scheint es zumindest — eine soziale 
Basis, dieihnen die Treue hält. Mit einer Mi- 
schung aus Almosen, die u. a. aus dem 
Vermögen der Pahlewi-Stiftung stammten, 
und Appellen, die zumindest rhetorisch den 
sozialen Status der städtischen Unter- 
schichten und Slumbewohner aufwerteten, 
in dem Khomeini ihre Opfer für die Islami- 
sche Revolution rühmte und die „Enterb- 
ten“ zu den einzig „wahren Muslimen“ stili- 
sierte, konnten diese Bevölkerungsschich- 
ten für die Politik der IRP gewonnen wer- 
den. Obwohl die Politik der Geistlichkeit die 
ärmliche Lebenssituation der Mehrheit der 
Bevölkerung nicht verändert hat, kann „die 
Betonung der Leidensbereitschaft und des 
Selbstwertgefühls der Unterschicht-Ange- 
hörigen in dieser Ideologie (...) immer wie- 
der die Diskrepanz zwischen den durch die 
Revolution geweckten Erwartungen und 
den armseligen realen Verhältnissen über- 
brücken.“® 


Krieg oder Frieden 


Der Macht- und Repressionsapparat si- 
chert zwar noch die Herrschaft der Funda- 
mentalisten. Die Differenzen zwischen den 
Fundamentalisten können jedoch Anzei- 
chen dafür sein, daß sie ihre politische Le- 
gitimation vor allem durch die fehlgeschla- 
gene Wirtschaftspolitik bedroht sehen. Die 
konzeptionslose Wirtschaftspolitik, die vor 
allem auf den steten Fluß der Ölmilliarden 
vertraut hat, zeitigt ihre Folgen: hohe Ar- 
beitslosigkeit und Inflationsrate, schlechte 
Versorgung mit Grundnahrungsmitteln, 
niedrige Kapazitätsauslastung der irani- 
schen Industrie und steigende Importab- 
hängigkeit sind nur einige Beispiele, die 
das Ausmaß der Wirtschaftskrise verdeut- 
lichen. Das bisherige „Konzept“ — massive 
Repression, Krieg und islamische Ideolo- 
gie jedenfalls dürfte kaum ausreichen, die 
wirtschaftlichen Probleme des Landes zu 
lösen. Grundsätzliche Entscheidungen 
darüber, ob das Privateigentum gefördert 
werden soll oder ob wichtige Industriezwei- 
ge verstaatlicht werden sollen, können 
nicht mehr lange hinausgezögert werden. 
Dasselbe trifft auf dieimmer wieder verkün- 
dete Agrarreform zu. 

Wichtigste Bedingung, um die wirt- 
schaftlichen Probleme lösen zu können, ist 


aber das baldige Ende desKrieges mit dem 
Irak. Denn dieser Krieg verschlingt Miliar- 
den und verschärft damit die Wirtschafts- 
krise. Der Krieg gegen die Kurden scheint 
hingegen weniger umstritten. Dort dürfte 
das militärische Potential — insbesondere 
nach Friedensverhandlungen — ausrei- 
chen, um „Lösungen“ zu schaffen. 

Wie aber soll der Friedenskompromiß 

aussehen? 
Der Krieg kostet zwar viel Geld. Anderer- 
seits lenkt er aber von den sozialen und 
wirtschaftlichen Problemen desLandes ab. 
So konnten noch beim Ausbruch des Kon- 
fliktes (1980) viele Iraner mit Parolen wie 
der „Verteidigung der Islamischen Revolu- 
tion“ mobilisiert werden. Der „Export der 
Revolution“ und die Eroberung der shiiti- 
schen ’Heiligen Stätten’ Kerbela und Nad- 
jafim Irak treffen jedoch nicht mehr auf gro- 
Be Zustimmung. 

Auch bei größtmöglichem Aufgebot an 
Soldaten und freiwilligen Kämpfern kann — 
nach allgemeiner Einschätzung — der 
Krieg von den Iranern derzeit nicht gewon- 
nen werden, da die irakische Armee tech- 
nisch weit überlegen ist. 


u 


Iranische Revolutionskrieger an der Front 


Gerade der Einsatz der freiwilligen 
Kämpfer und Kindersoldaten wird in letzter 
Zeit von den Offizieren der regulären Ar- 
mee kritisiert, weil er viele Menschenleben 
fordere aber militärisch nicht viel bringt. In 
diesem Zusammenhang werden auch 
Kompetenzstreitigkeiten bei militär-strate- 
gischen Entscheidungen zwischen regulä- 
rer Armee und den Pasdaran erwähnt. Wie 
groß die Bereitschaft zur Fortsetzung des 
Krieges unter den Soldaten der Armee ist, 
ist schwer einzuschätzen. Die Tatsache je- 
doch, daß Verteidigungsminister Salimi 
sein Amt verloren hat, läßt vermuten, daß 
die Kritik der Offiziere der regulären Armee 
am Machtzuwachs der Pasdaran ernstge- 
nommen wird. Denn Salimi wurde vorge- 
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worfen, daß er den Pasdaran zu viel Ent- 
scheidungsspielraum gewährt habe.’ 

Die immer wieder verschobene Großof- 
fensive die im „Satan” Saddam Hussein 
die endgültige Vernichtung bringen sollte, 
deutet daraufhin, daß die Armee außerdem 
mit materiellen und logistischen Problemen 
konfrontiert ist. Auf einer Pressekonferenz 
im irakischen Exil gab der ehemalige enge 
Vertraute Khomeinis und der derzeit be- 
kannteste geistliche Regimekritiker Ayatol- 
lah Ali Theherani folgende plausible Erklä- 
rung für die Verzögerung der Offensive ab: 
„Die Offensive habe sich verzögert, weil 
der Iran dieses Mal viel weniger Kämpfer 
mobilisieren konnte als allgemein ange- 
nommen wurde. Außerdem fehle es den 
iranischen Truppen an ausreichender Mu- 
nition.“® 
Die Luftüberlegenheit des Irak und der ge- 
fürchtete Einsatz von Giftgas dürften wei- 
tere Gründe für die Verschiebung der 
Großoffensive sein.? 

All diese Tatsachen tragen mit dazu bei, 
daß der Ruf nach Friedensverhandlungen 
lauter wird. Die Befürworter baldiger Frie- 
densverhandlungen sehen vor allem in der 


Eroberung der Madschun-Insel eine gute 
Ausgangsposition für Verhandlungen. 
Denn unter dieser Insel liegen Ölfelder, die 
einem Wert von ca. 150 Mio. Dollar ent- 
sprechen. Mit diesem Pfand iin der Handllie- 
ßen sich nicht nur die Iraker „erpressen“. 
Auch der Bevölkerung kann eher vermittelt 
werden, daß die Kriegsopfer nicht „sinnlos“ 
waren. Ob sich diese 'pragmatische’ Ein- 
schätzung bald durchsetzen wird, bleibt 
dennoch abzuwarten. '? 


Der Krieg schluckt die 
Ölmilliarden 


Eine vom iranischen Parlament eingesetz- 
te Sonderkommission hat berechnet, daß 
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der Krieg und dessen Folgen wie Produk- 
tionsausfall, zerstörte Landwirtschaft, Ver- 
sorgung der Kriegsverletzten und Flücht- 
linge allein in den Jahren 1980 bis 1983 
rund 164 Mrd. Dollar gekostet haben. Auch 
im Haushaltsjahr 1984/85 sind Militäraus- 
gaben von über 30 Mrd. DM ausgewiesen 
(davon sollen alleine 4 Mrd. an die Pasdar- 
angehen). Diese riesigen Summen können 
schon lange nicht mehr durch die Ölaus- 
fuhren des Iran gedeckt werden. Das Zah- 
lungsbilanzdefizit ist allein in den letzten 
fünf Jahren auf über 8 Mrd. US-Dollar ge- 
stiegen und die Devisenreserven der irani- 
schen Banken betragen laut Schätzungen 
derzeit nur noch drei bis vier Milliarden Dol- 
lar.'' 

Trotz der gestiegenen Zahlungsbilanzdefi- 
zite war die iranische Wirtschaft auch 1983 
gezwungen, Waren im Wert von 22 Mrd. 
Dollar zu importieren. 

Zwar hat die Regierung, um Devisen zu 
sparen, Importbeschränkungen angekün- 
digt. Wenn sich aber die Versorgungslage 
in den Städten nicht noch weiter ver- 
schlechtern soll, wird sie auf die Einfuhr von 
Lebensmittel nicht verzichten können. Die 
fortdauernde Vernachlässigung der irani- 
schen Landwirtschaft hat dazu geführt, daß 
der Iran pro Jahr für mehr als drei Milliarden 
US-Dollar Nahrungsmittel einführen muß, 
um die Grundbedürfnisse der Bevölkerung 
zu decken. Gegenwärtig sind viele Grund- 
nahrungsmittel wie Reis, Fleisch und Kar- 
toffeln auf dem freien Markt vor allemfür die 
ärmeren Bevölkerungsschichten uner- 
schwinglich. Viele Grundnahrungsmittel 


sind rationiert und nur gegen die Vorlage 
von Lebensmittelkarten erhältlich. Der 
(unislamische) Schwarzmarkt blüht; dort 
werden zu überhöhten Preisen rationierte 
oder offiziell überhaupt nicht angebotene 
Waren gehandelt.'? 

Der anhaltende Rückgang der Ölaus- 
fuhren bereitet der Regierung derzeit die 
größten Sorgen. Schon 1983 waren die De- 
viseneinnahmen aus dem Ölexport niedri- 
ger als erwartet. Eine Steigerung der Öl- 
ausfuhren ist auch für 1984 nicht in Sicht. 
Denn die Bombardements auf Tanker im 
Golf und die Angriffe der Iraker auf die Insel 
Kharg, von wo aus 90 % des iranischen Öls 
exportiert werden, haben seit April Ausfuh- 
ren im Wert von monatlich 1,5 Mrd. Dollar 
auf lediglich 600 Mio. Dollar zurückgehen 
lassen. '? 


Neuorientierung in der 
Außenpolitik 


Besonders den "Pragmatikern’ im Iran ist 
offensichtlich klar geworden, daß die Wirt- 
schaftskrise nur durch verstärkte außen- 
politische Aktivitäten bewältigt werden 
kann. Denn der international nahezu völlig 
isolierte Iran braucht nicht nur für ebentuel- 
le Friedensverhandlungen eine bessere 
Ausgangsposition. Für die Lösung der wirt- 
schaftlichen Probleme ist er vor allem auf 
solche Geschäftspartner angewiesen, die 
künftig bereit sind, iranisches Öl zu kaufen. 
Unter dem Stichwort der „Reaktivierung 
der Islamischen Republik“ wird die außen- 
politische Neuorientierung des Iran ver- 


kauft. Beieiner Rede vor ausländischen Di- 
plomaten stellt Staatspräsident Khomeini 
dieses neue Konzept vor: Die Islamische 
Republik Iran befinde sich in einer Situa- 
tion, in der „die Ausdehnung der Bande mit 
allen Ländern die unterschiedliche Ideolo- 
gie und Kulturen haben“, den Iran berei- 
chern könne. Selbst nach Friedensver- 
handlungen muß dabei nicht auf den viel- 
beschworenen „Export der Islamischen 
Revolution“ verzichtet werden. Denn der 
Export der Revolution bedeute den Export 
der Ideen der Revolution, und dies könne 
nur durch „die Präsenz Irans auf der politi- 
schen Arena der Welt erzielt werden.“'* Mit 
welch ideologischen Manövern der Handel 
mit dem Hauptffeind Nr. 1, den USA, oder 
mit dem „kleinen Satan“ Frankreich ge- 
rechtfertigt werden soll, darauf darf man 
gespannt sein. Gegenwärtig jedenfalls wird 
mit scharfen Worten die französische Un- 
terstützung des Irak angegriffen, während 
auf der diplomatischen Ebene bereits An- 
näherungsversuche gemacht werden. 


Außenminister Genscher in 
Teheran 


Daß Außenminister Genscher als erstem 
EG-Außenminister die Rolle zukommt, das 
internationale Image des Iran aufzupolie- 
ren, ist nicht weiter verwunderlich. Die Bun- 
desrepublik, die so gerne ihre neutrale Hal- 
tung im iranisch-irakischen Krieg betont, ist 
bald nach der Revolution wieder hervorra- 
gend mit dem Iran ins Geschäft gekom- 
men. Mit einem Exportwert von insgesamt 


7,7 Mrd. DM ist die Ausfuhr deutscher Wa- 
ren höher als zu Zeiten des Schah.'? Der 
Besuch Genschers in Teheran war den Ir- 
anern besonders wichtig. Denn in den Ge- 
sprächenkamesihnen vorallem daraufan, 
Genscher davon zu überzeugen, daß die 
BRD mehr iranisches Öl einführen muß, will 
sie an luktrativen iranischen Investitons- 
projekten beteiligt werden. 

Während der Iran zum wichtigsten Han- 
delspartner der BRD in der Dritten Welt ge- 
worden ist, importiert die Bundesrepublik 
nur noch ungefähr 3 % ihres gesamten 
Rohölbedarfs aus dem Iran. 


Die Pattsituation im Krieg und die spür- 

baren Folgen der Wirtschaftskrise können 
von den Regierenden in Teheran nicht län- 
ger geleugnet werden. 
Sollen die wirtschaftlichen Probleme gelöst 
werden, führt über kurz oder lang kein Weg 
an Friedensverhandlungen vorbei. Wievie- 
le Menschen in diesem Krieg noch sterben, 
wird davon abhängen, wie schnell sich die 
’pragmatischere’ Linie bei den derzeitigen 
Fraktionskämpfen durchsetzen wird. 


Basar in Teheran 


Auch in den ersten fünf Monaten dieses 
Jahres stehen bundesdeuschen Ausfuh- 
ren in Höhe von 3,2 Mrd. DM iranische Ein- 
fuhren von nur 631 Mrd. DM gegenüber. 
Der Iran ist derzeit vor allem von den Impor- 
ten zweier Länder — der Bundesrepublik 
und Japan — abhängig. Gerade deshalb ist 
er bemüht, mit anderen Ländern ins Ge- 
schäft zukommen. Erst dann, wenn es der 
iranischen Regierung gelingt, ihre Importe 
zu diversifizieren, hat sie wieder ein Druck- 
mittel in der Hand, um etwa die Bundesre- 
gierung zur Abnahme einer größeren Men- 
ge iranischen Öls zu zwingen. Denn bei al- 
len Problemen der iranischen Wirtschaft 
hat das Parlament dennoch ein Entwick- 
lungsbudget verabschiedet, das an die 14 
Mrd. US-Dollar beträgt und so wichtige 
Projekte wie den Ausbau des Schwerindu- 
strie- und Energiesektors umfaßt. Es sind 
genau diese Wirtschaftssektoren, an de- 
nen die bundesdeutsche Industrie großes 
Interesse hat. 

Auch wenn sich Genscher um die Men- 
schenrechtsverletzungen im Iran 'küm- 
mern’ will, ging es bei seiner Mission um 
nichts weiter, als die bundesdeutsche Han- 
delsinteressen im Iran abzusichern und 
auszubayen.'® 


Die schwierigste Hürde in diesem Kämpfen 
— so scheint — muß erstnoch überwunden 
werden. Das Problem, dasssich gleichzeitig 
mit der Lösung der wirtschaftlichen Proble- 
me stellt, ist die Unklarheit darüber, an wel- 
chen sozialen Schichten sich die Herr- 
schenden in Teheran künftig orientieren 
sollen. 

Das bisherige politische Konzept hat mit 
seiner Propaganda und Ideologie und den 
wenigen Aufstiegsmöglichkeiten den so- 
zialen Unterschichten keine materiellen 
Verbesserungen gebracht. Die iranische 
Mittelschicht dagegen mußte in den letz- 
ten Jahren große wirtschaftliche Einbußen 
hinnehmen. Sinkendes Realeinkommen 
und die hohe Inflation, die inoffiziell bei 50 
bis 60 % liegen soll, sowie die immer 
schlechtere Versorgung mit Grundnah- 
rungsmitteln lassen ihren Unmut über die 
Auswirkungen der Wirtschaftskrise wach- 
sen. Wenn die Regierung durch rückläufige 
Öleinnahmen und Devisenreserven weiter- 
hin gezwungen ist, die Konsumgüterimpor- 
te zu beschränken, wird die wirtschaftliche 
Situation des Handel und Gewerbes sich 
verschlechtern. Denn durch den Nachfra- 
gerückgang der höheren Einkommensbe- 
zieher haben viele Händler und Handwer- 
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ker in den letzten Jahren ihre Arbeitsplätze 
verloren. 


In den Auseinandersetzungen der letzten 
Wochen ist ein alter Konflikt unter den 
Herrschenden in Teheran wieder ‚deutlich 
geworden. In diesem Konflikt geht es 
darum, welche Rolle der Staat künftig in 
der Wirtschaft spielen soll. Im Parlament 
wurde ein Gesetzesentwurf verabschiedet, 
der vorsieht, daß nicht nur die im staatli- 
chen Sektor hergestellten Güter, sondern 
auch die des privaten Sektors über staatli- 
che Verteilungszentren gelenkt werden 
sollen. Im Revolutionsrat wird dieses Kon- 
zept abgelehnt, denn der Revolutionsrat 
setzt auf eine privatwirtschaftliche Orientie- 
rung der Wirtschaft. Der Revolutionsrat 
betont — und dabei weiß er sich einig mit 
Khomeini — daß der Staat in der Wirt- 
schaft keine Monopolstellung einnehmen 
dürfe. Khomeini hat sich jüngst sogar 
besonders dafür eingesetzt, daß der Han- 
del nicht durch Restriktionen kontrolliert 
oder gebremst wird. Den Bazaris versi- 
cherte Khomeini, daß sie nach wie vor die 
Repräsentanten des iranischen Handels 
seien. Dies macht deutlich, daß sich Kho- 
meini völlig darüber im klaren ist, wie sehr 
sein Regime von der Zustimmung der Mit- 
telschichten abhängig ist und daß es gilt, 
diese noch enger an sich zu binden. 
Schwieriger als bei den Bazaris dürfte es 
jedoch bei den: Technikern, Ingenieuren, 
Managern und sonstigen Fachkräften sein, 
die nun dringend benötigt werden, um die 
ehrgeizigen Entwicklungspläne zu realisie- 
ren, die die Wirtschaft im Iran wieder 
ankurbeln sollen. 

Viele dieser Fachkräfte sind aufgrund 
der politischen Verhältnisse in Iran im Aus- 
land geblieben oder dorthin geflohen. Eine 
Liberalisierung des autoritär-fundamentali- 
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stischen Regimes könnte diese Fachkräfte 
zur Rückkehr verleiten. 

Bis jetzt ist der Streit zwischen den bei- 
den Richtungen nicht entschieden. Es ist 
jedoch zu erwarten, daß sich der „stumme 
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Zwang der ökonomischen Verhältnisse“ 
letztlich durchsetzt. Es dürfte künftig daher 
nur darum gehen, wie eine privatkapitali- 
stisch organisierte — und damit abhängige 
— Ökonomie mit den ideologischen Prinzi- 
pien der Fundamentalisten vereinbart wer- 
den kann. 

bu 
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Im Januar 1983 wurde nach vierjährigen Auseinander- 
setzungen eine verwässerte Fassung des Landreform- 
gesetzes, die im Parlament verabschiedet worden war, 
vom Ravolutionsrat (ein Gremium Hoher Geistlicher) 
als „unislamisch“ abgelehnt. Diese Fassung schloß oh- 
nehin schon die Enteignung von privaten, staatlichen 
und geistlichen Stiftungen aus. Ebenso unberührt vom 
Landreformgesetz blieben dabei Ländereien, die dem 
modernen Sektor der iranischen Landwirtschaft zu zu- 
ordnen sind. 


BRD-Waffenexport 


Deutsche Waffen im Iran-Irak-Krieg 


Werden deutsche Waffen im Krieg zwischen Iran und Irak eingesetzt? 
Versichert nicht die Bundesregierung jedem, ob er es hören will oder 
nicht, sie betreibe eine äußerst restriktive Waffenexportpolitik? Es läßt 
sich jedoch nachweisen, daß durch die zur Regel gewordenen 
Ausnahmegenehmigungen und über die breiten Hintertüren, die die 
„Politischen Grundsätze“ der Bundesregierung für den Waffenexport 
bewußt gelassen haben,'! auch in dieses Kriegsgebiet bundesdeutsche 
Rüstungsgüter geliefert wurden und weiter geliefert werden. 


Grundsätzlich unterliegt der Waffenex- 
port der Genehmigungspflicht durch die 
Bundesregierung. Es gibt jedoch ver- 
schiedene Möglichkeiten bundesdeut- 
sche Waffenexportrestriktionen zu umge- 
hen. Die wichtigste war und ist die Rü- 
stungskooperation mit einem anderen 
westeuropäischen Land. Frankreich 
spielte und spielt hierbei eine besondere 
Rolle. So erhielt der Irak über Frankreich 
die in deutsch-französischer Zusammen- 
arbeit entwickelten Panzer-Abwehr- 
Lenkwaffen HOT und MILAN und das 
Flieger-Abwehr-Raketensystem RO- 
LAND.? Auf ein Veto-Recht gegenüber 
Exporten des Kooperationspartners hat 
die Bundesregierung verzichtet. Sie be- 
hält sich lediglich vor, „bestimmten Ex- 
portvorhaben des Kooperationspartners 
im Konsulationswege entgegenzutre- 
ten”.? Ob die Bundesregierung in Paris 
gegen den Export deutsch-französischer 
Waffen an den Irak vorstellig geworden 
ist, ist nicht bekannt. Die Bundesregie- 
rung weigert sich, hierzu öffentlich Stel- 
lung zu beziehen.* 

Die Vergabe von Lizenzen stellt eine 
weitere wichtige Schleuse für bundes- 
deutsche Waffen in die Dritte Welt dar. 
Im Iran wird das Maschinengewehr G-3 
der deutschen Firma Heckler & Koch in 
Lizenz produziert? Einen besonders 
plumpen Weg, bundesdeutsche Waffen 
in das Kriegsgebiet zu schleusen, hat in 


jüngster Zeit Messerschmitt-Bölkow- 
Blohm (MBB) beschritten. An eine spani- 
sche Firma, an der MBB beteiligt ist, sind 
die Einzelteile des Hubschraubers BO 
105 geliefert worden; nach der Montage 
sind 24 Helikopter an den Irak weiterver- 
kauft worden. MBB hat diesen Sachver- 
halt bestätigt. Die Bundesregierung be- 
trachtet nach Auskunft von Regierungs- 


sprecher Boenisch den Export der Hub- 


schrauber als Angelegenheit Spaniens.® 
Durch den Umweg über Argentinien 
wird Iran an einen Panzer westdeutschen 
Ursprungs kommen. Iran hat in Argenti- 
nien den Kampfpanzer TAM bestellt, der 
von Thyssen-Henschei sür Argentinien 
entwickelt wurde und dort produziert 
wird.” Komponenten für den TAM-Panzer 
werden aus der Bundesrepublik nach Ar- 
gentinien geliefert Ohne die bundes- 
deutschen Zulieferungen wäre Argenti- 
nien nicht in der Lage, Panzer zu produ- 
zieren und zu exportieren. 

Nicht unter die Genehmigungspflicht 
fällt in aller Regel der Export von Gütern, 
die auch zivil verwandt werden können. 
Sie werden exportrechtliich auch dann 
nicht als Rüstungsgüter erfasst, wenn ei- 
ne militärische Verwendung mit Sicher- 
heit oder zumindest großer Wahrschein- 
lichkeit angenommen werden muß. So 
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hat der Irak aus der Bundesrepublik 
Schwertransporter erhalten.? Für die Ver- 
längerung des Krieges zwischen Iran und 
Irak sind diese „zivilen“ Lieferungen 
ebenso wichtig wie die Lieferung von 
Waffen. 

Wie wenig zivile und militärische Liefe- 
rungen an kriegsführende Länder vonein- 
ander zu trennen sind, zeigt auch die 
Lieferung von Anlagen zur Entwicklung 
von Schädiungsbekämpfungsmitteln und 
zur Herstellung von Vorprodukten für die 
Pestizidproduktion an den Irak durch die 
bundesdeutschen Firmen Karl Kolb und 
Pilot Plant. Der Irak hat im Golfkrieg che- 
mische Waffen eingesetzt, wie eine Un- 
tersuchung durch die UNO bestätigt 
hat.'° Der CIA hat — wie die New York 
Times veröffentlichte'' — den Verdacht 
geäußert, daß die chemischen Waffen 
mit Hilfe der aus der Bundesrepublik an 
den Irak gelieferten Anlagen produziert 
worden sind. Mittlerweile hat die Bundes- 
regierung den Export technischer Güter, 
die der Herstellung chemischer Kampf- 
stoffe dienen könnten und bestimmter 
hierfür geeigneter Chemikalien unter Ge- 
nehmigungspflicht gestellt.'? Damit wur- 
den in diesem Falle Güter, die auch zivil 
verwandt werden können, in die Geneh- 
migungspflicht einbezogen. Es ist zu for- 
dern, daß dies auch mit anderen, für die 
Kriegsführung wichtigen „zivilen“ Gütern 
wie Schwertransportern, Zivilhubschrau- 
bern, logistischem Gerät u. ä. geschieht. 

An der Ausrüstung beider Kriegspar- 
teien dürften auch illegale Waffenschie- 
ber einen wesentlichen Anteil haben. Im 
Mai dieses Jahres ist in Hamburg ein 
Ring von Waffenhändlern aufgeflogen, 
der 250 Panzer des Typs M 48 an den 
Iran verkaufen wollte. Dieser Panzer war 
lange Zeit Standardpanzer der US-Streit- 
kräfte und wurde auch in der Bundesre- 


publik und anderen NATO-Ländern ein- 
gesetzt.'? Wie Waffen dieses Umfangs 
aus NATO-Beständen in die Hand von il- 
legalen Waffenschiebern geraten kön- 
nen, ist rätselhaft. 

Über die bequemen und weitläufigen 
Hintertüren, die die Regelungen für den 
Rüstungsexport bewußt offengelassen 
haben, sind auch bundesdeutsche Ex- 
porteure an den Nachschublieferungen 
für den Krieg zwischen Iran und Irak be- 
teiligt. Fast eine Million Menschen sind in 
diesem Krieg bereits umgekommen. Für 
Waffenexporteure: business as usual. 
gc 
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1980 wurde Zimbabwe nach 
langjährigem Befreiungskampf 
unabhängig. Für manche Be- 
trachter hat die zimbabwische 
Regierung längst die Ziele einer 
eigenständigen Entwicklung, 
wie sie während des Befrei- 
ungskrieges propagiert wurden, 
auf dem Altar der Notwendig- 
keiten verraten, ist Zimbabwe 
längst auf dem Wege eines neo- 
kolonialen Staates. Andere hin- 
gegen meinen, die Regierung 
Mugabe sei auf dem richtigen 
Kurs; sie habe trotz erheblicher 
Destabilisierungsversuche Süd- 
afrikas und einer auch mit mili- 
tärischen Mitteln operierenden 
inneren Opposition die Fehler 
anderer post-kolonialer Regie- 
rungen in Afrika vermeiden kön- 
nen. 


Die detailreiche und durch kriti- 
sche Solidarität gekennzeichne- 
te Untersuchung von Christoph 
Reichert über das »koloniale Er- 
be« und entwicklungspolitische 
Ansätze und Strategien vermei- 
det pauschale Urteile. In einer 
außerordentlichen Materialfülle 
liefert sie Anhaltspunkte für die 
Beurteilung in einem Meinungs- 
streit, der auch im Lande selbst 
lebhaft geführt wird. 
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Iran: Zur Islamischen Moralpolitik 


Revolution als Moralischer Kreuzzug 


Der Kampf gegen die Sünde in der Islamischen Republik Iran 


Der folgende Beitrag versucht, einen ganz zentralen, doch in wissenschaftli- 
chen Untersuchungen zur Herrschaftspraxis der „Islamisten“! meistnuram 
Rande thematisierten Bereich der Islamischen Revolution etwas näher zu 
beleuchten: die islamistischen Moralpolitik, die sich den „Kampf gegen die 
Sünde“ (d.h. die vom Islam verbotenen Handlungen) aufihregrünen Fahnen 


geschrieben hat. 


Die damit verbundene psychische und physische Terrorisierung all jener 
Iraner/innen muslimischer oder nichtmuslimischer Herkunft?, die sich nicht 
durch staatliches Dekret (re-Jislamisieren lassen wollten — und deren Be- 
ginn ich bei meinen Iran-Besuchen in den Sommermonaten der Jahre 1979 
und 1980 am eigenen Leibe erfahren habe —, hat sicherlich dazu bei- 
getragen, den Iran, vor allem seit der endgültigen Machtkonsolidierung der 
„Hardliner“ innerhalb des islamischen Machtblocks, für einen wachsenden 
Teil seiner städtischen mittelständischen Bewohner/innen immer unbe- 
wohnbarer zu machen. Damit bildet die islamistische Moralpolitik wohl auch 
ein nicht zu unterschätzendes Motiv für die anhaltende Fluchtbewegung aus 
dem Iran, vor allem von weiblichen Flüchtlingen. 


In kaum einem anderen Bereich entwickel- 
ten die iranischen Islamisten einen solchen 
ungebrochenen revolutionären Eifer wie 
bei der Reorganisation der Justiz, des All- 
tagslebens und vor allem der Geschlech- 
terbeziehungen entsprechend den Richtii- 
nien des orthodoxen Islam. Bereits wenige 
Tage nach dem Sturz des Schahregimes 
war die „verwestliche“ iranische Justiz de 
facto liquidiert und durch islamische Revo- 
lutionsgerichte ersetzt worden, die ’illegiti- 
me’ Liebespaare nicht weniger hart ver- 
folgten als SAVAK — Folterer. Sehr schnell 
wurde auch das erst in den letzten zehn 
Jahren reformierte iranische Familienrecht 
wieder in seinen „islamischen Urzustand“ 
versetzt und bald machten sich die Islami- 
schen Revolutionäre auch daran, im Iran 
(wieder) eine staatlich kontrollierte Ge- 
schlechtertrennung in der Öffentlichkeit zu 
installieren. In den letzten 3 Jahren ist 
schließlich auch die (Re-)Kriminalisierung 
„unislamischer“ weiblicher Bekleidungs- 
formen durchgesetzt worden, d. h. jede 
Frau im Iran — ob Iranerin, Ausländerin, 
Muslimin oder nicht, — macht sich strafbar, 
wenn sie sich in der Öffentlichkeit nicht ei- 
ner staatlich festgesetzten Form der Kör- 
perverhüllung unterwirft. 

In dieser Hinsicht gab und gibt es auch 
zwischen den eher staatskapitalistisch und 
den eher privatkapitalistisch orientierten 
herrschenden Islamistenfraktionen keinen 
Unterschied. Diese sonst oft so feindlichen 
Brüder teilen nämlich eine rigide Fixierung 
an die heiligen Texte des Islam, deren Aus- 
sagen über „richtiges“ und „falsches“ Ver- 
halten sie als gottgewollt und daher ewig 


unveränderbar betrachten. „Das Weltbild 
dieses Klerus ... ist von Dichotomien be- 
sessen“ — islamisch — unislamisch, rein — 
unrein, erlaubt — verboten. Die Welt und 
dasmenschliche Handeln sind fein säuber- 
lich nach den Kategorien einer „aus (die- 
sen) zwei Elementen bestehenden Moral“ 
(Vieille) differenziert. Es ist genau vorge- 
schrieben, wie sich ein Muslim in bestimm- 
ten Bereichen seines Alltagslebens zu ver- 
halten hat, worin also eine gute bzw. eine 
schlechte (sündige, unislamische) Hand- 
lung besteht. Das Verhalten eines guten 
Muslim im Sinne dieser Geistlichkeit ist völ- 
lig ritualisiert, wobei die in der frühislami- 
schen Phase von den Rechtsgelehrten für 
verbindlich erklärten Riten auch heute 
noch eine buchstabengetreue Realisie- 
rung im Alltagsleben fordern.? 

Bis zur Modernisierungs- und Säkulari- 
sierungspolitik unter Reza Schah (1925- 
1941), der den letzten Qajaren-Schah 
(1894-1925) absetzte undsich als Gründer 
der kurzlebigen Pahlavi-Dynastie inthroni- 
sierte, verfügte die schiitische Geistlichkeit 
im Iran über gewaltige politische, ökonomi- 
sche und kulturell-ideologische Macht- 
quellen.* Sie kontrollierte einmal die „Scha- 
ria-Gerichte“, die Sünder/innen gegen die 
islamischen Gesetze (von Diebstahl bis 
Unzucht) verfolgten und besaß mit demBil- 
dungsmonopol eine wichtige ideologische 
Waffe. 

Das traditionelle iranische Scharia- 
Recht besitzt eine sehr weitreichende Defi- 
nition von Unzucht, denn darunter wird 
nicht allein Ehebruch verstanden, sondern 
jede Form sexueller Beziehungen, die nicht 


durch eine Ehe (Dauer — und Zeitehe im 
Rahmen der 12-er Schia*) oder den Skla- 
venstatus der Frau legitimiert sind. Die 
Strafen für die Überschreitung dieses Ver- 
bots sind sehr hart. Bereits ledigen Un- 
züchtigen drohen 100 Peitschenhiebe, 
während Ehebruch das schwerste Verbre- 
chen des gesamten islamischen Straf- 
rechts darstellt und daher auch mit der 
grausamsten Strafe — Steinigung durch 
das Kollektiv der Gläubigen — bedacht 
wird. Die schiitischen Rechtsgelehrten hat- 
ten zusätzlich auch noch männliche Homo- 
sexualität in den Rang eines todeswürdi- 
gen Verbrechens erhoben. Lesbierinnen 
dagegen drohten 'nur’ 100 Peitschenhiebe 


Unwahrscheinlich ist aber, daß alle Ab- 
weichungen vom damals gültigen islami- 
schen Strafrecht tatsächlich vor Gericht 
gebracht wurden. Denn in den meisten Fäl- 
len wurde Unzucht wie Ehebruch von den 
männlichen Verwandten der Frau sanktio- 
niert. Außerdem ist die islamische Ideolo- 
gie nicht allein gegenüber sexuellen Ab- 
weichungen äußerst repressiv eingestellt, 
sondern generell Mann-Frau-Kontakten 
gegenüber sehr reglementierungswütig. 

Von der Überzeugung ausgehend, daß 
Männer und Frauen unfähig sind, ihre se- 
xuellen Triebbedürfnisse durch „Selbst- 
zwang“ (Elias) zu kontrollieren, sondern 
vielmehr „Satan immer der dritte Begleiter 
ist, wenn ein Mann und eine Frau alleine 
beisammen sind“, (Sprichwort) dürfen laut 
religiösem Recht nur jene Männer und 
Frauen relativ ungezwungen miteinander 
verkehren, denen aufgrund ihrer engen 
Verwandtschaftsbeziehung die Heirat mit- 
einander verboten ist. Das wird „mahram“ 
genannt. Personen, die „na-mahram“ (also 
nicht verwandt) zueinander sind, sollten ein 
möglichst umfassendes wechselseitiges 
Meidungsverhalten entwickeln, um keine 
Unzucht zu provozieren.® Die für die islami- 
sche Welt so konstitutive allumfassende 
Geschlechtertrennung wird als einzig ef- 
fektives Mittel betrachtet, um das sonst im- 
mer drohende sexuelle Chaos (Fitna) zu 
verhindern. Dies gibt auch dem „Tschador“ 
— als einem Hilfsmittel — besondere psy- 
chologische Brisanz.? 

Bis zu Beginn der Modernisierungspoli- 
tik Reza Schahs sorgte im Iran — nichtallei- 
ne eine entsprechende moralpolitische So- 
zialisation und familiale Kontrolle, sondern 
auch die staatliche — städtische — Polizei 
dafür, daß sich die Geschlechter in der Öf- 
fentlichkeit nicht zu nahe kamen. Sie er- 


zwang eine Segregation von Männern und 
Frauen auf der Straße (getrennte Straßen- 
seiten), in den öffentlichen Verkehrsmitteln 
(Droschken, Autos, Bussen), Kinos, und 
verwehrte Frauen auch den Zutritt zu be- 
stimmten öffentlichen Plätzen. Damals 
wurde jeder Versuch vonFrauen derfrühen 
iranischen Frauenbewegung, die gesetz- 
lich vorgeschriebene Form der Verschlei- 
erung, die nicht allein den Tschador, son- 
dern auch einen langen Gesichtsschleier 
umfaßte, eigenmächtig zu liberalisieren 
oder gar in westlicher Kleidung auf die Stra- 
Be zu gehen, als Angriff auf die Öffentliche 
Moral strafrechtlich verfolgt. Der staatliche 
Moralterror wurde noch durch die weibli- 
chen und männlichen wahren Muslime, die 
immer schimpfend und prügelnd in Aktion 
traten, wenn Frauen es am nötigen Re- 
spekt vor dem islamischen Gesetz fehlen 
ließen, unterstützt.® 

Die am französischen Strafrecht orien- 
tierten Strafrechtsreformen, die unter Reza 
Schah durchgeführt wurden, führten zur 


Entkriminalisierung vieler früher strafrecht- 
lich verfolgter unislamischer Handlungen 
und beraubten die Geistlichkeit der Kon- 
trolle über das Gerichtswesen. Ebenso 
wurde durch den Aufbau eines staatlichen 
Schulwesens ihr Bildungsmonopol gebro- 
chen. Unzucht unter Ledigen und Alkohol- 
konsum wurden entkriminalisiert, Ehe- 
bruch und Homosexualität zu Antragsde- 
likten gemacht.° Der Schleierzwang wurde 
zuerst aufgehoben und für eine Dauer von 
5 Jahren (1936-41) sogar in sein Gegenteil 
verkehrt'‘, Straßen, öffentliche Verkehrs- 
mittel, Restaurants etc. entsegregiert. Eini- 
ge Frauen begannen auch als Sekretärin- 
nen oder Sachbearbeiterinnen in den öf- 
fentlichen Dienst einzutreten. Für die Tra- 
ditionalisten war dies der „Untergang des 
Morgenlandes“. In einer vor einigen Mona- 
ten vor islamischen Frauen gehaltenen Re- 
de drückte Ayatollah Khomeini die pani- 
sche Angst dieser Gruppen in folgenden 
Worten aus: „Damals hat der Mörder, unter 
dem Vorwand, die Hälfte der Bevölkerung 
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zu aktivieren, einen Mord begangen: die 
Entschleierung. Statt die Hälfte der Bevöl- 
kerung zu aktivieren, hat er die andere 
Hälfte (die Männer) in die Passivität getrie- 
ben. Die Puppen, die auf diese Weise zu- 
stande kamen, schickten sie in die Verwal- 
tung und ließen sie auf der Straße laufen. 
Diejenigen (Frauen), die in der Verwaltung 
tätig waren, haben die anderen (Männer), 
die schon in der Verwaltung tätig waren, 
von der Arbeit abgehalten. Diejenigen, die 
auf die Straße losgelassen wurden, haben 
unsere Jugend in die Verdorbenheit gezo- 
gen, sie haben unsere jungen Männer ihrer 
Aktivität beraubt.“ 

Die von Khomeini artikulierte Vorstel- 
lung, daß die Entsegregation notwendiger- 
weise zu sexuellem Chaos führen müsse 
und daß die entschleierte Frau in der irani- 
schen Gesellschaft nur Prostitution und 
Korruption verbreitet hätte, „seit man sie 
auf die Leute losließ“, war auch in den 70er 
Jahren leider bei vielen Angehörigen der 
unteren und religiösen Mittelschichten weit 
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verbreitet. Diese Schichten versuchten — 
allem offiziellen Modernismus zum Trotz — 
ihre Frauen von jedem Kontakt mit nicht 
verwandten Männern abzuhalten. Diese 
Versuche führten häufig zu innerfamilialen 
Konflikten: Denn die Familien wurden in 
den Medien und durch Kontakte mit ande- 
ren Teilen der Gesellschaft gleichzeitig mit 
liberaleren Modellen konfrontiert. Anderer- 
seits war der Verwestlichungsgrad der 
oberen und modernen Mittelschichten be- 
züglich der Geschlechtertrennung in der 
Mehrheit der Fälle viel geringer, als die Tra- 
dionalisten/innen ihnen unterstellten. Zwar 
wurde die westliche Frauenmode und mo- 
derne Errungenschaften wie Parties und 
Discos aufgegriffen, doch fand die im Kon- 
text der sexuellen Revolution in Gang ge- 
setzte Kritik an der sexuellen Doppelmoral 
im Iran wenig Anhänger. Verwestlichung 
bedeutete für diese Frauen meist nur, daß 
sie den islamischen Schleier durch den 
Schleier der Tugend zu ersetzen hatten; 
keinesfalls aber daß damit das Jungfräu- 
lichkeitsgebot der Vergangenheit angehör- 
te. 

Diese Widersprüche und Ungleichzei- 
tigkeiten hatten zur Folge, daß vor allem in 
iranischen Großstädten — auf dem Lande 
und in den kleinen Städten dominierte die 
Tradition — viele divergierende ’Lebenssti- 
le’ mehr oder weniger konfliktgeladen ko- 
existieren mußten. Manche Familien waren 
in Traditionalisten und Modernisten ge- 
spalten. Viele Iraner/innen aber waren 
nicht zuletzt auch in sich selbst gespalten 
und nicht wenige suchten nach einem dfit- 
ten Weg zwischen westlicher Konsumkul- 
tur und traditionellen islamischen Zwängen 
und träumten von einer progressiven isla- 
mischen Alternative.’ 

Eigenartigerweise bemerkte kaum je- 
mand von ihnen, daß Ayatollah Khomeini 
und seine Mullahs, die sich alsBefreier vom 
despotischen Schahregime empfahlen, 
auf moralpolitischem Gebiet viel eher eine 
Rückkehr zu gajarischen Verhältnissen als 
den Aufbruch zu neuen Ufern projektierten. 
Der Kampf gegen das Pahlavi-Regime war 
für sie vor allem ein Kampf gegen die 50 
Jahre „schändlicher Innovationen“ (bid’s), 
die die religiösen oder religiös sanktionier- 
ten Normen und Institutionen der traditio- 
nellen iranischen Gesellschaft zurückge- 
drängt oder gar ersetzt hatten. Die Islami- 
sche Revolution hatte von Anfang an den 
speziellen Charakter eines „militanten mo- 
ralischen Kreuzzugs gegen Sexualität und 
Lust“. (Farah Azari) 

Heute, im 6. Jahr der Islamischen Repu- 
blik Iran, vergeht sicherlich kaum noch ein 
Tag, an dem nicht irgendwo im Iran Men- 
schen — und mit Vorliebe Frauen — wegen 
ihres unislamischen Liebeslebens verfolgt, 
ausgepeitscht und oft auch hingerichtet 
werden. 

Das „Islamische Revolutionsgericht 
zum Kampf gegen die vom Islam verbote- 
nen Handlungen“ — auch mit „Tribunal 
zum Kampf gegen die Sünde“ übersetzt —, 
spielt im zeitgenössischen Iran beim staat- 
lichen Kampf gegen die Sünde eine führen- 


de Rolle. Bereits im Herbst 1979 eröffnet, 
konnte es seinen Moralterror gegen alle 
„Abweichler/innen“ vor allem nach der Ab- 
setzung Bani Sadrs voll entfalten. Von der 
Organisationsstruktur her ist es offenbar 
von den staatlichen Ordnungskräften völlig 
unabhängig. Es verfügt über eigene Pas- 
daran, eine eigene religiöse Gerichtsbar- 
keit, über ein eigenes Gefängnis etc. Wird 
ein(e) Sünder(in) „auf frischer Tat ertappt“, 
dann findet anschließend die Verhandlung 
vor dem religiösen Tribunal des Gerichts 
statt, wobei gegen das von ihm gefällte Ur- 
teil keinerleiBerufung möglich ist. Lautetes 
auf Auspeitschung — das häufigste Urteil 
—, so wird es gewöhnlich gleich an Ort und 
Stelle vollzogen. 

Das „Tribunal zum Kampf gegen die 
Sünde“ verfügte zumindest in den Jahren 
1981 und 1982 über eine Sondervollmacht, 
die es seinen Agenten erlaubte, jederzeitin 
jede Wohnung einzudringen, in der Verstö- 
ße gegen das islamische Gesetz vermutet 
wurden und alle dort angetroffenen „Sün- 
der/innen“ festzunehmen. In einem im Ja- 
nuar 1982 in der Zeitung Etela’at veröffent- 
lichten Interview mit dem Vorsitzenden des 
Tribunals, Hodjatoleslam Hosseini, be- 
zeichnete dieser als wichtigste Aufgabe 
seiner Organisation den Kampf gegen die 
Unzucht in allen ihren Formen, gefolgt vom 
Kampf gegen den zur Sünde verleitenden 
Alkoholkonsum, das Glücksspiel, den Be- 
sitz pornographischer Bücher und Zeit- 
schriften und last but not least — die Verfol- 
gung aller, die im Besitz oder gar beim 
Spielen von "unmoralischer’ Musik ange- 
troffen wurden. Er rechtfertigte die Verfol- 
gungsarbeit seines Tribunals als wesentli- 
chen Beitrag zum antiimperialistischen 
Kampf; denn nach der erfolgreichen Liqui- 
dierung des politischen und ökonomischen 
imperialistischen Einflusses müßten jetzt 
die eher noch verheerenderen „kulturim- 
perialistischen Beschmutzungen“ des isla- 
mischen Iran endlich getilgt werden. Die 
Bestrafung der moralischen Korrupteure 
wurde von Hosseini als eine moralische 
Verpflichtung gegenüber allen jenen from- 
men Muslimen bezeichnet, die ihr Blut im 
Kampf gegen das Schahregime vergossen 
hatten. Das Volk habe nämlich keines- 
wegs, — wie die Liberalen und Linken be- 
haupteten —, „für den Bauch“, d. h. für die 
Durchsetzung „niederer materialistischer“ 
Ziele — gekämpft und schon gar nicht für 
die Beibehaltung der korrupten westlichen 
Freiheiten, die den Islam unterminieren 
soliten —, sondern allein für den Sieg des 
Islam und die Wiederherstellung seiner Ge- 
setze in ihrer Totalität'?. 

Die staatliche Re-Segregationspolitik 
hatte bereits 1979 mit der erzwungenen 
Geschlechtertrennung in den Schulen und 
am Badestrand und dem Verbot des öffent- 
lichen Frauensports begonnen. Ebenso 
hatte Khomeini auch schon einen Monat 
nach seinem Sieg über das dekadente 
Schahregime versucht, die weiblichen An- 
gestellten im öffentlichen Dienst zu zwin- 
gen, sich mit einer islamischen Uniform zu 
bekleiden. Aufgrund des dagegen mobili- 


sierten massiven Widerstands (Demos 
vom 8. 3. 1979)'? wurde ihnen allerdings 
noch ein ca. 1-jähriger Aufschub gewährt: 
Erst im Sommer 1980 wurde der Schleier- 
zwang im öffentlichen Dienst im Rahmen 
der islamischen Kulturrevolution endgültig 
durchgesetzt, begleitet von Massenentlas- 
sungen aufmüpfiger Schleierverweigerin- 
nen. 

Eine Gruppe iranischer Frauen stellte — 
die Lage damals folgendermaßen dar: „Ein 
Iraner hat in der Islamischen Republik Iran 
überhaupt keine individuellen Rechte, we- 
der bei der Arbeit noch auf der Straße, we- 
der beim Essen und Trinken noch im 
Schlafzimmer. Der Schein einer Lampe zu 
ungewöhnlicher Stunde, ein Lachen, leise 
Musik, häufige Besuche können Anlaß zu 
einer Hausdurchsuchung geben ... Männer 
und Frauen, die auf der Straße gemeinsam 
spazierengehen, werden in die Komitees 
abgeführt und müssen ihren Verwandt- 
schaftsgrad darlegen. Sollte dieser Grad 
nach klerikalen Regeln für einen solchen 
Umgang nicht ausreichen, werden sie be- 
straft, d. h. ausgepeitscht. Aber auch 
Zwangsehen werden abgeschlossen. Pas- 
daran und Komitee-Mitglieder überfallen 
Kinos, Restaurants, Parks, öffentliche und 
auch private Gebäude und überprüfen den 
Verwandtschaftsgrad.“'* 

Um sündiges Verhalten zu erschweren, 
wurden die Geschlechter schließlich auch 
in Taxis und Bussen (wieder) zu segregie- 
ren versucht, beim „Schlangestehen“' 
mußten für Männer und Frauen getrennte 
Reihen gebildet werden und nach dem Ba- 
destrand wurden jetzt auch die Skipisten 
„reislamisiert“. ... 

Im Zentrum der staatlichen Moralpolitik 
aber stand und steht immer noch die 
Schleierfrage (Hedjab), vielleicht aufgrund 
ihres spektakulären symbolischen Cha- 
rakters. War die Entschleierung unterm 
Schahregime neben vielem anderem auch 
ein Symbol für den Rückgang der Macht 
der Geistlichkeit, so bedeutet die Wieder- 
verschleierung der iranischen Frauen die 
demonstrative Proklamation ihrer neu er- 
langten Machtposition.'® 

Auch in den Schulen wurde systema- 
tisch versucht, die Kinder gegen unbe- 
deckte Frauen aufzuhetzen. In einem Ge- 
meinschaftskundebuch für die 6. Klasse 
werden sie sogar für Ehescheidungen ver- 
antwortlich gemacht: „Die Schmückung 
und Zurschaustellung der Frau außerhalb 
der Familie verursachen die Verdorbenheit 
(fessad) und die Entfesselung der Triebe 
innerhalb der Gesellschaft. Das führt dann 
zu einer Lockerung der Beziehungen zwi- 
schen dem Ehepaar und zur Abkühlung der 
Wärme innerhalb der Familie. Wenn die 
Beziehung zwischen dem Ehepaar ausein- 
anderbricht, dann fällt auch die Familie 
auseinander und die Kinderhabeninbezug 
auf die materielle Versorgung keinen Vor- 
mund und keinen Schutz mehr. 

Beim Progragandafeldzug gegen die 
unbedeckten Frauen tat sich das „Komitee 
zum Kampf gegen die Sünde“ auch hervor, 
indem esin den Teheraner Zeitungen häu- 


fid Kommuniques veröffentlichen ließ, in 
denen widerspenstigen Frauen mit straf- 
rechtlicher Verfolgung gedroht wurde. Eine 
dieser Drohungen, die sich speziell an die 
Krankenschwester und Arzthelferinnen in 
privaten Krankenhäusern und Arztpraxen 
richtete, lautet: „Hiermit warnen wir diese 
Leute zum letztenmal. Sonst wird unser im- 
mer auf dem Kampfplatz anwesendes Volk 
deren sinnlosem und sündigen Leben ein 
Ende bereiten.“'® 

Und der Vorsitzende des Tribunals ließ 
folgende Drohung an die Schwestern erge- 
hen: „ich rate diesen Schwestern, ihren 
Wert und ihren Charakter wiederzufinden 
und sich nicht von einer viele Millionen um- 
fassenden islamischen Gemeinschaft zu 
trennen. Bevor sich der Zorn Gottes und 
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der Bevölkerung auf sie richtet, sollen sie 
zum Islam zurückkehren und die islami- 
schen Bedeckung tragen, die zu den Le- 
bensnotwendigkeiten jedes Muslims ge- 
hört. Sonst werden sie mit der Verschär- 
fung der Aktivitäten des Tribunals ihnen ge- 
genüber konfrontiert sein.“’” Oft wurde 
auch versucht, eine Beziehung zwischen 
der Weigerung von Frauen, sich „islamisch 
zu bedecken“ und den Machenschaften 
der „Konterrevolution“ sowie „Landesver- 
rat“ herzustellen und vor allem immer wie- 
der das „Blut der Märtyrer“ beschworen, 
das für die Etablierung des Gottesstaates 
— mit Verschleierungspflicht — vergossen 
worden sei und jetzt wieder an allen Fron- 
ten fließe. Geschäftsieuten wurde die 
Schließung ihres Unternehmens und zu- 
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sätzlich strafrechtliche Verfolgung ange- 
droht, wenn sie bei ihren weiblichen Ange- 
stellten und Kundinnen weiter „unislami- 
sches“ Verhalten duldeten. Und schließlich 
wurde auch eine modernisierte „islamische 
Tracht“ bestimmt, die alle jene in der Öf- 
fentlichkeit tragen sollten, die keinen 
Tschador anziehen wollten: dunkler Mantel 
mit langen Ärmeln, langes dunkles Kopf- 
tuch, das alle Haare und den Hals total be- 
deckt, Hosen oder dunkle dicke Strümpfe, 
ungeschmicktes Gesicht. 

Frauen, die seitdem anders gekleidet 
auf die Straße zu gehen versuchten, muß- 
ten immer damit rechnen, von „empörten 
„wahren Gläubigen“ oder Pasdaran be- 
schimpft zu werden. Nicht selten wurden 
sie physisch attackiert, mit Säure bespritzt, 
mit Rasiermessern verletzt und in „schwe- 
ren“ Fällen sogar verhaftet und ausge- 
peitscht. 

Da gibt es den schrecklichen Fall eines 
11-jährigen Mädchens, für das die Auspeit- 
schung zum Todesurteil wurde: „An einem 
heißen Nachmittag Mitte August fährt ein 
11-jähriges Mädchen in kurzer Hose auf 
der Straße Fahrrad. Sie wird verhaftet und 
mit der Mutter zusammen zum Komitee ge- 
bracht. Das Mädchen wird zu 60 Peit- 
schenhieben verurteilt. Die Mutter fleht 
darum, wenigstens 30 Schläge überneh- 
men zu dürfen, da sie fürchtet, ihr Kind wer- 
de die Strafe nicht aushalten. ihr Ersuchen 
wird abgelehnt und die Strafe sofort voll- 
streckt. Beim 40. Peitschenhieb war das 
Mädchen tot.“'® 


Die Fluchtbewegung ins westliche Aus- 
land stieg rapide an. Als auch immer mehr 
Spezialisten und Technokraten den Iran 
auf Schleichwegen verließen, gleichzeitig 
aber jene Kräfte innerhalb des Regimes ih- 
ren Einfluß verstärken konnten, die ihre 
Mitarbeit beim „wirtschaftlichen Neuauf- 
bau“ für unverzichtbar erachteten, wurde 
nach Mitteln gesucht, diesen „brain drain“ 
zu stoppen oder sogar einige Emigranten 
wieder in den Iran zurückzulocken. Daher 
verkündete Ayatollah Khomeini Ende 1982 
eine Reihe von „Liberalisierungdekreten“, 
die einen besseren Schutz der „Privat- 
sphäre“ der Bürger vor dem Eindringen 
durch die Moralpolizei versprachen. Da- 
nach gingen die gefürchteten „Hausdurch- 
suchungen“ scheinbar auch wirklich zu- 
rück, doch in bezug auf den „Tschador- 
zwang“ blieb man unerbittlich. 

Neben dem Tribunal zum Kampf gegen 
die Sünde liegt der Terror gegen Anders- 
denkende im moralpolitischen Bereich vor 
allem in den Händen mobiler Einsatztrup- 
pen bzw. Streifenwächter. Eine Gruppe 
nennt sich „Blutrache Gottes“, eine andere 
„Wächter für den rechten Weg“, die neu- 
este Schöpfung trägt den bezeichnenden 
Namen „Das Gute verordnen, das 
Schlechte verhindern“ und umfaßt eine 
männlichen undeine weiblichen Gruppe. In 
einem Bericht über die reislamisierte Uni- 
versität Teheran, an der jetzt „saudiarabi- 
sche Verhältnisse“ zu herrschen schei- 
nen’? ist auch von Allah’s Polizei die Rede. 


„Wenn sie (die Studentinnen) mit einem 
männlichen Studenten reden, dann ist das 
ein Vergehen, das sie direkt ins Gefängnis 
bringen kann. Mitglieder der „Thar-Allah“ 
(Allahs Polizei) ... sind auf dem Campus 
präsent, um die Geschlechtertrennung 
durchzusetzen.“ 

Konkrete Informationen mit welchen Me- 
thoden die berüchtigen „Hezbollahs“, de- 
ren weibliches Gegenstück die „Zeynab- 
Schwestern“ sind, ihren Terror in den Stra- 
Ben verbreiten, sind aus „Offenen Briefen 
iranischer Frauen zu erfahren, die in der 
BRD durch die „Autonome Iranische 
Frauenbewegung im Ausland“ veröffent- 
licht wurden. „Außer den Moralwächtern 
der Revolution, die in kugelsicheren Toyo- 
tas mit der Aufschrift „Blutrache Gottes“ in 
regelmäßigen Abständen durch die Stra- 
ßen ziehen und den nummernschildiosen 
PKW’s, die sich auf Frauenjagd machen, 
junge, schöne Mädchen wegen unislami- 
schen Verhaltens entweder beschimpfen 
oder belehren oder gar täglich zwischen 
300-500 von ihnen ins Gefängnis ver- 
schleppen — und ein bis drei Tage dort 
festhalten, ziehen auch die frustrierten Par- 
teigänger Gottes („hisbollahis“) durch die 
Straßen, schlagen und beschimpfen die 
Frauen und verschaffen sich dadurch eine 
leidliiche Erektion.“ Und sie fügen hinzu: 
„Man muß die perverse Lustbefriedigung 
der „Parteigänger Gottes“ und der „Blutra- 
che Gottes“ gesehen haben, um das Aus- 
maß der Erniedrigung und Degradierung 
der iranischen Frauen zu ahnen.“?° 


Sackgasse 


Sie schnüffeln an deinem Atem 
wenn du ein Wort der Liebe gesagt 
hast. Sie schnüffeln an deinem Herzen. 
Das sind seltsame Zeiten 
meine Liebste 
Und die Liebe selbst wird auf der 
öffentlichen Straßenkreuzung 
ausgepeitscht und aufgehängt 


Du solltest deine Liebe besser 
im Keller verbergen. 


Ahmad Shamlu 


In einem anderen „Offenen Brief“ gehen 
sie noch mehr ins Detail.“ Finden sie (die 
Streifenwärter) auf der Straße ihr Opfer, 
können sie sofort im Auto mit der Untersu- 
chung beginnen (sogenannte bewegliche 
Schnellgerichte). Dies Verfahren ist völlig 
willkürlich. Fleht die Frau um Gnade, fällt 
die Strafe geringer aus, wenn sie aber trot- 
zig behauptet, sich an das islamische Ge- 
setz gehalten zu haben, und ihre Verhaf- 
tung rechtswidrig sei, wird sie schlechter 
behandelt. Ihre „islamische Umerziehung“ 
dauert dann länger.“?' 

Um ins Gefängnis geworfen und dort „er- 
kennungsdienstlich behandelt“ zu werden, 
reichen gegenwärtig bereits einige unter 
einem Kopftuch hervorschauende Haar- 
strähnen, lackierte Fingernägel, Parfüm, 


nicht ordnungsgemäßes Knoten des Kopf- 
tuchs etc. aus. „Bei solchen Delikten wer- 
den die ertappten Frauen 48 Stunden lang 
oder sogar eine Woche in 1x2 m kleinen 
Zellen festgehalten und erkennungs- 
dienstlich behandelt. Außerdem müssen 
sie unterschreiben, daß sie Prostituierte 
der zweiten Klasse seien. Beieiner zweiten 
Verhaftung droht die Bestrafung wie bei ei- 
ner richtigen Prostituierten ...“??. Eine be- 
sondere Entwürdigung der verhafteten 
Sünderinnen besteht darin „daß sie ihren 
Vätern oder Ehemännern als Geisteskran- 
ke oder Entmündigte in Gewahrsam gege- 
ben werden. Frauen ohne Mann bleiben 
solange im Gefängnis, bis ein Mann die Be- 
aufsichtigung übernimmt.“?? 

Neben diesem alltäglichen Terror orga- 
nisiert das Regime aber auch immer wieder 
pogromartige spektakuläre Aktionen in der 
„Tschadorfrage“. Die letzten Terroraktio- 
nen der Hezbollahs gegen die Prostituier- 
ten der zweiten Klasse liegen erst wenige 
Wochen zurück und sind in der deutschen 
Presse gutdokumentiert, weil sie zeitmäßig 
mit dem Genscher-Besuch in Teheran zu- 
sammenfielen.?* Sie vollzogen sich im 
Rahmen eines perfiden Spiels mit verteil- 
ten Rollen: Zuerst wurden die Hezbollahs 
aus Südteheran mit Motorrädern und Autos 
nach Nordteheran auf Frauenjagd ge- 
schickt. „Während die Mächtigen mit Hans 
Dietrich Genscher erstmals einen westli- 
chen Außenminister zu Gast hatten, schi- 
kanierten ihre Anhänger die „unbedeckten“ 
Frauen des immer noch reichen Teheraner 
Nordens, deren Kopftuch allzu kess nach 
hinten verrutscht war, Frauen in Hosen und 
westlichen Strümpfen oder mit einem 
Kleid, daß die Figur erahnen ließ, auch eini- 
ge Männer in kurzärmeligen Hemden wur- 
den auf der Straße festgehalten, verprü- 
gelt, ausgepeitscht, manchmal gar mit Ra- 
siermessern angestochen. 200 Frauen 
mußten ins Krankenhaus.“?® Die anwesen- 
den Pasdaran taten nichts, um die Ange- 
griffenen zu schützen, doch in den folgen- 
den Tagen begann sich innerhalb des herr- 
schenden Lagers plötzlich Kritik an den Ex- 
zessen der Hezbollahs zu artikulieren. Der 
Justizminister erklärte die Manifestation für 
illegal und drohte für den Fall weiterer Ak- 
tionen sogar Verhaftungen an. Statt des- 
sen rief man alle wahren Muslime zu einer 
großen Manifestation zur Unterstützung 
der Zwangsverschleierung auf, die mit dem 
Geburtstag des 6. Imam zusammenfallen 
sollte. Die Redner/innen hetzten dort ge- 
gen die unislamischen Verhaltensweisen 
der verwestlichten Iraner/innen, forderten 
das gute islamische Volk aber gleichwohl 
auf, von der — verständlichen — Selbstju- 
stiz Abstand zu nehmen und die Bestra- 
fung der Abweichler/innen allein den dafür 
zuständigen staatlichen Organen zu über- 
lassen ... 

Ginzburg bietet in einem „Zeit“-Artikel 
folgenden Erklärungsversuch an: „'Esgeht 
nicht um den Tschador, es geht um den 
Reispreis — nur darf deswegen hier keiner 
auf die Straße gehen’, sagt ein westlicher 
Diplomat. Die enorme Inflation hat die Ar- 


men in Teheran ärmer gemacht als zur Zeit 
des Schah, während in den Vorstädten des 
reichen Nordens immer noch — oder wie- 
der — inden eigenen vier Wänden ein luxu- 
riöses Leben fern der asketischen Grund- 
sätze des Ajatollahs blüht. ... Das Regime 
der Mullahs aber muß die Unterschicht bei 
der Stange halten, denen es die Macht ver- 
dankt: Der Zorn muß kanalisiert werden. 
Die reichen Bürger aus Nordteheran und 
ganz besonders ihre Frauen eignen sich 
darum gut als Ziel eines gelenkten Haßaus- 
bruchs. Der darffreilichnicht zuweitgehen. 
Das Regime braucht auch den Sachver- 
stand und das Kapital der Mittelklasse ... 
Deshalb wurde aus den Sittlichkeitsde- 
monstrationen der Hisbollahis nicht das 
große Pogrom, sondern nur einer für den 
revolutionären Iran so typischen Aufmär- 
sche.“?® 

Anders interpretieren die Verfasserin- 
nen der zitierten Offenen Briefe die terrori- 
stischen Aspekte der islamistischen Moral- 
politik. Sie deuten sie weniger als Ventil für 
Unterschichtfrustrationen, sondern als ein 
Mittel der allgemeinen politischen Unter- 
drückung. „... auf diese Weise kann das 
Regime rund um die Uhr, auch wenn kein 
offensichtlicher Gegner in Sicht ist, mit der 
Ausrede, es sei um die Ehre der Frauen be- 
sorgt, in aller Öffentlichkeit zur tätlichen 
Unterwerfung schreiten und die Gesell- 
schaft in Passivität und unterdrückter Stille 
halten.“?? 

Die Anwendung dieses subtilen Mittels 
der Politik ist für sie sogar einer der Schlüs- 
sel für die unerwartet lange Lebensdauer 
eines Regimes, „das dem Volknichts außer 
Tod, Hunger, Angst, Beschimpfung, Aus- 
peitschung und Schläge gibt.“?® 

Monika Schuckar 


Anmerkungen: 

1) Mit diesem Begriff soll der spezifische Charakter 
der im Iran herrschenden „Islamkonzeption“ be- 
tont werden, die sich als Alternative zu Kapita- 
lismus und Kommunismus, als „Doktrin“ (mak- 
tab) und nicht mehr als Religion (din) versteht. 

2) Es gibt im Iran christliche, jüdische und zoroast- 
rische Religionsgruppen und die zur Zeit 
schwerster Verfolgung unterliegenden Bahai, 
eine im 19. Jahrhundert „vom Islam abgefalle- 
ne" Religionsgemeinschaft, die ca. 300.000 An- 
hänger haben soll. 

3) Monika Schuckar/Nausi Schirilla: Fitna, Sünde 
und Reislamisierung: Aspekte der islamischen 
Moralpolitik im Iran in: Iran-AG Westberlin (Hg.) 
Protokolle zum Iran-Wochenende, Jan. 83, 
Westberlin 1984, S. 15 

4) vgl. z. B. Nikki Keddie: Iran, Religion, Politics and 
Society, London 1980 und Keddie: Roots of 
Revolution, An Interpretative History of Modern 
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Das alltägliche Leben im Iran 


Esistsieben Uhr morgens. Eine junge Frau 
und ihr etwa gleichaltriger Freund eilen, 
miteinander lachend und redend, zur Bus- 
haltestelle. Eine alltägliche Szene? Hier 
nicht. Hier ist sowas verboten. Wir befinden 
uns im Teheran Khomeinys, fünf Jahre 
nach der Revolution. 

Als die beiden in den Buseinsteigen wol- 
len, werden sie von zwei Pasdaran-Leuten 
festgehalten. Sie müssen aussteigen und 
ihre Pässe vorzeigen. ”Hat sie auch einen 
Pass“, wird der junge Mann von dem 
„Wächter“ gefragt. Die Frau wird nicht be- 
achtet. Sie werden aufgefordert darzule- 
gen, welche Beziehung sie zueinander ha- 
ben. Als der junge Mann versichert, daß es 
sich bei der Frau um seine Cousine han- 
delt, läßt man sie laufen. Sie haben Glück 
gehabt. 


Nach dem islamischen Gesetz ist es 
nämlich verboten, eine Liebesbeziehung 
ohne Trauschein zu haben. Und wenn ein 
junger Mann und eine junge Frau sich auf 
der Straße unterhalten, ist das ein Anzei- 
chen für eine unerlaubte Beziehung, also 
ist auch das verboten. Wenn die „Wächter“ 
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sie dessen überführt hätten, wäre ihre be- 
rufliche Zukunft ruiniert gewesen. Der jun- 
ge Mann dürfte nicht studieren (Vorausset- 
zung für eine Zulassung ist unter anderem 
der Nachweis, daß man ein guter Mosiem 
ist). Die Frau würde wahrscheinlich ihre Ar- 
beit als Krankenschwester verlieren. Man 
würde sie beide zwingen zu heiraten. 

Diese Szene ist alltäglich im heutigen 
Iran. Die Wächter der Revolution sind allge- 
genwärtig. Alles steht unter Beobachtung. 
Die Menschen, die sich erfolgreich gegen 
das Regime des Schah zur Wehr gesetzt 
haben, haben eine Unterdrückung gegen 
eine andere eingetauscht. 


Sima, eine junge Frau aus 
Teheran 


Sima ist keine gewöhnliche Frau. Sie ist in- 
zwischen 26 Jahre altundimmer noch nicht 
verheiratet. Um sich das im Iran erlauben 
zu können, hat sie so lange wie möglich 
studiert. Das ist für die Frauen die einzige 
Möglichkeit, einer Heirat erst mal aus dem 
Wege zu gehen. "Sie wollte immer anders 
sein, nichtnormal, und deswegen wollte sie 
auch nicht heiraten. Alle sagten, sie be- 


kommt keinen Mann, aber für sie war es 
egal, was die Leute dachten.“ Simastammt 
aus einer in Teheran ansässigen Familie, 
die relativ gut situiert ist. Die Familie hat vier 
Töchter. Diesem Umstand haben Sima und 
ihre Schwestern zu verdanken, daß alle ei- 
ne Ausbildung machen durften. 

Sima arbeitet als Krankenschwester in ei- 
nem großen Teheraner Krankenhaus. „Sie 
arbeitet sehr viel, teilweise bis zu 16 Stun- 
den. Morgens in einem Krankenhaus und 
abends in einem anderen. Sie wollte es so. 
Als wir zusammen waren“, erzählt mir Bi- 
jan, „habe ich sie gefragt, warum sie so viel 
arbeitet, ob es wegen des Geldes sei. Ich 
konnte damals nicht verstehen, daß sie es 
macht, weil sie immer von zu Hause weg 
sein wollte. Deshalb arbeitet sie sogar 
manchmal nachts.“ 


Mit 22 Jahren zieht Sima zu einer mit ih- 

rer Familie befreundeten Frau, die alleine 
lebt, da ihr Mann in einer anderen Stadt ar- 
beitet. Das war für sie besser, als bei ihren 
Eltern zu leben. Sie hat sich zwischen sehr 
schlecht und schlecht entschieden, denn 
ihr größter Wunsch ist es, alleine zu leben, 
niemanden um sich zu haben, der ihr Be- 
fehle erteilt. Am liebsten wollte sie ein Haus 
mieten oder kaufen. Mieten geht jedoch 
nicht, weil eine Frau im Iran keine Wohnung 
mieten darf. Sich ein Haus zu kaufen je- 
doch, ist theoretisch auch für eine Frau im 
Iran möglich, wenn sie 25 Jahre alt ist. Si- 
mar wartete also darauf 25 Jahre alt zu 
werden. „Aber jetzt ist sie 26, und ich glau- 
be nicht, daß sie sich tatsächlich ein Haus 
gekauft hat. Sie darf einfach nicht. Es sind 
die Beziehungen, in die sie eingebettet ist, 
die sie daran hindern.“ 
Früher wurde auch schon ein derart "ab- 
weichendes Verhalten“ sanktioniert, aber 
es wurde nicht durch die Öffentlichkeit, 
noch per Gesetz erzwungen, sondern die 
Familie regelte das. Bijan findet auch, daß 
daseine Privatsache sei und weder die Re- 
ligion noch die Regierung etwas angehe. 

Ihren Freund Bijan kennt Simaeigentlich 
schon von klein auf. Als sie ein Baby war, 
hatsie — nacheiner alten Sitte im Iran — die 
Milch aus der Brust von Bijans Mutter ge- 
trunken und umgekehrt Bijans älterer Bru- 
der die Milch von Simas Mutter. Wenn zwei 
Baby 40 Tage Milch von der jeweils ande- 
ren Mutter trinken, dann werden sie wie 
Bruder und Schwester. Sima und der Bru- 
der von Bijan haben aber nur zwei Tage 
Milch getrunken, weil es zwischen den 
Häusern der Familie zu weit war. „Ichkenne 
sie von damals, sie war immer wie die 
Schwester meines Bruders.“ 


Durch die räumliche Trennung verlieren 
sich die Familien aus den Augen. Sima und 
Bijan treffen sich erst wieder, nachdem Si- 
ma ihr Elternhaus verlassen hat. Die Frau, 
bei der Sima wohnt, ist Bijans Tante. Daß 
sich zwischen den beiden überhaupt eine 


Beziehung entwickeln kann, ist nur mög- 
lich, weil sie quasi verwandt sind miteinan- 
der und bei der „Tante“ einen Ort haben, wo 
sie sich ungestört sehen können. Sima und 
Bijan treffen sich oft da, sprechen viel mit- 
einander, lesen gemeinsam Bücher, be- 
schließen zusammen zu studieren. 


Sima und Bijan haben eine durchaus un- 
gewöhnliche Beziehung zueinander. Sima 
liebt die Männer nicht besonders und Bijan 
ist der erste Mann überhaupt, mit dem sie 
über sich reden kann, über sich persönlich 
über sich als Frau. Bijan schätztan Simaih- 
re Eigenständigkeit und ihren Dickkopf. 


Die gesellschaftliche Unmöglichkeit, als 
unverheiratete Frau im Iran zu leben, weckt 
in Sima den Gedanken Bijan zu heiraten. 


„sie hat es sechs, sieben Jahre lang ver- |; 


sucht, aber sie durfte nicht allein bleiben.“ 
Die Ehe als Agreement, 'als Scheinerfül- 
lung einer gesellschaftlichen Pflicht, die auf 
der Übereinkunft der beiden beruht, eigent- 
lich nicht heiraten zu wollen. 


Sima ist keine politisch aktive Frau. Sie 


ist nicht, wie so viele Frauen, für die Revo- 1 


lution auf die Straße gegangen; sie hat 
nicht gekämpft für ihre Rechte, wie die 
Frauen, die entweder dafür hingerichtet 
worden sind. oder noch immer im Gefängnis 
sitzen. Sie konzentriert sich auf ihr persön- 
liches Leben und gerät dadurch zwangs- 
läufig in Konflikt mit den islamischen Ge- 
setzen. Eigenständigkeit und Denken sind 
nicht gefragt, schon gar nicht von Frauen. 
„Als der Schah noch hier war, war es bes- 
ser. Damalskonnte ich in dieMoschee oder 
auch in Lokale alleine gehen. Heute geht 
das nicht mehr,“ sagt Sima. Ihr Leben ist 
streng aufgeteilt zwischen dem was sie öf- 
fentlich macht oder noch machen kann und 
ihrer Privatspäre, Zuhause trägt Sima Je- 
ans, Blusen mit halbem Arm, kurz, sie klei- 
det sich wie eine europäische Frau. Bei der 
Arbeit jedoch muß sie einen Tschador tra- 
gen. Das ist sehr unbequem, vor allem im 
Sommer, wenn es heiß ist. 


Vielen Frauen im Iran macht die Arbeit 
keinen Spaß mehr, da die Kontrolle hierwe- 
sentlich größer ist als im häuslichen Be- 
reich. Das eigene Haus ist der einzige Ort, 
an dem man (Frau) anziehen kann, was 
man will und wo das Denken und Sprechen 
noch nicht verboten ist. Die Frauen werden 
so gegen ihren Willen zu dem getrieben, 
was Khomeiny sich vorstellt: zum Rückzug 
in die Privatheit, hinter den Herd. 


Sima lebt auch heute noch bei ihrer Tan- 
te in Teheran. Ihr Freund Bijan hat inzwi- 
schen dasLand verlassen, umin Europa zu 
studieren. Für Sima ist dieser Schritt nicht 
möglich: als unverheiratete Frau von 26 
Jahren darf sie nicht ins Ausland fahren. 


Karen H. und Bijan F. 
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Iran: Opposition 


Zerstritten und geschwächt — 


die iranische Opposition 


Im April 1984 trennte sich im französischen Exilder „Nationale Widerstandsrat“ (CNR) des 
Iran von seinem bisherigen Aushängeschild, dem ehemaligen Staatspräsidenten Abol- 
hassan Bani Sadr. Offiziell wurden keine Gründe für das Zerwürfnis genannt, um der Pro- 
paganda des Khomeini-Regimes keinen Ansatzpunkt zu geben, es istaber deutlich, daß 
es sich um Meinungsverschiedenheiten über die Frage handelt, wie der Krieg mit dem 
Irak beendet werden kann. Der Präsident des CNR, Massoud Radjavi, verhandelt mitder 
irakischen Führung, Bani Sadr ist gegen Verhandlungen, da er im Irak den Aggressor 
sieht und fürchtet, daß Verhandlungen der iranischen Opposition mit dem Kriegsgegner 
ihrem Ansehen in der iranischen Bevölkerung schaden könnten. 

Dieser Bruch innerhalb der größten Exilorganisation ist ein Indiz für die Zerstrittenheit 
der iranischen Opposition. Der „Nationale Widerstandsrat“ war gebildet worden, nach- 
dem der abgesetzte Staatspräsident Bani Sadr und der Führer der progressiv- 
islamischen Untergrundorganisation Mudjahedin Khalq, Massoud Radjavi 1981 ge- 
meinsam ins französische Exil gegangen waren. Das Zweckbündnis zwischen 
Bani Sadr, dem ehemaligen Vertreter der islamischen Staatsmacht und den Muhjahedin, 
der damals einflußreichsten Guerrillaorganisation, hatseinerzeiteiniges Aufsehen erregt. 
Die Mudjahedin hofften von der Popularität des gewählten Staatspräsidenten zu profitie- 
ren, Bani Sadr war auf den Masseneinfluß und die militärische Organisation der Mudja- 
hedin angewiesen. 

Das Bündnis sollte ursprünglich alle progressiven Widerstandsorganisationen umfas- 
sen, dieses Projekt scheiterte jedoch bald. Derfolgende Artikelaus , Le Monde“gibteinen 
kurzen Überblick über den heutigen Zustand der iranischen Opposition. 

Red. 


Die Entführung eines iranischen Airbusses 
endete am 8. August in Rom damit, daß die 
beiden Luftpiraten aufgaben und Italien um 
politisches Asyl baten. Der iranische Mini- 
sterpräsident Mir Moussavi beschuldigte 
Saudi-Arabien und Frankreich und ließ 
durchblicken, daß sie die Entführung ver- 


anlaßt hätten. 

Im französischen Exil widersprach je- 
doch der Anführer der Volksmuhadjedin, 
Massoud Radjavi, entschieden den Be- 
hauptungen der Entführer, sie seien Mit- 
glieder seiner Bewegung. 

Nachdem sie die islamische Revolution 


Worte in Khomeinis Sachatten: 
Präsident Bani Sadr 


oder eine allmählich wachsende Repres- 
sion aus dem Land getrieben hatte, wähl- 
ten die meisten iranischen Oppositionspar- 
teien Frankreich zu ihrem Stützpunkt. Die- 
se Wahl wurde zum einen von der kulturel- 
len Beziehung vieler iranischer Intellektuel- 
lerzu Frankreich bestimmt, die dort studiert 
hatten. Wegen seiner Allianz mit dem Irak 
wird Frankreich zum anderen vom Kho- 
meini-Regime häufig als einer seiner 
Hauptgegner hingestellt — vor allem ge- 
genüber seinen Verteidigungsstreitkräf- 
ten. 

Insbesondere war es ein Ereignis gewe- 
sen, das das Faß zum Überlaufen gebracht 
hatte: die Ankunft des im Juni abgesetzten . 
Präsidenten Bani Sadr in Paris am 29. Juli 
1981, in Begleitung der „schwarzen Bestie“ 
von Teheran, dem Chef der Volksmuhadje- 
din Massoud Radjavi. Daraufhin hatten 
sich die Beziehungen zwischen Paris und 
Teheran rapide verschlechtert. Die irani- 
schen Behörden hatten umgehend die 
Auslieferung der beiden in Ungnade gefal- 
lenen Politiker gefordert, mit der Anschuldi- 
gung, sie seien verantwortlich für den ge- 
gen die Regierung gerichteten Terror, der 
innerhalb von 4 Monaten unter den Persön- 
lichkeiten des Regimes 1000 Opfer gefor- 
dert hatte. Paris antwortete mit dem Ab- 
bruch der diplomatischen Beziehungen. 

Zu jener Zeit waren Bani Sadr und Rad- 
javi außerordentlich optimistisch und lie- 
Ben es unvorsichtigerweise an Erklärun- 
gen nichtfehlen, die „ein baldiges Ende der 
blutigen Diktatur in Teheran“ voraussag- 
ten. Tatsächlich aber versanken die beiden 
in ihrem Bunker in Auvers-sur-Oise einge- 
sperrten, Tag und Nacht von umsichtigen 
französischen Gendarmen bewachten ira- 
nischen Oppositionsführer dann in der Ba- 
nalität. Bei seinem kürzlichen Besuch in 
Paris bedauerte der Chef der DPKI (Demo- 
kratische Partei des Iranischen Kurdistan) 
Ghassemlou, daß Radjavi und Bani Sadr 
damals nicht seiner Einladungins iranische 
Kurdistan gefolgt waren. Er vertritt inzwi- 
schen die einzige Oppositionsbewegung, 
die das Khomeini-Regime noch mit Waffen 
bekämpft. „Gemeinsam hätten wir viel tun 
können.“, sagte er uns, und fügte hinzu, er 
habe schon wiederholt vorgeschlagen, daß 
der Nationalrat des iranischen Wider- 
stands, dem auch er angehört, seinen Sitz 
in die kurdischen Wälder verlegen sollte. Er 
deutete damit an, daß eine Opposition, die 
Tausende von Kilometern vom ran entfernt 
ist, kaum eine Chance hat, sich bei der Be- 
völkerung Gehör zu verschaffen. 


Bani Sadr, der durch eine ordentliche 
Wahl Präsident geworden war und deshalb 
internationale Anerkennung genießt, hatte 
am 1. Oktober 81 Radjavi zum Präsidenten 
des NWR ernannt und ihn mit der Leitung 


Kermanshah 


einer provisorischen iranischen Regierung 
beauftragt. Doch es sollte eine Entschei- 
dung auf dem Papier bleiben, denn dem 
NWR istesnicht gelungen, die gesamte ins 
Ausland geflohene Opposition zusammen- 
zuführen. Die monarchistischen Gruppie- 
rungen wurden von vorneherein ausge- 
schlossen. Die zahlreichen liberal und mar- 
xistisch gesonnenen Organisationen lehn- 
ten einen Anschluß an das Bündnis ab, weil 
Bani Sadr ihm angehört, den sie der „Kolla- 
boration mit dem islamischen Regime“ be- 
schuldigen. 

Die Muhadjedin, die mit dem Glorien- 
schein der mächtigsten iranischen Wider- 
standsbewegung in Frankreich eingetrof- 
fen waren, haben sich Tausende Kilometer 
vom Iran entfernt allmählich in eine Exilan- 
tenorganisation unter vielen anderen ver- 
wandelt. Dennoch sind sie die aktivste und 
am besten organisierte Gruppe und er- 
freuen sich selbst bei ungläubigen irani- 
schen Intellektuellen einer gewissen Repu- 
tation, denn es wird anerkannt, daß sie die 
ersten waren, die die rückwärtsgerichteten 
Anteile des Regimes von Teheran be- 
kämpften. 

Im Iran selbst mußten die Muhadjedin für 
ihren großen Irrtum von 1981, alssie sich zu 
früh in einen bewaffneten Widerstand ge- 
gen das Regime stürzten, einen hohen 
Preis zahlen. Sie wurden einer Repression 
von extremer Brutalität unterworfen — sie 
rühmen sich, die Parteider 20.000 Märtyrer 
zu sein — und mußten gegen Ende des 
Jahres 81 mitansehen, wie die iranische 
politische Polizei ihre Ränge dezimierte. 
Der Tod ihres Militärchefs Moussa Khia- 
bani, der am 8. Februar 82 mit fast seinem 


gesamten Offiziersstab getötet wurde, war 
ein schwerer Schlag für die Organisation. 
Was bleibt heute von dieser Massenorga- 
nisation übrig? Unter den Bedingungen der 
Illegalität, in der ihre Miglieder kämpfen, ist 
es sehr schwierig, genaue Aussagen dar- 
über zumachen. Sicher ist, daß sie die Poli- 
tik des bewaffneten Kampfs und der Stadt- 
guerrilla aufgegeben haben — außer in 
Kurdistan, wo fast 3000 von ihnen an der 
Seite von Ghassem Peshmergas kämpfen. 
Sie scheinen jedoch in der allerjüngsten 
Zeit ihre Aktivitäten auf einer neuen Grund- 
lage wieder aufgenommen zu haben, in- 
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dem sie ihre Hauptanstrengungen einer 
Vorbereitungs- und Propagandaarbeit 
widmen, die mit Hilfe von Flugblättern und 
Plakaten die Massen politisch bilden soll. 
In jedem Fall hat die Sackgasse, in die 
sich die gesamte iranische Opposition be- 
gibt, nichts Erfreuliches. Sie hat unter an- 
derem im April dieses Jahres, zu der „Ehe- 
scheidung“ zwischen Radjavi und Bani 
Sadr geführt, die sich vor allem über die 
Frage des Kriegs mit dem Irak zerstritten 
haben. Dem ehemaligen Staatschef, der 
nicht vergessen hat, daß er selbstals Ober- 
befehlshaber der Armee zwei Jahre lang 
diesen Krieg führte, gefällt das Verständnis 
nicht, das Radjavi für Bagdad zeigt. Selbst 
wenn der Muhadjedin-Führer versichert, 
daß seine Kontakte mit demIrak einzig zum 
Ziel haben, einen blutigen und gegen das 
Volk gerichteten Krieg zu beenden, der 
überdies dazu beiträgt, das Regime in Te- 
heran zu festigen. Das Problem der Zu- 
sammenarbeit mit dem irakischen Feind 
trennt auch im Lager der promonarchisti- 
schen Opposition die „Iranische Befrei- 
ungsfront“ von der „Iranischen Wider- 
standsbewegung“. Der Anführer der erste- 
ren, Ali Amini, einst Premierminister des 
Schah, steht den Irakern in unversöhnli- 
cher Feindschaft gegenüber, während der 
Chef der „Widerstandsbewegung“, Cha- 
pour Bakhtiar, nicht zögert, mit Bagdad zu- 
sammenzuarbeiten. Für die Zukunft indes- 
sen sind beide bereit, zu einer konstitutio- 
nellen Monarchie zurückzukehren, der Un- 
terschied besteht nur darin, daß Amini dar- 
auf besteht, daß dieser Beschluß in einer 
Volksbefragung gutgeheißen werden soll. 


Auf der persönlichen Ebene tragen an- 
dere Faktoren zur Uneinigkeit im monarchi- 
stischen Lager bei. Darunter die feste 
Überzeugung Bakhtiars, die einzige Per- 
sönlichkeit zu sein, die fähig ist, die Präsi- 
dentschaft einer zukünftigen Regierung 
unter Seiner Majestät Reza Pahlevi zu 
übernehmen, obwohl dessen Sympathien 
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eher den Anhängern Aminis gelten, die er 
als glaubwürdiger einstuft. 

Selbst die kaiserliche Familie entgeht 
Uneinigkeiten und ergebnislosen Streite- 
reien nicht. So führt die Prinzessin Azadeh 
Chafik, Tochter der Zwillingsschwester des 
Schah, einen einsamen Kampf gegen die 
übrigen monarchistischen Gruppierungen 
für „eine konstitutionelle Monarchie mit ei- 
ner linken Regierung, bei der der König der 
Garant für die Stabilität des Regimes sein 
soll.“ Trotz ihrer Uneinigkeit sind die Mon- 
archisten davon überzeugt, daß die Zu- 
kunft ihnen gehört und das iranische Volk, 
von den „Überforderungen und Ausschrei- 
tungen“ des islamischen Regimes ermü- 
det, den jungen Reza Pahlevi mit offenen 
Armen empfangen wird. Die Gruppierun- 
gen der monarchistischen Opposition 
scheinen jedoch nicht stark genug zu sein, 
um einen solchen Prozeß im Iran rasch her- 
beizuführen. 

Bleiben schließlich noch die Opposi- 
tionsgruppen der marxistischen Linken. 
Die Volksfedayin, die zu Beginn der Revo- 
lution 1979 eine der wichtigsten politischen 
Kräfte des Landes waren, haben sich in 
zwei Bewegungen gespalten: die „Minder- 
heit“, in völliger Opposition zum islami- 
schen Regime, und die „Mehrheit“, die 
sich als Befürworter einer bedingten Unter- 
stützung für Imam Khomeini mit der kom- 
munistischen Tudeh-Partei verbündet hat- 
te, um eine „irregeführte Revolution“ wie- 
der in Gang zu bringen. Nachdem die Kom- 
munisten der Tudeh-Partei Opfer einer 
harten Repression wurden, blieben die 
„Mehrheits“-Fedayin allein und mehr als je 
zuvor in verschiedene Tendenzen gespal- 
ten zurück. Die Geschichte der iranischen 
Opposition ist im Grunde folgende: unfä- 
hig, sich zu einigen und die Meinungsver- 
schiedenheiten zu überwinden, ist sie 
durch eine gleichzeitig unbarmherzige und 
blutige Repression praktisch zur Ohn- 
macht verurteilt. Sie hat im übrigen ihre 
ganze Hoffnung auf das Ableben des Imam 
Khomeini gesetzt, das ihr nach ihrer Ein- 
schätzung den Weg zur Macht wiedereröff- 
nen wird. Dazu würde aber auch gehören, 
daß des Imam direkte Erben sich nach dem 
Tod ihres Oberhaupts nicht zu einigen ver- 
möchten. Gemeint sind jene religiösen 
Fraktionen, die sich im Moment die Macht 
in Teheran teilen und das gesamte Räder- 
werk kontrollieren. Gleichzeitig müßten sie 
dann ihren Polizeigriff um das Land lok- 
kern. Beides ist gar nicht sicher. 


Jean Gueyras in „Le Monde“ vom 10. 8.84 


1) Anmerkung der Redaktion: 

Die Zuordnung „Minderheit“, für diejenigen Volks- 
tedayin, die in Opposition zum Regime stehen, ist 
irreführend. Volksfedayin — „Mehrheit“, derfür die 
Regimebefürworter gilt, ist darauf zurückzufüh- 
ren, daß lediglich die Mehrheit der ZK-Mitglie- 
der sich für eine Unterstützung des Khomeini-Re- 
gimes ausgesprochen hat. Über die tatsächliche 
Stärke der jeweiligen Gruppe ist damit nichts aus- 
gesagt. 
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Kurden-Interview 


Kurdistan — die zweite Front 


Während im iranisch-irakischen Konflikt 
immer offener über die Bedingungen 
eventueller Friedensverhandlungen 
gesprochen wird, wird die „zweite Front“ 
der Teheraner Zentralregierung — die 
kurdischen Provinzen im Norden des Iran 
— kaum zur Kenntnis genommen 


Bereits unmittelbar nach dem Sturz 
des Schah-Regimes im Februar 1979 
zeichnete sich ab, daß die Islamische 
Republik nicht gewillt ist, die Autonomie- 
bestrebungen der kurdischen Bevölke- 
rung anzuerkennen. Die kurdische Bevöl- 
kerung, die sich an der Revolutionsbewe- 
gung der Jahre 1978/79 beteiligte, for- 
derte von der Zentralregierung nichts 
anderes als das Recht auf Selbstbestim- 
mung, die Beendigung nationaler Diskri- 
minierung und wirtschaftlicher Benachtei- 
ligung im Rahmen eines föderalistischen 
Staates Iran. Im Februar/März 1979 kam 
es jedoch zu den ersten bewaffneten 
Auseinandersetzungen zwischen Regie- 
rungstruppen und Pasdaran einerseits und 
den kurdischen Milizen sowie der Bevöl- 
kerung auf der anderen Seite. Der Zen- 
tralregierung kam es vor allem darauf an, 
jeden Widerstand zu brechen, der sich 
bei den Minderheiten regte. Denn die 
Kurden sind — neben den Azerbeidscha- 
nern und Turkmenen — nicht die einzige 
Minderheit, die Autonomieforderungen 
stellen könnte. 


Nach einer kurzen Atempause bei den 
militärischen Auseinandersetzungen in 
Kurdistan von November '79 bis zum 
April ’80, brach der Krieg offen aus. 
Städte und Dörfer wurden bombadiert; 
die iranische Armee und die Pasdaran 
intensivierten ihren Kampf gegen kurdi- 
sche Guerilleros auf dem Lande. Zehn- 
tausende Zivilisten und kurdische Frei- 
heitskämpfer (Peschmergas) verloren ihr 
Leben; viele Menschen wurden obdach- 
los oder sind auf der Flucht. Trotz der 
massiven Bombardements und der bru- 
talen Gewalt gegen die Zivilbevölkerung 
hält der kurdische Widerstand an. Den 
Peschmergas gelang es sogar, einen 
Streifen entlang der irakischen Grenze zu 
befreien. Diese befreiten Gebiete Kurdi- 
stans sind seit 1981 zur Zufluchtsstätte 
der verschiedenen Befreiungsorganisa- 
tionen geworden. Nachdem aber in die- 
sen Gebieten eine weitere Kriegsfront 
gegen den Irak eröffnet wurde, hat sich 


die militärische Ausgangsposition des 
kurdischen Widerstandes verschlechtert, 
denn die Befreiungsorganisationen muß- 
ten ihre dortigen Hauptquartiere aufge- 
ben. Von den Kämpfen im Grenzebiet ist 
die Bevölkerung besonders betroffen. 
Zahllose Dörfer wurden mehrfach bom- 
badiert und die Versorgung der Bevölke- 
rung ist katastrophal. 


Neuesten Informationen zufolge will 
die Teheraner Regierung die Bewohner 
von hundert Grenzdörfern zwangsevaku- 
ieren. Mehr als 11.000 Menschen werden 
dadurch obdachlos und verlieren ihre 
Lebensgrundlage. 


Trotz des Krieges mit dem Irak sind 
über 30 % der iranischen militärischen 
Kräfte in Kurdistan gebunden. Die Zahl 
der Soldaten und Pasdaran wird mittler- 
weile auf 150.000 geschätzt. Dieser 
schwer bewaffneten Armee stehen unge- 
fähr 20.000-30.000 kurdische Wider- 
standskämpfer gegenüber. 


Militärisch und politisch bedeutsam 
sind zwei kurdische Organisationen. (Vor 
allem) die 1945 gegründete Demokrati- 
sche Partei Kurdistans (DPK/l) ist mit 
Abstand die stärkste Partei Kurdistans. 
Sie erhielt insbesondere bei Beginn des 
bewaffneten Widerstandes 1979/80 
enormen Zulauf, 1980 hatte die Partei 
30.000 Mitglieder. In ihr koexistieren ver- 
schiedene Strömungen demokratisch- 
nationalistischer Auffassungen, die 
jedoch keinen eindeutigen klassenspezi- 
fischen Charakter haben. In den kurdi- 
schen Gebieten, in denen die traditionel- 
len Stammesstrukturen fortleben, sind 
Stammesangehörige 'automatisch’ durch 
ihre Loyalität zum Stammesoberhaupt 
Anhänger der Partei, wenn dieser sich 
zum Beitritt entscheidet. Einigeri Lokalor- 
ganisationen der DPK/I sind Anfang der 
80er Jahre konservative und sogar „feu- 
dale“ Elemente beigetreten. 


Die Komala — die zweitgrößte kurdi- 
sche Partei — greift die DPK/I wegen 
ihrer Kompromißbereitschaft gegenüber 
den „Feudalen“ an und kritisierte heftig 
den Beitritt der DPK/I zum „Nationalen 
Widerstandsrat“, weil sie damit mit dem 
„Verräter“ Bani Sadr, der 1979 den Krieg 
gegen Kurdistan befahl, paktiere. 


Die Komala selbst versteht sich als 
marxistisch-leninistische Organisation; 
ihre Kader bestehen meist aus jungen 
Intellektuellen. Ihre regionale Basis hat 
die Komala in den Städten des südlichen 
Kurdistan. Ihre politischen Forderungen 
richten sich nicht in erster Linie auf die 
Befreiung Kurdistans. Wichtiger Bestand- 
teil ihrer politischen Linie ist der „konse- 
quente proletarische Kampf der Arbei- 
terklasse in Kurdistan und Gesamtiran“. 


Obwohl DPK/I und Komala in den letzten 
Jahren militärisch zusammengearbeitet 
haben, führen politisch-ideologischen 
Differenzen immer wieder zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen untereinander. 

In den Auseinandersetzungen zwischen 
den zwei größten kurdischen Wider- 
standsorganisationen kommt dem sunni- 
tischen Scheich Hosseini, eine beson- 
dere Vermittlerfunktion zu. Unmittelbar 
nach der islamischen Revolution, wurde 
er von beiden Organisationen als einziger 
Vertreter der kurdischen Forderungen in 
Teheran anerkannt. Er gehört keiner poli- 
tischen Organisation an, „vertritt einen 
revolutionären Islam, wendet sich gegen 
ausbeuterische Grundherrn und reaktio- 
näre Mollas — vor allem aber ist er ein 
gestandener Nationalist”' 


Wie groß Ezzedin Hosseinis Einfluß 
bei den verschiedenen kurdischen Orga- 
nisationen derzeit ist, läßt sich schwer 
einschätzen. Sicherlich aber wird er in 
seiner Vermittierrolle, die er auffgrund 
seines Ansehens bei allen Gruppierun- 
gen Kurdistans hat, auch bei zukünftigen 
Auseinandersetzungen gefragt bleiben. 


Im folgenden drucken wir ein Interview 
mit dem Europäischen Repräsentanten 
des Scheich Ezzedin Hosseini ab. Das 
Gespräch mit Aso Said führte für uns ein 
Mitglied des Arbeitskreises Dritte Welt 
der Alternativen Liste Westberlin. 

Red./bu 


Literaturhinweise: 

Kurdistan und die Kurden, Bd. 1, hrsg: Gerard Cha- 
liand, 1984, Reihe pogrom, GfbV, Postfach 2024, 
3400 Göttingen 

Kurdistan — Materialien, Iran-Initiative Frankfurt 
Martin van Bruinessen: Nationalismus und religiöser 
Konflikt: 

Der kurdische Widerstand im Iran, in: Religion und 
Politik im Iran, Mardom Nameh-Jahrbuch zur 
Geschichte und Gesellschaft des Mittleren Orients. 
Frankfurt 1981. 
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Frage: Zur aktuellen Situation im irani- 
Teil Kurdistans wird in der bundesdeut- 
schen Presse nur wenig berichtet. Der 
Krieg zwischen Irak und Iran läuft meist 
unter dem Begriff Golfkrieg. Mit dem 
Namen von bombardierten Städten wie 
Baneh verbindet sich hier für die mei- 
sten nicht das Leiden und der Wider- 
stand des kurdischen Volkes. Wer weiß 
schon, was in den Bergen Kurdistans 
geschieht? 


Antwort: Ziel meiner Reise durch Eu- 
ropa ist unter anderem, darüber zu in- 
formieren, daß in Kurdistan/Iran in 
Wahrheit zwei Kriege geführt werden. 

Zum einen der „offizielle“ Krieg zwi- 
schen den Regimen von Irak und Iran, 
zum anderen der Kampf der Iranischen 
Zentralregierung gegen das kurdische 
Volk. Beide Auseinandersetzungen fin- 
den auf dem gleichen kurdischen Ge- 
biet statt, haben aber direkt nichts mit- 
einander zu tun. Die Bekämpfung der 
kurdischen Opposition hat schon lange 
vor dem ‚‚Golf-Krieg‘“ begonnen, näm- 
lich bereits kurz nach dem Sturz des 
Schahs. Der kurdische Befreiungskampf 
hat leider — zufällig oder nicht — im- 
mer im Schatten „großer Ereignisse‘ 
gestanden. 

Der Israelisch-Arabische Konflikt, der 
Krieg Irak-Iran und selbst die Olympia- 
de scheinen wichtiger zu sein als unser 
jahrelanger Kampf. Gewiß, jeder Krieg 
ist barbarisch —aber die Unterdrückung 
des kurdischen Volkes durch das Kho- 
meini-Regime ist besonders barbarisch. 

Im Falle des erklärten Krieges mit Irak 
stehen sich militärische Mächte mit gut 
ausgerüsteten Truppen gegenüber. In un- 
serem Falle aber stehen hochgerüstete 
bewaffnete Kräfte im wesentlichen ge- 
gen eine unbewaffnete Zivilbevölkerung. 
Was können wir zum Beispiel gegen 
Luftangriffe unternehmen, wenn wir 
keine Flugabwehr haben? 


F.: Aber warum bekämpft euch die ‚„Is- 
lamische Republik Iran‘'? Haben die 
Kurden nicht einen maßgeblichen Anteil 
am Sturz des Schahs? 


A.: Diese Frage haben wir oft öffentlich 
erhoben. Uns geht es vor allem um 
grundlegende demokratische Rechte. 
Unser Volk möchte, daß seine Sprache 
in Schulen gelehrt und gelernt werden 
darf. Bisher findet der gesamte Unter- 
richt auf persisch statt. Wie andere Völ- 
ker wollen auch wir unsere nationalen 
Traditionen pflegen dürfen. 

Weiterhin lehnen wir jede religiöse 
Diskriminierung ab — wir sind meist 
Sunniten, während der Schiismus im 
Iran praktisch zur Staatsreligion erho- 
ben wurde. Wenn ein Kurde zum Bei- 
spiel zum Zwecke einer Auslandsrei- 
se einen Paß oder ein Visum beantragt, 
wird er sofort feststellen,daß er anders 
als andere Staatsbürger behandelt wird. 
Daß er aus Mahabad oder Bukan 
kommt, einen kurdischen oder sunni- 
tischen Namen — wie z.B. Omar — hat, 


macht ihn „verdächtig“. Wir leben in 
einer Art halblegalem Zustand, mit ei- 
ner inneren Angst, weil wir unsere Iden- 
tität als Kurden eigentlich bewahren 
möchten, sie aber ‚‚klugerweise‘‘ besser 
verdecken sollten. 

Schon ein Tourist kann leicht erken- 
nen, daß wir praktisch ein besetztes Ge- 
biet sind. Überall militärische und para- 
militärische Verbände‘, deren Angehöri- 
ge keine Kurden, sondern persischer, 
azarbaidjanischer, balutschischer oder 
anderer Nationalität sind. 


F.: Gibt es auch eine Benachteiligung 
von Kurden auf wirtschaftlichem und 
sozialem Gebiet? 


A.: Zur Zeit des Schah-Regimes gab es 
bei uns im Unterschied zu einigen ande- 
ren Landesteilen kaum wirtschaftliche 
und technische Neuerungen . An den — 
wenn auch zum Teil äußerst fragwür- 
digen und relativen Reformen-hatten 
wir praktisch keinen Anteil. Kurdistan 
ist eine besonders unterentwickelt gehal- 
tene Region, in einem unterentwickel- 
ten Staat. Nach der Machtübernahme 
des Khomeini-Regimes hat sich daran 
nichts geändert. Der Ackerbau wird seit 
einiger Zeit zusätzlich noch dadurch be- 
hindert, daß die Dörfer und Felder bom- 
bardiert und Felder angezündet werden, 
so daß ein Teil der Ernte verbrennt oder 
nicht rechtzeitig eingebracht werden 
kann. 

Auch in der Viehwirtschaft — einem 
bedeutenden ökonomischen Faktor — 
gab es große Einbußen. Hauptgrund sind 
große Verluste an Tieren durch Epide- 
mien, die stark zugenommen haben, 
weil in manchen Regionen keine Schutz- 
impfungen mehr durchgeführt werden 
konnten. 

Die Wirtschaftsblockade des Regimes 
macht sich vor allem bei Heizöl und 
Benzin stark bemerkbar, Es ist schwie- 
rig und teuer, für LKWs und Traktoren 
Kraftstoff zu besorgen, so daß der 
Transport der Ernte auf die Märkte sehr 
erschwert ist. 


F.: Als die ökonomische Blockade im 
April 1980 begann — mit Kontrollen auf 
allen Zufahrtsstraßen zur Kurdenregion 
— war aktuell beabsichtigt, die Bevölke- 
rung von den Peschmergd@ (Kurdische 
Befreiungskämpfer) zu trennen und die 
befreiten Gebiete auszuhungern. Welche 
Gründe hat das Regime gegenwärtig? 


A.: Die Motive haben sich nicht grund- 
legend geändert. Nach wie vor sollen 
zum Beispiel Bauern gezwungen werden, 
Peschmerga nicht zu unterstützen — ih- 
nen keine Lebensmittel geben zu kön- 
nen. Diese erzwungene Verschlechte- 
rung der Lebensverhältnisse ist eine 
Strafmaßnahme der Regierung vor al- 
lem gegen die ärmsten Teile der Bevöl- 
kerung. 


F.: Nach dem Februaraufstand von 
1979 gab es Vorschläge des sogenannten 


S KURDISTAN 
sine INFO 1 


Mai 


KURDISTAN INFO 1 
Mai 1984 


Berichte und 
Hintergrundinformationen 


Hrsg.: Kurdistan-Komitee West-Berlin 
24 Seiten DIN A 5, kartoniert 
Preis: 2,50 DM 


Vertrieb: 
Das Arabische Buch, 
Wundtstr. 15, 1 Berlin 19 


Revolutionsrates für eine Landreform. 
Der letzte Gesetzentwurf passierte zwar 
das Parlament, wurde aber im Januar 
1983 vom sogenannten Wächterrat als 
„unislamisch‘ abgelehnt. Damit gibt es 
bis heute keine offizielle Landreform. 
Welche Rolle spielt die Frage des Land- 
besitzes und der Landverteilung in Kur- 
distan? 


A.: Vor dem militärischen Großangriff 
des Regimes im April 1980 waren in vie- 
len Teilen Kurdistans unter dem Schutz 
der Peschmerga Ländereien an Bauern 
verteilt worden. Von Enteignung waren 
vor allem Großgrundbesitzer betroffen, 
die Schah-Anhänger waren, oder sich 
auf andere Art antinational verhielten. 

Mittlerweile ist ein Teil der befreiten 
Gebiete wieder unter der Kontrolle des 
Regimes. Der enteignete Boden mußte 
jedoch bislang nicht an die früheren Her- 
ren zurückgegeben werden. Allerdings 
wurde den Bauern mündlich mitgeteilt, 
daß diese Art von Reform eigentlich il- 
legal und unislamisch sei. 


F.: Aber besteht nicht auch die Gefahr, 
daß bei veränderten Kräfteverhältnissen 
zu ungunsten der Kurden dieses Land 
den Bauern wieder weggenommen wird? 


A.: Die Gefahr besteht, weil keine neu- 
en Besitzurkunden ausgestellt wurden. 
Möglich wäre zum Beispiel, daß als 
Strafmaßnahme für die mutmaßliche 
Unterstützung des Befreiungskampfes 
durch einzelne Bauern oder bestimmte 
Dörfer die „Reform von Unten“ wieder 
rückgängig gemacht wird. 


F.: Wie ist die gegenwärtige Situation in 
den großen Städten wie Mahabad oder 
Sanandadj, in denen es bis April 1980 
vielfältige politische und gesellschaftli- 
che Aktivitäten gab? 


A.: Im Vergleich zu früher ist es ein Un- 
terschied wie zwischen Tag und Nacht. 
Die Gefängnisse in allen Städten sind 
voll mit Oppositionellen aller politi- 
schen Richtungen. Politische Unterdrük- 
kung in allen Formen, ja selbst massen- 
hafte Hinrichtungen sind an der Tages- 
ordnung. In den letzten zwei Jahren 
war es nichts Ungewöhnliches, daß an 
manchen Tagen dreißig bis vierzig Re- 
gimegegner ermordet wurden. Vor sechs 


Bewaffnete Mitglieder(innen) eines Stadtteilkomitees bei der Verteidigung 
Sanandadj im April 1980 


Monaten wurden in Mahabad an einem 
Tag 59 Menschen hingerichtet! 
Ebenfalls in Mahabad gibt es seit kur- 
zem nicht nur ein nächtliches Ausgangs- 
verbot, sondern eine neue Erfindung der 
Ordnungskräfte. Sämtliche auf die 
Hauptstraße führende Nebenstraßen und 
Gassen werden um 20.00 Uhr durch 
provisorische Tore verschlossen. 


F.: Hat diese Maßnahme einen ähnli- 
chen „Sinn“ wie das Abreißen von Alt- 
stadt-Vierteln mit engen Gassen seit der 
Schah-Zeit? 


A.:Ja. Damit sollen die Bedingungen für 
Straßenkämpfe und das Einsickern von 
Befreiungskämpfern verschlechtert wer- 
den. Diese Maßnahmen haben jedoch 
nicht die gewünschten Erfolge erbracht. 
So gab es Mitte Juli dieses Jahres drei- 
tägige Kämpfe in Mahabad. Die Pesch- 
merga der DPK und der Komleh haben 
eine neue Taktik für die Kämpfe in den 
Städten entwickelt. Die Kämpfer sik- 
kern gegen 3 oder 4 Uhr mörgens in 


von 
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die Stadt ein und suchen dort Kontakt- 
leute auf. Während die Peschmerga sich 
ausruhen, trägt die Stadtorganisation ih- 
rer Partei aktuelle Informationen über 
wichtige Angriffsziele zusammen. Der 
Angriff auf die Stützpunkte der „Revo- 
lutionswächter“ oder anderer bewaffne- 
ter Regime-Organe innerhalb der Stadt 
beginnt erst am Nachmittag des folgen- 
den Tages. Die Auseinandersetzungen 
werden von unserer Seite meist bis 23 
oder 24 Uhr geführt. Anschließend ver- 
lassen die Peschmerga die Stadt und zie- 
hen sich in die Berge bzw. in die Dör- 
fer zurück. Im Falle der vor kurzem in 
Mahabad stattgefundenen Aktion kam 
noch hinzu, daß die Befreiungskämpfer 
nach dem Verlassen der Stadt einige der 
auf den umliegenden Hügeln befindli- 
chen Kasernen und Stützpunkte erfolg- 
reich attackierten. Bei diesen Kämpfen 
kamen fünf wichtige Offiziere der Pas- 
daran (Revolutionswächter) ums Leben. 
Einer von ihnen war der stellvertretende 
Führer der Militäroperationen im gesam- 
ten iranischen Kurdistan. Vom Haupt- 
quartier Hamzeh aus koordinierte er die 
Aktivitäten der Armee, der Pasdaran 
und der Basidj. (Anmerkung: „Mobili- 
sierungskräfte“ sind paramilitärische Mi- 
lizen, die meist aus den Armeen der 
nichtkurdischen Städte rekrutiert wer- 
den). 


F.: Die Infiltration bedarf also gut funk- 
tionierender Strukturen innerhalb der 
Stadt. Wie versucht das Regime, die 
nicht abreißende Kette von Aktionen 
dieser Art zu zerstören? 


A.: Neben den von mir erwähnten Ter- 
rormaßnahmen versuchen sie vor allem, 
die Kontaktpersonen bzw. -familien her- 
auszufinden, indem sie besonders Ju- 
gendliche foltern. Weiterhin werden 
mutmaßliche Sympathisanten oppositio- 
neller Organisationen oder sonstige 
„Verdächtige“ nach dem Prinzip der 
Sippenhaftung verschleppt. Seit etwa 2 
Jahren gibt es Massendeportationen vor 
allem im Osten des Iran. 

Die beabsichtigte „Befriedung“ der 
kurdischen Städte hat sich bislang aber 
nicht eingestellt. Vielmehr wurden sogar 
noch regimekritische Fragen in der 
nichtkurdischen Bevölkerung der Depor- 
tationsorte geweckt. Die zwangsweise 
Umgesiedelten wohnen in besonderen 
Lagern am Rande der Stadt, so in dem 
persischen Wallfahrtsort Mashad. Die an- 
sässige Bevölkerung wunderte sich nicht 
schlecht, als sich herausstellte, daß die 
Kurden meist persisch sprechen konnten 
und iranische Staatsbürger waren. Man 
hatte ihnen nämlich erzählt, es handle 
sich um Kurden aus dem Irak, die durch 
den Krieg vertrieben worden wären. 


F.: Aber was kann die kurdische Be- 
völkerung in Stadt und Land noch tun, 
ohne bewaffnet zu kämpfen oder das 
hohe Risiko des Kontaktes zur Gueril- 
la auf sich zu nehmen? 
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A.: Vor allem in den letzten drei bis 
vier Monaten haben sich verschiedene 
Formen des nichtbewaffneten Wider- 
stands erheblich verstärkt. Die Anläs- 
se dazu können sehr unterschiedlich 
sein. Wird zum Beispiel die Leiche ei- 
nes in der Deportation Verstorbenen 
überführt, so setzen sich seine Angehö- 
rigen oder auch andere Leute vor sein 
Haus, vor die Moschee oder auch vor 
das PBürgermeisteramt (zuständig für 
die Rückkehr der Deportierten) und ru- 
fen Parolen. Ein herkömmlicher De- 
monstrationszug würde sofort ausei- 
nandergeprügelt oder beschossen wer- 
den. Der Sitzstreik an bestimmten Or- 
ten ist eine Protestform, die nicht so 
leicht angreifbar ist 

Ein anderer wichtiger Anlaß ist die 
Zwangsrekrutierung. Bewaffnete Regi- 
meeinheiten überfallen häufig Dörfer, 
um junge Männer in den Wehrdienst 
zu pressen. Oft gelingt es den Rekruten, 
schon nach einem Monat zu desertie- 
ren. Sie haben weder Lust gegen ihr ei- 
genes Volk, noch gegen den Irak zu 
kämpfen. Gelingt es den staatlichen 
Stellen, einen Deserteur zu schnappen, 
wird er hingerichtet. 

Als vor zwei Monaten in der Stadt Bu- 
kan bekannt wurde, daß das Regime ei- 
nige Deserteure verhaftet hatte, ström- 
ten viele Bauern aus den umliegenden 
Dörfern zusammen. Ihnen schlossen sich 
viele Städter an. Tausende von Men- 
schen versammelten sich zum Sitz- 
streik. Sie forderten die Freilassung der 
Inhaftierten. Die Bauern argumentierten, 
daß sie jede Hand zur Ernte brauchen. 

Außerdem wandten sie sich gegen die 
oft praktizierte Sippenhaft. Sie hätten 
keine Schuld an dieser Situation. Wo- 
her sollten sie wissen, ob ihre Söhne de- 
sertiert oder gefallen wären. Da sich 
ähnliche Aktionen auch in anderen Re- 
gionen Kurdistans ereigneten, waren Re- 
gierungsorgane bereit, mit den Delegier- 
ten der Betroffenen zu verhandeln. Sie 
versprachen, daß zumindest die Verhaf- 
tung von Familienmitgliedern nicht 
mehr durchgeführt werden sollte. 


F.: Wie kann das Regime politische 
Macht in einem Gebiet ausüben, wo die 
überwältigende Mehrheit der Bevölke- 
rung die Zentralregierung ablehnt? 


A.: Wie bereits gesagt, ist Kurdistan ein 
von einer fremden Macht militärisch be- 
setztes Gebiet, Eine demokratische Legi- 
timation für die Regierungsfunktionäre 
gibt es nicht. Die Scheinwahlen zum 
Parlament wurden weitgehend boykot- 
tiert. Liegt eine handvoll Wahlzettel in 
einer Urne, reicht das für Khomeini-An- 
hänger schon aus, als Abgeordneter der 
Stadt bezeichnet zu werden. 


F.: Der kurdische Mullah (Geistliche) 
Abdullah Sory tritt als Abgeordneter 
von Baneh auf. Ist er eine Ausnahme in 
der kurdischen Geistlichkeit? In einer 
englischsprachigen regimenahen Zeit- 
schrift las ich 1980, die Probleme der 


Peschmerga (kurdische Befreiungskämpfer) im Unterstand 


Regierung in Kurdistan lägen darin be- 
gründet, daß es dort ‚an einer islami- 
schen Elite‘ mangle. Wie siehst Du die 
aktuelle Situation? 


A.: Die Mehrheit der kurdischen Geist- 
lichen steht nicht auf seiten der Regie- 
rung. Das ist leicht verständlich, denn 
sie sind Sunniten. Der Schiismus ist 
praktisch zur Staatsreligion erhoben 
worden. Die führenden Kreise der schii- 
tischen Geistlichkeit versuchen bewußt 
und systematisch, im Namen des ein- 
heitlichen Islam die Regeln und Vor- 
schriften der schiitischen Richtung in 
Kurdistan zu verbreiten. Sowohl die 
Mehrheit der kurdischen Geistlichkeit 
als auch der gesamten Bevölkerung leh- 
nen diese Politik eindeutig ab. 


Ein weiterer Grund dafür, daß die im 
Volk bekanntesten und beliebtesten un- 
serer Mullahs Regimegegner sind, hängt 
mit ihrer geistigen und politischen Tra- 
dition zusammen. Ihre Volkstümlichkeit 
liegt vor allem darin begründet, daß sie 
in der Geschichte des kurdischen natio- 
nalen Befreiungskampfes und als ‚‚Dorf- 
intelligenzia“ oder ‚„Landintellektuelle“ 
meist eine positive Rolle gespielt haben. 
Im Unterschied zu ihren schiitischen 
„Kollegen‘‘ wohnen sunnitische Geist- 
liche oft auf dem Dorf. 


Andererseits ist klar, daß sich einige 
korrupte Geistliche von der Kollabora- 
tion mit den Herrschenden Geld, Macht 
und Ansehen versprechen. 


F.: Gehören die regimetreuen kurdi- 
schen Mullahs zum landesweiten Netz 
der ‚‚Freitagsprediger“, das ja eine wich- 
tige Struktur des staatlichen Propagan- 
da- und Machtapparates ist? 

(Anmerkung: Die offiziellen ‚Frei- 
tagsgebete”sind eher politische Indok- 
trination als Gottesdienst, ) 


A.: Ja, sie gehören dazu und nehmen 
auch an regelmäßigen Schulungen in Te- 
heran oder anderen Städten teil. 


F.: Noch einmal zurück zur militäri- 
schen Unterdrückung. Woraus erklärt 
sich die besondere Brutalität der ‚Isla- 
mischen Republik Iran‘'gegen euren Be- 
freiungskampf und jegliche Opposition? 


A.: Das Islamische Regime führt einen 
totalen Krieg gegen uns — noch schlim- 
mer als zur Zeit des Schah —, weil sie 
glauben, das ‚‚kurdische Problem“ end- 
gültig lösen zu müssen und zu können. 
Ein totalitäres Regime wie dieses kann 
nicht dulden, daß in seinem Machtgefü- 
ge ein Loch ist — nämlich Kurdistan. 
Nach jeder Großoffensive behaupten sie, 
die ‚„„‚Kurdenfrage“ für immer gelöst zu 
haben. Sie vergessen allerdings, daß sie 
seit vier Jahren jedes Mal bereits das 
gleiche behauptet haben! Auch in bezug 
auf die vor einem Monat begonnene Of- 
fensive kam wieder die gleiche Propa- 
ganda. 


F.: Auf welche inneren und äußeren 
Kräfte können sie sich stützen? 


A.: Im Inneren mobilisieren sie sämtli- 
che fanatisch-religiösen Kräfte. Die Ver- 
teufelung des Widerstands erstreckt sich 
nicht nur auf politische Gegner, sondern 
auch auf andere Religionen oder Kon- 
fessionen, wie die sunnitische. Wie be- 
reits gesagt, koordinieren sie ihre be- 
waffneten Verbände gegen uns. Sie ha- 
ben das ohnehin schon immer mit viel 
Militär „gesegnete‘““ Kurdistan noch wei- 


Kurdische Befreiungskämpfer 


ter militarisiert. In der Nähe unserer 
Städte befinden sich an den Straßen im 
Abstand von ein bis zwei Kilometern 
bewaffnete Posten, zum Teil in der Art 
fester Stützpunkte. 

Der Staat konzentriert seine admini- 
strativen und finanziellen Möglichkeiten 
aus den nach wie vor hohen Erdölein- 
nahmen, um im Osten oder im Westen 
Waffen zu kaufen so beispielsweise in 
Nordkorea, der DDR oder der BRD. 
Auf dem Schwarzmarkt kommt er an 
US-Waffen heran. Die guten Kontakte 
zur Türkei sind für den Iran wegen der 
„Grenzsicherheit“ wichtig, aber auch für 
die verstärkten wirtschaftlichen Bezie- 
hungen. Gute Beziehungen zum iraki- 
schen Markt wären für die iranische Zen- 
tralregierung durchaus wünschenswert. 
Es ist ihr peinlich, daß es sich zur Zeit 
nicht realisieren läßt, gemeinsam mit ira- 
kischen Truppen gegen iranische Kurden 


vorgehen zu können, um damit das Pro- 
blem „endgültig‘‘ zu lösen. 


F.: Selbst eine starke Kurdistan-Solida- 
ritätsbewegung im Ausland kann sicher 
nicht verhindern, daß die iranische Füh- 
rung irgendwo Waffen kauft. Allerdings 
sehe ich es als eine große Herausforde- 
rung für die hiesigen internationalisti- 
schen Gruppen und die Linke insgesamt 
an, daß besonders die BRD enge wirt- 
schaftliche und politische Beziehungen 
mit dem Iran pflegt, sich sogar zum 


Vorbereiter einer Öffnung der EG in 
Richtung Iran macht. Der Fall Tabata- 
bai ist beileibe kein Ausrutscher. 


A.: Wir bedauern es sehr, daß die BRD- 
Regierung derart enge Beziehungen zum 
iranischen Regime pflegt. Wenn wir in 
Kurdistan hören, daß in Westeuropa 
über Sanktionen gegen die polnische Re- 
gierung wegen der Nichteinhaltung der 
Menschenrechte diskutiert wird — aber 
nicht über ähnliches in bezug auf den 
Iran — so finden wir das sehr merkwür- 
dig. Um nicht mißverstanden zu werden, 
wir sind für die vollständige Einhaltung 
humanitärer Rechte, auch in Polen. Es 
ist aber eine unleugbare Tatsache, daß 
der Iran zu den Ländern der Welt ge- 
hört, die die Rechte ethnischer Gruppen 
(wie die Bahai, Juden und Christen) am 
brutalsten tagtäglich mit Füßen treten. 
Wie kann eine christliche Regierung da- 
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zu schweigen, wenn beispielsweise auch 
christliche Frauen zwangsweise „‚isla- 
misch bekleidet‘ sein müssen? 

(Anmerkung: Gemeint ist damit in der 
Regel der Tschador, ein den gesamten 
Körper bedeckender Schleier). 

Herr Genscher besucht den Iran und 
übt praktisch keine Kritik an diesen 
menschenunwürdigen Zuständen. 


F.: Daß Du Repräsentant von Scheich 
Ezzedin Hosseini bist, wird vielen Le 
sern/innen erst einmal nichts gesagt ha- 
ben. Könntest Du etwas über seine poli- 
tische Biographie erzählen? 


A. Ezzedin Hosseini ist ein sunnitischer 
Geistlicher, der seit langem für die na- 
tionale Befreiung des kurdischen Vol- 
kes eintritt. Er ist eine freiheitsliebende 
und demokratische Persönlichkeit, die 
bereits während der Schah-Zeit illegale 
Beziehungen zu verschiedensten Men- 
schen aus der kurdischen Nationalbe- 
wegung aufbaute. Seine Wohnung war 
ein Zentrum für Besucher, die Ansichten 
über den kurdischen Befreiungskampf 
austauschen wollten und Verfolgten hal- 
fen, sich dem Zugriff der Repressions- 
organe des Schah-Regimes zu entziehen. 
Dadurch gewann er großes Ansehen. 


Nach dem Februaraufstand 1979 wur- 
de er im Bewußtsein vieler Kurden aus 
zwei Gründen zu einer Zentralfigur. 
Zum einen repräsentierte er den natio- 
nalen Widerstand, zum anderen war er 
als anerkannter sunnitischer Geistlicher 
ein Gegengewicht zum schütischen Zen- 
trum von Ghom, um das sich ein Groß- 
teil der führenden Khomeini-Anhänger 
gruppierte. Hosseini symbolisierte: 
also den Wunsch nach nationaler und re- 
ligiöser Identität. Darüber hinaus hat er 
in diesen Jahren radikale Positionen 
über wichtige gesellschaftliche und poli- 
tische Fragen des gesamten Landes ent- 
wickelt und sie offen ausgesprochen. So 
hat er für das aktive und passive Wahl- 
recht der Frauen votiert und sich gegen 
den Zwang zum Tragen des Tschadors 
ausgesprochen. Er entwickelte freund- 
schaftliche Beziehungen zu Angehörigen 
der universitären Intelligenz und linken 
Organisationen, 


Bereits 1979 warnte er öffentlich vor 
der Gefahr einer religiösen Despotie. 
Dies war nicht nur für die Kurden, son- 
dern für alle Iraner/innen von größtem 
Interesse. Einige Zeitungen druckten da- 
mals sein Motto: „Eine Demokratie mit 
Anarchie und Unordnung ist besser als 
Despotie!‘“ Bis heute ist Hosseini der 
Meinung, daß gerade in einem Staat mit 
verschiedenen Konfessionen und politi- 
schen Auffassungen religiöse und politi- 
sche Toleranz lebensnotwendig ist. 


Da er für die kurdischen Organisatio- 
nen, wie die Demokratische Partei, 
Komeleh und die damals noch nicht ge- 
spaltene Volksfedayin und die gesamte 
Bevölkerung als Zentralfigur des Wider- 
stands akzeptiert wurde, wurde er zum 
Sprecher der Verhandlungsdelegation, 
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die in einem 26-Punkte-Programm ihre 
Forderungen formulierte. Vor allem 
ging es um eine Autonomieregelung und 
ein Ende der militärischen Provokatio- 
nen durch die Kräfte des Regimes. 


F.: Wie konnte Scheich Hosseini weiter- 
arbeiten, nach dem die neue Situation 
im April ihn zwang, sein Büro in Maha- 
bad aufzugeben? 


A.: Richtig, wir mußten das Büro aufs 
Land verlegen. Über zahlreiche Reden, 
die oft auf Kassetten aufgenommen 
wurden, wandte er sich über die Radio- 
stationen der DPK und der Komeleh an 
das kurdische Volk. 

Sein Ziel war, den Widerstand stabili- 
sieren zu helfen, in dem er die Bevölke- 
rung zu massiver Unterstützung der 
Peschmerga aufrief. In nationaler Hin- 
sicht betonte er, daß das kurdische Volk 
ein Recht auf Selbstbestimmung besitzt. 
In religiöser Hinsicht hob er hervor, daß 
die Teheraner Regierung nicht das 
Recht hat, sich auf den Islam zu beru- 
fen. Seine Ansprachen an nationalen 
Feiertagen schlossen meist damit, daß er 
zu Friedhofsbesuchen aufforderte, um 
sich dort ins Gedächtnis zu rufen, wofür 
die Märtyrer gefallen sind. Oder er for- 
derte Händler auf, ihre Läden geschlos- 
sen zu halten. Die massenhafte Beteili- 
gung an solchen Protestaktionen war ein 
Gradmesser für die Unzufriedenheit und 
den Widerstandswillen der Bevölkerung. 


F.: Scheich Hosseini hat ein Büro, aber 
keinen Parteiapparat und keine eigenen 
Massenmedien. Was das Radio betrifft, 
ist er auf die DPK oder die Komeleh an- 
gewiesen. Wie kann er unter diesen Be- 
dingungen seine Auffassungen verbrei- 
ten, wobei man noch eine Analphabe- 
tenrate von 70-90 % [bezogen auf die 
persische Schriftsprache) in Rechnung 
stellen muß? Kurdisch lesen und schrei- 
ben können noch weit weniger. 


A.: Er selbst oder Vertreter seines Büros 
gehen mit einer Gruppe von Peschmerga 
Tag für Tag in die Dörfer. Dort wird in 
der Moschee oder in den Hütten der 
Bauern nach einer Absprache über die 
aktuelle Lage oder ein bestimmtes Pro- 
blem freimütig diskutiert. 


Eine wesentliche Funktion des Büros 
besteht darin, Konflikte zwischen den 
beiden wichtigsten Organisationen — der 
DPK und der Komeleh — zu mildern, 
abzudämpfen. Hosseini versucht in 
Streitfällen, Verhandlungen zwischen 
beiden anzubahnen oder auch zu ver- 
mitteln. 

Wie ihr sicher wißt, leben wir in einer 
patriarchalischen Gesellschaft. Deshalb 
spielen weise Führer in der nationalen 
Bewegung nach wie vor eine große Rol- 
le. Sie können deshalb tragische Kon- 
flikte verhindern helfen. 


F.: Worin besteht Deiner Meinung nach 
die wichtigste Gemeinsamkeit, bzw. Un- 


terschiede zwischen diesen Organsatio- 
nen? 
s 

A.: Die Gemeinsamkeiten bestehen in 
ihrem Kampf gegen die ‚Islamische Re- 
publik Iran“ und ihrem Eintreten für 
die Autonomie, das Selbstbestimmungs- 
recht des kurdischen Volkes. 

Die Unterschiede möchte ich damit 
verdeutlichen, wie sie sich wechselsei- 
tig sehen. Komeleh betrachtet die DPK 
als eine Partei der traditionellen Bour- 
geosie und faßt die Konflikte mit der 
DPK als Widersprüche zwischen Bour- 
geosie und Proletariat auf. 

Komeleh betrachtet sich als Vertreter 
der Arbeiter und Werktätigen in Kurdi- 
stan. 

Die DPK dagegen betrachtet die Ko- 
meleh als eine Gruppe von Extremisten 
ohne Verantwortung oder auch als 
Anarchisten. Sich selbst sieht die DPK 
als eine patriotische, die Verantwortung 
für das gesamte kurdische Volk empfin- 
dende und wahrnehmende Organisation, 
während Komeleh mit seinem abenteu- 
erlichen Verhalten Schwierigkeiten für 
das kurdische Volk heraufbeschwört. 


F.: Die kurdische Gesellschaft ist insge- 
samt patriarchalisch — sie weist aber 
nicht nur in Hinblick darauf erhebliche 
regionale Unterschiede auf. Eine deut- 
liche Gegenüberstellung nach dem 
Schema hier Großgrundbesitzerklasse, 
dort Bauernklasse ist zum Beispiel dort 
nicht möglich, wo starke Stammesbezie- 
hungen fortleben. Inwieweit spiegeln 
sich die regionalen, sozioökönomischen 
und traditionellen Unterschiede im un- 
terschiedlichen Einfluß der beiden Orga- 
nisationen wider? 


A.: Würde man eine „politische Land- 
te‘“ zeichnen, so wäre im großen und 
ganzen — exakt geht das natürlich nicht 
— der Einfluß der DPK im Gebiet mit 
langen nationalen Widerstandstraditio- 
nen besonders dick zu malen. Dies be- 
trifft die Region Mahabad und Bukan — 
Stadt und Land - in der 1946 die erste 
und bisher einzige kurdische Republik 
existierte. In den anderen südlichen Re- 
gionen — dort vor allem unter den Ober- 
schülern und Intellektuellen — ist die 
Komeleh erheblich stärker. 


F.: Die iranische Nachrichtenagentur 
IRNA meldete am 28.7.1984, daß die 
sogenannten islamischen 
„220 irakische Soldaten und antirevo- 
lutionäre Rebellen‘ getötet habe. Wa- 
rum diese Unterscheidung? 


A.: Mit den ‚antirevolutionären Rebel- 
len‘ sind in diesem Fall Kurden aus dem 
Irak gemeint, die der „patriotischen 
Union Kurdistans‘‘ (PUK) angehören. 
Die PUK kämpft seit 1976 gegen das ira- 
kische Regime und trägt von allen dor- 
tigen Organisatonen die Hanptlast. Seit 
die „Islamische Republik“ nicht nur die 
Söhne von Barzani im Kampf gegen die 
oppositionellen iranischen Kurden un- 


Streitkräfte: 


terstützt, sondern auch Teile von Kur- 
distan/Irak besetzte, ist für die PUK ei- 
ne neue bedrohliche Situation entstan- 
den. Sie will iranische Truppen nicht 
auf kurdisches Gebiet lassen, hat aber 
irakische Truppen im Rücken. 


In dieser Situation hatte die unter star- 
ken militärischen Druck geratene iraki- 
sche Regierung Verhandlungen über ei- 
nen Waffenstillstand undein erweitertes 
Autonomiestatut für die Kurden im Irak 
angeboten. Es gibt zahlreiche Mutmas- 
sungen darüber, was der Vertragstext be- 
inhaltet und ob er unterzeichnet wurde. 
Ich rechne damit, daß er in den näch- 
sten Tagen offiziell veröffentlicht wird. 


F.: Wie kannst Du Dir ein Ende des „er- 
sten‘ und des „zweiten“ Krieges vorstel- 
ien? 


A.: Das ist überhaupt die schwierigste 
Frage. Der „offizielle‘‘ Krieg gegen den 
Irak wird solange nicht beendet, wie 
Khomeini lebt. 

Der unerklärte Krieg gegen das kur- 
dische Volk wird solange fortdauern, 
wie iranische Truppen die Kraft für mi- 
litärische Initiativen haben. Erst wenn 
der Widerstand in Kurdistan und ande- 
ren Teilen des Iran stark zugenommen 
hat und das Regime deutlich schwächer 
wird, könnte es zu Verhandlungen kom- 
men. 
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Flüchtlinge 


Guatemaltekische Flüchtlinge 


in Mexiko — 
wieder auf der Flucht 


Wie Honduras im Fall der salvadorianischen Flüchtlinge, so hat sich nun 
auch Mexiko zur Umsiediung seiner Flüchtlinge aus der Grenzregion in den 
Nachbarstaat entschlossen. Die scheinbare Gemeinsamkeit beider Maß- 
nahmen darf jedoch nicht den Blick verstellen für den bedeutenden Unter- 
schied: Was in Honduras ganz offen zur Schaffung einer Kollaboration zwi- 
schen den Regierungstruppen von El Salvador und Honduras führen soll, 
um die salvadorianische Guerilla zwischen beiden Fronten zu zerreiben, das 
sollin Mexiko erklärtermaßen dazu dienen, das Land nicht weiter in den Stru- 
del der zentralamerikanischen Ereignisse hineingeraten zu lassen. Gerade 
in der Entscheidung zur Umsiedlung wird jedoch deutlich, daß Mexiko schon 
weiter in den Konflikt verwickelt ist, als es die offiziellen Stellungnahmen 
wahrhaben wollen: zu offensichtlich geht die Maßnahme auf den Druck Was- 
hingtons und Guatemalas zurück, die in der Vergangenheit keine Gelegen- 
heit ausgelassen haben, Mexiko entweder für eine Repatriierung oder aber 
für eine Verlagerung der guatemaltekischen Flüchtlinge zu gewinnen. 


Am 30. April diesen Jahres gab die mexika- 
nische Flüchtlingsbehörde COMAR öffent- 
lich bekannt, sie habe in Absprache mit 
dem Flüchtlingshochkommissariat der 
Vereinten Nationen, Acnur und dem gua- 
temaltekischen Roten Kreuz die Verla- 
gerung der guatemaltekischen Flüchtlinge 
in den Nachbarstaat beschlossen. Noch in 
der selben Nacht überfielen ca. 200 gua- 
temaltekische Soldaten das grenznahe 
Flüchtlingslager „El Chupadero“. Sechs 
Flüchtlinge wurden getötet, darunter eine 
hochschwangere Frau und ein zuvor grau- 
sam verstümmelter Junge. Eine unbe- 
stimmte Anzahl Lagerinsassen wurden 
nach Guatemala verschleppt und vermut- 
lich umgebracht. 

Mit solchen Überfällen hat die guatemal- 
tekische Regierung in den letzten drei Jah- 
ren immer wieder versucht, die mexikani- 
sche Regierung in einen Grenzkonflikt hin- 
einzuziehen und damit die Vermittlerposi- 
tion Mexikos in der Contadora-Gruppe in 
Frage zu stellen. Die mexikanische Regie- 
rung scheint einem Grenzkonflikt mit Gua- 
temala auf jeden Fall ausweichen zu wol- 
len. Die mexikanischen Grenzkontrollen 
und die militärische Präsenz in der Provinz 
wurden zwar ständig verstärkt, aber bei 
keinem der Überfälle der guatemalteki- 
schen Truppen auf mexikanisches Territo- 
rium sind die Mexikaner eingeschritten, um 
das Leben der Flüchtlinge, z. T. auch der 
mexikanischen Bauern zu verteidigen. Die 
Grenzbeamten und die Polizeiwurden eher 
gegen die Flüchtlinge und gegen die mexi- 
kanischen Bauern eingesetzt. 

Der mexikanische Innenminister sagte, 
er schätze die guatemaltekischen Flücht- 


iinge als größeres Sicherheitsrisiko ein, als 
die Übergriffe der guatemaltekischen Ar- 
mee. 

Nur so ist zu verstehen, daß die guatemal- 
tekischen Flüchtlinge jetzt 500 km weit ins 
Landesinnere, in den Nachbarstaat Cam- 
peche umgesiedelt werden sollen. Dort 
sind sie in einer ungesunden, sumpfigen 
Gegend als Arbeitskräfte auf Vieh- und 


Zuckerrohrplantagen willkommen. Wurden 
die Flüchtlinge bislang, wenn auch nicht of- 
fiziell, so doch de facto mit der Einrichtung 
einer Flüchtlingsbehörde als politisch Ver- 
folgte eingestuft, so werden sie nun zu Per- 
sonen, die irgendwo im Land „ein besseres 


Sie sind 


Leben suchen“ und nichts anderes als 
Wirtschaftsemigranten sind. 

Aus 28 Flüchtlingslagern haben die 
Flüchtlinge Briefe geschickt an den mexi- 
kanischen Präsidenten, an COMAR undan 
ACNUR mit der dringenden Bitte, die Um- 
siedlung nicht in der Form durchzuführen. 
Sie haben sich, aus Sicherheitsgründen, 
zu einer Verlagerung weg aus der unmittel- 
baren Grenznähe, jedoch in der selben Ge- 
gend, innerhalb von Chiapas bereit erklärt. 
Dort haben sie nicht nur die brüderliche Hil- 
fe der mexikanischen Bauern erfahren, 
sondern können durch die sprachliche und 
kulturelle Verwandtschaft zu den dortigen 
indianischen Bauern ihre Geschichte und 
ihre Traditionen bewahren — immer in der 
Hoffnung auf eine Rückkehr in ihr Heimat- 
land, sobald die politischen Verhältnisse es 


erlauben. 

Die katholische Diözese von Chiapas 
und mit ihr viele andere christliche, politi- 
sche und gesellschaftliche mexikanische 
Gruppen haben sich dem Protest. der Flücht-: 
linge angeschlossen. Sie sehen bei einer 
Verlagerung keine Möglichkeit mehr, die 
Flüchtlinge weiterhin zu unterstützen; auch 
die Strukturen der Selbsthilfe in den Lagern 
‚wären zerstört. Die Flüchtlinge, die zu einer 
Besichtigung des geplanten Umsiede- 
lungsortes im Tal von Edzna in Campeche 
aufgefordert worden waren, erklärten ge- 
meinsam mit Flüchtlingshilfeorganisatio- 
nen und Einzelpersonen, dies sei kein Ort, 
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der menschenwürdiges Leben erlaube. Bi- 
schof Ruiz von der Diözese Chiapas schil- 
derte die Situation eines typischen Lagers, 
in dem von 1000 Flüchtlingen 800 Frauen 
und Kinder sind. Er entkräftete damit das 
Argument, die Flüchtlinge seien ein Sicher- 
heitsrisiko und die Lager seien Rückzugs- 
gebiet für die Guerilla, was von guatemalte- 
kischer Seite oft behauptet wird. Zum an- 
deren äußerte er die Befürchtung, daß ein 
großer Teil der ohnehin geschwächten 
Flüchtlinge diese Umsiedelung gesund- 
heitlich nicht überstehe. Sie werden auch in 
Campeche noch auf Hilfe angewiesen sein, 
die sie dort nicht vorfinden werden und die 
auch nicht vorgesehen ist. 

So sind denn auch diejenigen Mitglieder 
der mexikanischen Flüchtlingsbehörde, 
die direkt in den Lagern arbeiten gemein- 
sam zurückgetreten, weil sie die Umsiede- 
lung nach Campeche für unverantwortlich 
halten und nicht daran beteiligt sein woll- 
ten. 


il 


Trotzdem wurde mit der Verlagerung 
bereits begonnen. Am 6. Juni verließen alle 
3000 Flüchtlinge aus dem Lager „Las Deli- 
cias, kurz zuvor vertrieben aus „El Chupa- 
dero“, das neue Lager und zerstreuten sich 
in unbekannter Richtung in den Regenwäl- 
dern. Esist der verzweifelte Versuch, einen 
Ausweg zu finden zwischen der Verlage- 
rung nach Campeche und der Rückkehr 
nach Guatemala und damit in den sicheren 
Tod. 

ACNUR, das Flüchtlingshochkommis- 
sariat schrieb sofort einen Brief an die me- 
xikanische Flüchtlingsbehörde: „Die Tat- 
sache, daß die Flüchtlinge sich nicht mehr 
an den gewohnten, kontrollierten Orten 
aufhalten, kann bedeuten, daßihre persön- 
liche Sicherheit bedroht ist, indem sie irr- 
tümlich mit illegalen Einwanderern ver- 
wechselt und an Guatemala ausgeliefert 
werden. In diesem Sinne wenden wir uns 
an Sie mit der Bitte, entsprechende Vor- 
kehrungen zu treffen und an dem Prinzip 


der Nichtauslieferung festzuhalten, wie es 
in Mexiko bisher Tradition war. Wir bieten 
Ihnen unsere Unterstützung an.“ 

Wenn man weiß, mit welcher Zurückhal- 
tung und Konformität ACNUR sich in Mexi- 
ko bisher verhalten hat, kann man ein- 
schätzen, wie groß die Gefahr einer Mas- 
sendeportation ist. 

Es wird befürchtet, daß aus weiteren La- 
gern die Flüchtlinge in den Urwald und da- 
mit in die vollständige Schutzlosigkeit flie- 
hen werden, seit Einheiten des mexikani- 
schen Militärs, der nationalen und der re- 
gionalen Sicherheitskräfte einige Lager 
umstellt haben, was Angst und Unruhe un- 
ter den Flüchtlingen ausgelöst hat. Die so- 
zialistische Partei Mexikos und das mexi- 
kanische indianistische Institut (INI) forder- 
ten den sofortigen Abzug von Militär- und 
Polizeieinheiten. Das INI befürchtet über- 
dies, daß durch Verwechslung auch die na- 
hegelegenen mexikanischen Gemeinden 
der Tojolabal-Indianer von den Aktionen 
der Sicherheitskräfte betroffen sein wer- 
den. Zur gleichen Zeit betont COMAR, sie 
werde die Überzeugungsarbeit für eine 
Verlagerung nach Campeche fortsetzen. 

Vieles deutet daraufhin, daß Mexiko eine 

gewaltsame Verlagerung der Flüchtlinge 
anstrebt; diskutiert wurde diese Möglich- 
keit in Regierungskreisen bereits. 
Die einzige Möglichkeit, diese militärische 
Lösung des Flüchtlingsproblems in Mexiko 
zu verhindern, ist der Druck der Weltöffent- 
lichkeit. Die Chancen stehen nicht allzu 
schlecht: Anders als Honduras hat Mexiko 
durchaus noch seinen internationalen Ruf 
zu verlieren. 


Nachtrag: 


Entnommen dem Bericht von H. W., Mexi- 
co, der sich bezieht auf eine Pressemel- 
dung der Diözese Chiapas vom 11. Juli 84 
Die Lage in Chiapas spitzt sich immer 
mehr zu. Die Umsiedlung der guatemalte- 
kischen Flüchtlinge wird mit Militärgewalt 
erzwungen. COMAR, die Armee und Mi- 
gracion (Grenzpolizei) beherrschen das 
Feld, niemand sonst hat Zutritt zu den La- 
gern, auch nicht die Kirche, keine Journali- 
sten. Eines der größten Lager in der Selva 
Lacandona „Puerto Rico“ wurde dem Erd- 
boden gleich gemacht. Die guatemalteki- 
schen Flüchtlinge sind zum großen Teil in 
den Urwald geflohen. Flüchtlinge,die sich 
der Umsiedlung wiedersetzen, werden von 
Nahrungsmittellieferungen ausgeschlos- 
sen. Um eines der Lager wurde von der Ar- 
mee ein Feuerring gelegt, um die Flüchtlin- 
ge an der Flucht zuhindern. 5000 Flüchtlin- 
ge befinden sich in akuter Lebensgefahr. 
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Schule und Dritte Welt 


Hinduismus als indische Lebensweise 


Misereor ’84 — Materialien zur 
Fastenaktion 
Im Mittelpunkt der katholischen Fastenak- 


tion dieses und des nächsten Jahres steht 
Indien, ein Subkontinent, in dem über 700 


Millionen Menschen leben — mehr als im 


gesamten Afrika oder in Lateinamerika. 
Das Hilfswerk Misereor, das über 14 % sei- 
ner Mittel an Partnerorganisationen in In- 
dien vergibt, hat zu diesem Zweck zahlrei- 
che Materialien herausgegeben, von Pla- 
katen, Fastenkalendern bis zu didakti- 
schen Hilfen und Informationsheften, die in 
der „Werkmappe Misereor ’84, Teil I-VII,“ 
zusammengefaßt sind. Teil V dieser Werk- 
mappe „Arbeitsheft Indien“ konzentriert 
sich dabei auf die Vermittlung von grundle- 
genden, landeskundlichen Informationen, 
die dann im Religionsunterricht, in der Ge- 
meindearbeit etc. weitervermittelt werden 
sollen. Der Schwerpunkt dieser Rezension 
liegt auf diesem Arbeitsheft, daes als Infor- 
mationsbasis dient. 

Das Arbeitsheft Indien hat einen Umfang 
von 111 Seiten. Es versucht in insgesamt 
sieben Kapiteln, Indien in seiner Viel- 
schichtigkeit dem europäischen Leser nä- 
herzubringen, ihn zum Nachdenken anzu- 
regen und Vorurteile abzubauen. Dabei 
wird kein Anspruch auf umfassende Dar- 
stellung der indischen Realität erhoben. 
Die Redaktionsgruppe ist sich des aus- 
schnitthaften Charakters dieses Arbeits- 
heftes bewußt (s. Einleitung). Als themati- 
sche Schwerpunkte werden genannt: Die 
Unberührbaren (Harijans), die Ureinwoh- 
ner (Adivasis), die Fischer, die Kleinbau- 
ern, die Landarbeiter, die Slumbewohner, 
Frauen und Kinder — alles Menschen, die 
zu den Ärmsten der Armen in Indien gehö- 
ren. Die Themen sind mit vielen Bildern und 
Grafiken versehen, um so das Ungewohnte 
dem Leser zu verdeutlichen. Die Texte sind 
in der Regel Ausschnitte aus verschiede- 
nen Publikationen. 

Angesichts der Tatsache, daß 50 % der 
indischen Bevölkerung unter dem Exi- 
stenzminimum leben müssen, ist diese 
thematische Auswahl sicher legitim, zumal 
in Europa gerade über diesen Teil der Be- 
völkerung wesentlich weniger bekannt ist 
als über Fragen der indischen Philosophie, 
Literatur und Geschichte. Es stellt sich hier 
die Frage, ob die inhaltlichen Aussagen 
über das Leben der Armen der Realität ge- 
recht werden. 

Zweifelsohne wäre es verfehlt, eine sol- 
che Werkmappe mit wissenschaftlicher 
Spitzfindigkeit abzusuchen, um festzustel- 
len, an welchen Stellen Ungenauigkeiten 
oder gar Fehler auftreten. Vielmehr gehtes 
um den Gesamteindruck, den diese Mappe 


dem interessierten Laien vermittelt, um die 
Art der Auswahl, der Gewichtung der The- 
men und die Qualität der Texte. 

Das Arbeitsheft zeichnetsich durch viele 
Positiva aus: Die ökolögische Frage wird 
ebenso behandelt wie das leidige Thema 
der sog. Heiligen Kuh, die Situation der 
Frauen und Kinder, der Herren und Knech- 
te auf dem Lande ebenso wie die Grüne 
Revolution, das Kastenwesen unddie dörf- 
liche Gemeinschaftetc., etc... Auch die ge- 
schichtliche Dimension der heutigen Situa- 
tion wird in längeren Ausführungen über 
den Kolonialismus dargelegt. Der interes- 
sierte Leser erhält hier in der Tat ein reali- 
tätsnahes Bild von Indien, besonders von 
der Lebenssituation der Armen, an der wir 
Europäer maßgebliche Schuld tragen. 
Sehr erhellend sind auch die Passagen des 
indischen Schriftstellers Nirmal Varma 
über die Fragwürdigkeit des europäischen 


Entwicklungskonzeptes in Indien, ein Kon- 
zept, das von der hiesigen und indischen 
Entwicklungsbürokratie unisono vorgetra- 
gen wird (S. 108/109). 

Es ist auffallend, daß gerne aus kirchli- 
chen Quellen und anderer Literatur zu reli- 
giösen Fragen zitiert wird. Der Aktivität der 
katholischen Kirche in Indien sind mehrere, 
mitunter auch kritische Seiten gewidmet. 
Dies ist jedoch in einem Arbeitsheft, das 
von der Kirche herausgegeben wird,nicht 
verwunderlich und braucht sich nicht 
zwangsläufig negativ aufden Inhaltauszu- 
wirken. 

Im Gegenteil: die Beiträge über die indi- 
sche Kastenordnung z. B. zeichnen sich 
sogar durch eine stark sozialwissenschaft- 
liche Orientierung aus. Sie betonen den 
Klassencharakter der Kastenhierarchie (S. 
67/68, 23-25) und verzichten gänzlich auf 
die gängige idealistische Erklärung mittels 
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der hinduistischen Wiedergeburtslehre 
und der Karma-Dharma-Kausalität: gute 
Taten führen zu einem guten, schlechte 
Taten zu einem schlechten künftigen Le- 
ben. Sehr anschaulich istauch die Schilde- 
rung des Heiratsverhaltens, das heutzuta- 
ge als das noch weitgehend alleingültige 
Definitionsmerkmal von Kaste angesehen 
werden darf (S. 24), 

Im Gegensatz zu diesen eindrücklichen 
Berichten über die Lebenssituation der Ar- 
men stehen die Passagen über den Hindu- 
ismus. Obwohl die Herausgeber bemüht 
waren, auch die alltäglichen Formen der in- 
dischen Religion aufzuzeigen, dominiert 
doch der rein religionswissenschaftliche 
Ansatz bei der Darstellung der „geistesge- 
schichtlichen Quellen und Hintergründe 
des Hinduismus“ (S. 31 ff). Zudem werden 
als häufigste Quellen Texte des hinduisti- 
schen Modernismus aufgeführt, der — ein 
relativ junges Phänomen — sich seit dem 
letzten Jahrhundert in der Auseinanderset- 
zung mit westlichem Gedankengut heraus- 
gebildet hat. Dieser religionswissenschaft- 
liche Ansatz bringtes mit sich, daß das irre- 
führende Klischee auftaucht, der Inder ha- 
be „von Anbeginn seiner Geschichte Gott 
gesucht und Gott gefunden“ (S. 30). 

Eine rein religionswissenschaftliche 
Darstellung kann jedoch dem Hinduismus, 
wie er in Indien gelebt wird, nicht gerecht 
werden. Hinduismus als Religion im euro- 
päischen Sinne aufzufassen, führt stets in 
die falsche Richtung. Denn der Hinduismus 
ist vornehmlich dharma, Sittengesetz des 
Alltagslebens, das eine moralisch ein- 
wandfreie Lebensführung ermöglichen 
soll. Wesentlich ist somit das richtige Ver- 
halten, das rechte Handeln im alltäglichen 
Leben: karma. Unwesentlich hingegen ist 
ein dogmatisch fixiertes, für alle Zeiten und 
Menschen gültiges Glaubensbekenntnis, 
das konsequenterweise im Hinduismus 
auch gar nicht existiert. Hindu kann man 
daher auch nicht werden, indem man sich 
zu einem Glauben bekennt, Hindu ist man 
allein dadurch, daß man in Indien als Inder 
(Hindu) geboren wird undin Indien als Inder 
(Hindu) lebt. Hinduismus ist somit die indi- 
sche Lebensweise in all ihrer Vielfalt. Hin- 
duismus ist gelebter Alltag, nicht zelebrier- 
ter Sonntag: Profan und Sakral fallen hier 
in eins. 

Um diese spezifische indische Lebens- 
weise analytisch fassen zu können, bedarf 
eseinesreligionssoziologischen Ansatzes, 
der in dem Arbeitsheft Indien leider nur ge- 
legentlich durchschimmert. (Es sei ver- 
merkt, daß der Autor des3. Teils des Heftes 
VI, 5.46, — das Problem intuitiv erfassend 
— den Hinduismus als Lebensform be- 
zeichnet.). Die Beschränktheit.desreinreli- 
gionswissenschaftlichen Ansatzes. offen- 
bart sich auf den Seiten 32 und 33, die ne- 
beneinander stehen und nicht integriert 
werden können: Auf der einen Seite wird 
das schillernde, hinduistische Götterpan- 
theon dargestellt, auf der anderen eine 
sehr christlich angehauchte, aus der Feder 


Hinduistische Gottheiten 


eines Jesuiten stammende Interpretation 
des dreifachen Gottesbildes und der drei 
entsprechenden Heilswege in der Hindu- 
schrift Bhagavadgitä vorgelegt, Die Bha- 
gavadgitä wird als „die Quelle mit dem 
größten Einfluß auf die Inder“ (S.31)darge- 
stellt — eine etwas zweifelhafte Klassifika- 
tion angesichts der sehr lebendigen Tradi- 
tion der volkstümlichen, historisch-religiö- 
sen Erzählungen, wie sie uns z. B. in den 
Puranas gegenübertreten. Gerade die ein- 
fache Bevölkerung dürfte diesen plasti- 
schen Götterlegenden mehr Gehör schen- 
ken als anderen Schriften. 

Die antropomorphen Vorstellungen von 
Göttern und das dazugehörige aufwendige 
Zeremoniell in den Tempeln, in dem die 
Götter wie Menschen behandelt werden, 
herrschen im alltäglichen Hinduismus ge- 
genüber der abstrakten philosophischen 
Spekulation, die nur wenigen Gebildeten 
vorbehalten ist, stets vor. Esdrängt sich die 
Vermutung auf, daß die Bhagavadgita nur 
deshalb so stark in den Mittelpunkt gerückt 
wurde, weil die dort entwickelte Idee des 
allmächtigen und gnädigen Gottes so sehr 
der christlichen gleicht. 

Die Herausgeber des Arbeitsheftes und 
die Autoren der Texte sind hier Opfer einer 
besonderen Tradition der deutschen Indo- 
logie geworden, die sich — aus derRoman- 
tik herrührend — schon immer mit größter 
Vorliebe den feinsinnigen Spekulationen 
der indischen Religionsphilosophie und 
Problemen der Philologie gewidmet und 
dabei die alltäglichen Formen der indi- 
schen Volksreligion fast gänzlich verges- 
sen hat. Diese Tradition hat auch dazu ge- 
führt, daß wir zwar über die brahmanische 
Orthodoxie recht viel, über die Glaubensin- 
halte des Volkes und die Vermittlung beider 


nur Spärliches wissen. Die Gleichsetzung 
von Orthodoxie, Massenreligiosität und 
Verhaltensnormen muß zu einem religiös 
durchtränkten Indienbild führen, dasan der 
Realität destäglichen Lebens in Indien vor- 
beigeht. Nur einer exklusiven Schar Aske- 
ten, Weisen und Gelehrten war und ist es 
vorbehalten, rigoros nach Erlösung zu stre- 
ben. Die große Masse der anderen hat hin- 
gegen immer „hier undjetzt“ gehandelt, um 
mindestens das tägliche Auskommen zu 
sichern. „Was ich mir in meinem Leben wü- 
sche ist, daß ich genug zu essen habe, 
sonst nichts“ (S. 107). In diesem Wunsch 
Gopol Naikers, eines landlosen Arbeiters, 
spiegeln sich die Wünsche vieler Millionen 
Inder wider, die wie Gopol ein hartes Da- 
sein am Rande der Existenz fristen müs- 
sen. 

Diese Kritik, die sich allein auf 7 von insge- 
samt 111 Seiten bezieht, ergibt sich 
zwangsläufig aus dem selbstgestellten An- 
spruch der Herausgeber, die Lebenssitua- 
tion der Armen, d.h. der Mehrheit derInder, 
darzustellen. Sie soll nicht den sehr positi- 
ven Gesamteindruck dieses Arbeitsheftes 
trüben, sondern lediglich auf das schwieri- 
ge Unterfangen aufmerksam machen, in- 
teressierten Personen das für Europäer so 
schwierige, weil so andersartige, so vielfäl- 
tige Phänomen des Hinduismus als indi- 


sche Lebensweise und nicht als Religion 
im europäischen Sinne näherzubringen. 
Dieses Arbeitsheft kann mit Nachdruck 
weiterempfohlen werden. Es wird schwer 
sein, Materialien gleicher Qualität von an- 
derer Seite zu erhalten. Das gleiche gilt 
auch für das Länderheft Indien, in dem die 
religionswissenschaftlichen Ausführungen 
über den Hinduismusfehlen, dafür aber ca. 
ein Viertel des Heftumfangs von 44 Seiten 
der kirchlichen Entwicklungsarbeit in In- 
dien gewidmet ist. 
Clemens Jürgenmeyer 


Am Ganges 


Indien im Religionsunterricht 


Aufgabe dieser Werkmappe ist es, Unter- 
richtsmaterial zu Indien bereitzustellen. 
Keineswegs sind die vorliegenden Mate- 
rialien nur im Religionsunterricht zu ver- 
wenden, die Unterrichtseinheiten können 
— teilweise muß der Lehrer die Schwer- 
punkte etwas anders setzen — auch in 
den Fächern Sachkunde, Gemein- 
schaftskunde, Geschichte, Englisch und 
Geographie eingesetzt werden. Die Un- 
terrichtseinheit für die Primarstufe soll es 
den Kindern ermöglichen, das Leben des 
indischen Jungen Muniyandi mitzuerle- 
ben. Mit Hilfe von Erzählungen, einer 
Bildgeschichte, Kochrezepten, einer An- 
weisung zum Saribinden etc. werden die 
Kinder mit dem Alltagsleben dieses Jun- 
gen vertraut gemacht. Auch die Proble- 
me im Leben der Familie dieses Jungen 
(z. B. Schuldknechtschaft) und die Hin- 
tergründe dafür werden auf eine der Al- 
tersstufe entsprechenden Weise vermit- 
teilt. Die Unterrichtseinheit für die Klassen 
5-8 hat den Titel „Heilige Kühe schlach- 
ten“ und geht auf hier in der Bundesre- 
publik bestehende Vorurteile gegenüber 
Indien ein. Für die Klassen 9 und 10 ist 
die kirchliche Entwicklungsarbeit themati- 
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siert worden: „Lehre sie fischen“. Hier 
soll gezeigt werden, daß menschenwür- 
diges Leben nur möglich ist, wenn ge- 
rechte soziale und politische Strukturen 
geschaffen werden. Die fünf Unterrichts- 
skizzen für die Oberstufe geben didakti- 
sche Anregungen zu folgenden Themen: 
Geschichte Indiens, Ziele der wirtschaftli- 
chen und sozialen Entwicklung, Alltag ei- 
ner Familie auf dem Land, das Kastensy- 
stem, Dialog zwischen Hinduismus und 
Christentum, der Umgang des Menschen 
mit der Schöpfung. Die zur Durchführung 
der Unterrichtseinheiten für die Oberstufe 
nötigen Materialien sind meist dem oben 
besprochenen Arbeitsheft Indien entnom- 
men. 

Alle Unterrichtseinheiten enthalten 
kreative und wertvolle didaktische Anre- 
gungen und oft auch Materialien, die 
über diejenigen des Arbeitsheftes hin- 
ausgehen, z. B. Karikaturen, Tafelan - 
.schriebe, Zeichnungen, Erfahrungsberich- 
te, Rollenspielvorlagen etc. Für meinen 
Geschmack ist bei der didaktischen Auf- 
bereitung der ausgewählten Themen an 
einigen Stellen übertrieben worden, hier 
ist die Unterrichtsgestaltung exakt durch- 
geplant und mit engmaschigen didakti- 
schen Anweisungen wie in einem Lehrer- 
seminar versehen. Dadurch entsteht die 
Gefahr, daß der Lehrer sich sehr starr an 
dieses Konzept hält, die Ideen konsu- 
miert und den Unterricht nicht mehr den 
Erfordernissen seiner Unterrichtssituation 
anpaßt. Das starre vorgegebene Schema 
entwertet an einigen Stellen die eigent- 
lich sehr hilfreichen, konkreten und prak- 
tischen Vorschläge. in zwei der Unter- 
richtsskizzen für die Oberstufe ist es 
schwer, vor lauter Anregungen und hin- 
geworfenen Schlagworten überhaupt den 
roten Faden zu erkennen. Bemerkens- 
wert ist, wie auch brisante Themen gut 
aufgegriffen werden: Vorurteile bei uns 
(„heilige Kühe“), Problematik der Ent- 
wicklungshilfe. 

Insgesamt müßte man diskutieren, ob 
das Motto der für dieses und das nächste 
Jahr geplanten MISEREOR-Aktion „Un- 
ser Verzicht — Leben für viele“, das in 
einigen der Einheiten zum tragen kommt, 
so bestehen kann oder ob nicht die politi- 
schen Veränderungen, die in den Indu- 
strieländern nötig sind, um die Entwick- 
lung in der Dritten Welt nicht weiter zu 
behindern, zu stark individualisiert wer- 
den. Aber auch, wer diesem Motto kri- 
tisch gegenübersteht, kann sich durch ei- 
ne Auswahl nach seinen Interessen die- 
ser vielfältigen Materialsammlung bedie- 
nen. 

hiwe 


Misereor ’84 — Materialien zur Fasten- 
aktion 

Werkmappe Misereor 1984, Teil 5: Ar- 
beitsheft Indien; Teil 6: Indien im Reli- 
gionsunterricht; Länderheft Indien. (Be- 
stellungen bei: Bischöfliches Hilfswerk 
Misereor e. V., Referat Bildung, Mozart- 
str. 9, 5100 Aachen). 
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Rezensionen 


Helgard Patemann: Lernbuch Namibia. 
Deutsche Kolonie 1884-1915. — 
Wuppertal: Peter--Hammer-Verlag, 1984 
Helga und Ludwig Helbig: Mythos Deutsch- 
Südwest. Namibia und die Deutschen. — 
Weinheim: Beltz-Verlag, 1983 


1984 ist das Jahr der hundertsten Wieder- 
kehr der Berliner Afrika-Konferenz von 
1884, wo auf dem Höhepunkt des europäi- 
schen Imperialismus der afrikanische Kon- 
tinent unter den europäischen Groß- und 
Mittelmächten aufgeteilt und die Grenzen 
der Kolonialstaaten festgelegt wurden, mit 
denen sich die afrikanischen Völker, trotz 
ihrer ethnischen Unsinnigkeit, bis heute ab- 
finden müssen. Im Schatten des Jahresta- 
ges erinnert man sich dann auch an die 
ehemalige deutsche Kolonie Südwestafri- 
ka, das heutige Namibia, mit der erfreuli- 
chen Folge, daß damit auch Hintergrundin- 
formationen über dieses Land verbreitet 
werden, die man sich bislang in Spezialver- 
öffentlichungen mühsam zusammensu- 
chen mußte. 

Zwei jüngst erschienene Darstellungen 
der historischen Entwicklung Namibias von 
der vorkolonialen Zeit bis heute möchte ich 
in dieser Buchbesprechung vorstellen, die 
sich um ein Geschichtsbild Namibias aus 
der Sicht der im Kolonialismus unterworfe- 
nen einheimischen Bevölkerung bemühen. 

Eine ungewöhnliche Vorgeschichte hat 
das von einer Projektgruppe der Universi- 
tät Bremen in Zusammenarbeit mit dem 
UNO-Institut für Namibia in Lusaka/Sam- 
bia erstellt „Lernbuch Namibia“ aus dem 
Wuppertaler Peter Hammer-Verlag. im 
Rahmen der Projekthilfe, die das Kinder- 
hilfswerk „Terre des hommes“ für die 
Flüchtlingslager der namibischen Befrei- 
ungsbewegung SWAPO in Angola und 
Sambia leistet, war auch die Herausgabe 
eines Schulbuches zum Einsatz in den 
SWAPO Exilschulen geplant — um so den 
kolonialistischen und rassistischen Ten- 
denzen in den offiziellen Schulbüchern des 
südafrikanisch verwalteten Namibia ent- 
gegentreten zu können. Im Verlauf der Ar- 
beit am Projekt wurde den deutschen Mit- 
gliedern der Projektgruppe klar, daß Nami- 
bia als das ehemalige Deutsch-Südwest- 
afrika ja auch ein Bestandteil der deut- 
schen Geschichte ist, der in den Schulbü- 
chern der Bundesrepublik weithin eben- 
falls in kolonialistischer Verzerrung abge- 
handelt wird. Die Projektgruppe zog daraus 
die Schlußfolgerung, daß eine beiderseiti- 
ge Entkolonisierung nottäte und wandelte 
den Projektauftrag in ein beiderseitig zu 
verwendendes Lehrbuch um, zum Einsatz 
sowohl in den Schulen Namibias als auch 
der Bundesrepublik. 

Es ist ein ansprechend ausgestatteter 
Band geworden, in dem der Text mit zahl- 
reichen historischen Fotos, zeitgenössi- 
schen Briefen, Romanauszügen, Zei- 


tungsartikeln und anderen Quellenmate- 

rialien veranschaulicht wird. Der Schul- 

buchcharakter ist allerdings unverkennbar 

(Arbeitsaufgaben für die Schüler nach je- 

dem Kapitel usw.) und, wie sich ja auch 

schon unmißverständlich im Titel aus- 
drückt, intendiert. Da andererseits aber 
das Buch meines Wissens nicht als offiziel- 
les Schulbuch zugelassen ist und auch 
nicht wird (schon wegen seines zu speziel- 
len Themenbereichs), mindert dieser aus- 
gesprochene Schulbuchcharaktertrotz der 

sonst ansprechenden Ausstattung u. U. 

seine Aufnahme als Jugendsachbuch. In 

jedem Fall gibt der Band aber eine ausge- 
zeichnete Grundlage für die Unterrichts- 
vorbereitung derLehrer ab und solltein den 

Schulbibliotheken zur Verfügung stehen. 
Behandelt werden im einzelnen folgen- 

de Epochen und Ereignisse der namibi- 

schen Geschichte: 

— Erster Bericht eines deutschen For- 
schungsreisenden des 19. Jahrhun- 
derts über die Lebensweise der Namas 

— Erstes Eindringen von Europäern in das 
Territorium des heutigen Namibias 

— Erste stammesübergreifende Zusam- 
menschlüsse der Völker auf dem Gebiet 
Namibias (Jonker Afrikaaner) 

— Kolonisierung Südwestafrikas durch 
das Deutsche Reich und Widerstand 
der deutschen Arbeiterbewegung ge- 
gen den Erwerb von Kolonien 

— Die großen Aufstände gegen die deut- 
sche Kolonialherrschaft 

— Die südafrikanische Mandatsverwal- 
tung nach dem ersten Weltkrieg (Home- 
landpolitik, Kontraktarbeit) 

— Weiterleben des Kolonialgedankens in 
Deutschland nach dem Verlust der Ko- 
lonien 

— Mandatspolitik der Vereinten Nationen 
nach dem Zweiten Weltkrieg und die Po- 
litik der Westmächte gegenüber Nami- 
bia 

— Entstehung und politische Position der 
SWAPO 

— Der Befreiungskrieg — Namibianer im 
Exil 
Weitgehend die gleichen Themenberei- 

che behandelt auch der Reisebericht von 

Helga und Ludwig Helbig (Mythos 

Deutsch-Südwest, Beltz-Verlag) — von 

kleineren Unterschieden in der Akzentset- 

zung abgesehen, wie z. B. daß gegenüber 
dem „Lernbuch Namibia“ ausführlicher 
auch auf die Entstehung und Politik der 

DTA (Demokratische Turnhallenallianz) 

eingegangen wird. Beide Verfasser waren 

von 1960-1962 im Auslandsschuldienst an 
der deutschen Schule in Lüderitzbucht tä- 
tig und sind seitdem noch mehrmals auf 

Reisen nach Namibia zurückgekehrt. Ein- 

dringlich vermittelt sich in ihrer Schilderung 

die Betroffenheit, die sie gegenüber dem 

Rassismus als Staatsdoktrin empfinden, 

wie er in Namibia noch seit den Tagen der 

deutschen Kolonialherrschaft lebendig ist 


und unter der südafrikanischen Schutz- 
macht noch weiter ausgebaut wurde. Dem 
wollen sie, wie ja auch vom „Lernbuch Na- 
mibia“ intendiert, eine Geschichtsschrei- 
bung aus der Sicht der einheimischen Be- 
völkerung entgegensetzen. Fesseind an 
diesem Bericht ist, wie die Autoren immer 
wieder die Vergangenheit aus der Gegen- 
wart des heutigen Namibia lebendig wer- 


den lassen, wie sie den historischen Ablauf 
der Ereignisse anhand der heute noch vor- 
findlichen Geschichtszeugnisse oder auch 
anhand der jeweils unterschiedlichen Tra- 
ditionspflege in den verschiedenen namibi- 
schen Bevölkerungsgruppen vermitteln. 
Leider wurde dieses Konzept des Vergan- 
genheits-Gegenwarts-Bezugs, der weit- 
gehend den Reiz dieses kombinierten Rei- 
se- und Geschichtsberichtes ausmacht, in 
der zweiten Hälfte des Buchs etwas zugun- 
sten einer konventionellen Geschichtsdar- 
stellung verlassen — es wäre beispielswei- 
se denkbar gewesen, daß die Autoren noch 
etwas konkreter die Tätigkeit der Interes- 
sengemeinschaft deutscher Südwester 
geschildert hätten und im Kontrast dazu die 
Tätigkeiten der SWAPO (wie es ansatzwei- 
se bei der Beschreibung des Besuchs auf 
der historischen Missionsstation Gibeon 
geschehen ist) und daß sie noch stärker 
Szenen aus dem Alltag im heutigen Nami- 
bia in ihren Reisebericht eingebaut hätten. 
Hervorragend gelungen finde ich die aus 
den alten Briefen und anderen Geschichts- 
dokumenten herauskristallisierten Porträts 
der historischen Führer der Afrikaner ge- 
gen die deutsche Kolonialherrschaft, von 
denen hierzulande allenfalls Hendrik Wit- 
booi dem Namen nach bekannt ist. 

Es dürfte deutlich geworden sein, daß 
sich beide Darstellungen nicht als wissen- 
schaftliche Abhandlungen verstehen, son- 
dern als populär — wissenschaftliche Dar- 
stellung (und Richtigstellung gegenüber 
kolonialistischer Verzerrung) eines lange 
verdrängten Kapitels deutscher Geschich- 
te. Ein Vorhaben, das man in beiden Fällen 
als gelungen bezeichnen muß. 

Dietlinde Haug 
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Von Pionieren, abenteuerlichen Forschern und sonstigen deutschen Elementen 


Wer beim Institut für Auslandsbeziehungen 
in Stuttgart um Literatur über Brasilien 
nachfragt, dem wird in der Zusammenstel- 
lung ein Name gleich mehrfach ins Haus 
geliefert: Karl lig. 

Als renommierter Wissenschaftler, Mit- 
glied zahlreicher wissenschaftlicher Verei- 
nigungen, Inhaber vieler Auszeichnungen 
und Ehrungen hat er sich vor allem in der 
Erforschung der Walser in Vorarlberg her- 
vorgetan und war „besonders fruchtbar in 
der Hausforschung“. „Seine Arbeiten fin- 
det man ebenso in der Brauchtumfor- 
schung und in der religiösen Volkskunde 
wie in der soziologischen Richtung. Karllig 
ist als Universal-Volkskundler zu bezeich- 
nen.“ 

Hätte er seine Universalität auf seine 
österreichische Heimat und die deutschen 
Kernlande beschränkt, hätte er seiner Wis- 
senschaft durch mehr Tiefgang unver- 
gleichlich mehr Dienste leisten können. So 
aber „griff er ab 1964 auch nach Übersee 
aus und unterzog die deutschsprachigen 
Siedlungen und Siedier Südamerikas einer 
breitgefächerten Untersuchung.“ 

Die Ergebnisse seiner Übergriffe liegen 
in einer Vielzahl von Publikationen vor. 

Hauptwerke über Südamerika: 
„Pioniere in Brasilien“ (1972) und 
„Pioniere in Argentinien, Chile, Paraguay 
und Venezuela“. (1976) 

„Heimat Südamerika. Brasilien und Peru. 
Leistung und Schicksal deutschsprachiger 
Siedler“. (1982) 

Den wissenschaftlichen Wert der „er- 
ste(n) Volkskundliche(n) Zusammenfas- 
sung des deutschen Elementes in Süd- 
amerika“ kann nur ermessen, wer weiß, 
daß ihn auf seinen „abenteuerlichen For- 
schungsreisen ... allein seine Gattin beglei- 
tete.“ 

Recht aufschlußreich, was „durch Berg- 
welt, Urwald und Steppe erwanderte 
Volkskunde“ (Pioniere 1972, Untertitel) an 
Ergebnissen alles zutage fördern kann. 

„Vieles war uns anfänglich neu: einmal 
die vielen Rassen und Farben von Men- 
schen, nicht minder der soziale Unter- 
schied. Wie die Natur hier ungeheure Ge- 
gensätze aufweist, so begegnen sie einem 
auf Schritt und Tritt in der menschlichen 
Gesellschaft.“ (Pioniere 1972, S. 14) 

Rassenmischungen und Naturvielfalt, 
ein für Deutsche wahrlich feindliches Mi- 
lieu. Überwältigend, was Forschungsrei- 
sen an unerwartet neuen Erkenntnissen 
erbringen. Lebensorte gewissermaßen als 
Lernorte. Auf seiner Fahrt von Rio gen Sü- 
den macht der Professor weitere Entdek- 
kungen. 

„Gelegentlich sah man die aus dem 
Wald herausgeschnittenen 'Rocas’ (Ro* 
dungen) der ’Caboclos’. Darunter versteht 
man die aufeiner niederen Kulturstufe ste- 
henden Mischlinge.“ (S. 13) 

„Die Bedürfnislosigkeitwar den Menschen 
anzusehen!“ (S. 13) 


„Primitives Dasein!“ (S. 14) 

Durch reichlich gesetzte Ausrufezei- 
chen bedeutet uns der Verfasser seine 
Überzeugung, daß, läßt man der Natur 
(dem Blut, der Rasse) freien Lauf, wird sie 
alles zum Guten wenden. 

„Für die Rodung des Urwaldes waren in 
der Tat fast nur die deutschsprachigen 
Siedler zu gebrauchen. Es muß ihr Ver- 
dienst bleiben, im schwierigen Gelände 
Brasiliens die Kultur eingeführt zu haben!“ 


TRIALOG 


Zeitschrift für das 
Planen und Bauen 
in der Dritten Welt 
® ein Journal für Architekten, Stadtplaner, 

Sozlologen, Ukonomen und Entwicklüngsplener 


« ein %ournal zum Austausch beruflicher 
Erfehrungen im Bereich städtischer Entwick- 
lungen in der Dritten Weit. 


' Die thematische Bandbreite von Trlalog um- 
fatt: 


Verstädterung und Wohnungspolitik 
Architektur und natlonale/regionsie Kulturen 
Arbeitsfelder In der Oritten Welt 
und die Rolle der eusiäindischen Planer 
ländliche Entwickiungsstretegien 


TRIALOG 
c/o PLANEN UND BAUEN 
THD 

PETERSENSTR. 15 

D - 6100 DARMSTADT 
TEL: 06151-163637 


TRIALOG 1 
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un 2 
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3 BERUFSBILD 


Vorschau: 
TRIALOG 4 


OKTOBER 1984 


THEMA: 
NOHNUNGSBAU UND 
BAWMIRTSCHAFT IN 
SOZRALISTISCHEN 
ENTWICKLUNGSLÄNDERN 


TRIALOG koster als Einzelheft: 
für Studenten 


{mit Bescheinigung 6,-0M 
Einzelpersonen 9,-0M 
für Institutionen 12.-0M 
TRIALOG kostet Im Abonnement 
14 Ausgaben): 
für Studenten 24... m 
tür Einzelpersonen 32,- m 
für Institutionen on 


Echte Pioniere also, die tief im Feindes- 

land den Brückenkopf der Kultur schlecht- 
hin errichten. 
Es war ein “überall hartes Beginnen“. Der 
Landraub („Landnahme“) erfolgte unter 
widrigsten Umständen, im Kampf gegen 
„Sümpfe, Krankheiten und Indianer“. 

„Viel häufiger aber als unter den India- 
nern hatten unsere Kolonisten auf die Dau- 
erim oftsumpfigen Boden unter Gelbfieber 
und Malaria, unter Sandflöhen, Darmwür- 
mern und anderen Krankheiten zu leiden. 
Die Malaria ist heute gänzlich beseitigt.“ 
(S. 34) 

Gelbfieber, Sandflöhe und Indianer sind 
noch nicht ganz ausgerottet. Der westli- 
chen Zivilisation ist es aber, dank deut- 
scher Hilfe, gelungen, Reste des Ungezie- 
fers ins Landesinnere abzudrängen. 

Der Leser wird intensiv mit den Argu- 
menten. der dreißiger Jahre vertraut ge- 
macht: Der Deutsche bereitet durch wis- 
senschaftliche Großtaten die Entdeckung 
der Neuen Welt vor, entreißt sie ihrem In- 
seldasein, kämpft, nimmt Land, macht ur- 
bar, kurz, führt die Kultur ein. 

Woher nimmt ILG eigentlich das abwer- 

tende Argument, Maniok sei von den India- 
nern als einzige (!) Kulturpflanze gepflegt: 
worden? 
Haben ihm das seine deutschen Volksge- 
nossen von der Schwabenschneis versi- 
chert? Biogeographische Forschungen 
haben erbracht, daß Südamerika Her- 
kunftsraum der meisten unserer wichtigs- 
ten Nutzpflanzen ist. Sie sind erst durch 
jahrhundertelange Auslese durch die in- 
dianische Urbevölkerung zu jenen Delika- 
tessen geworden, als die sie nach der Con- 
quista an europäischen Höfen geschätzt 
wurden. 

BRÜCHER zählt für den engeren Raum 
Brasiliens mindestens 20 verschiedene 
Pflanzen auf und legt Wert auf die Feststel- 
lung, daß die Liste der 103 Nutzpflanzen 
aus 43 Familien keineswegs vollständig 
sei. Die Korrekturen ließen sich beliebig 
fortsetzen. 

Eines muß dem Autor zugute gehalten 
werden: Südamerika ist zweifellos die Hei- 
mat großer Deutscher geworden, von 
Stroessner bis Geisel und von Eichmann 
bis Barbie. Wahr dürfte auch sein, daß Hei- 
no, Filbingers bevorzugter Folksänger, zu 

fortgeschrittener bierseliger Stunde immer 
beliebter wird. 

Doch muß dieses Gemenge aus Blut, Er- 
de und Schweiß unbedingt als Wissen- 
schaft verkauft werden? 

Was sind das für Vereinigungen, die dafür 
auch noch Auszeichnungen vergeben? 
Wie lange noch sollen Südamerikas 
deutschsprachige Siedlungen mit solch 
abenteuerlichen Forschungsergebnissen 
überzogen werden? 

Lothar Wieser 
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Leserbriefe 


Beitrag „Dritte Welt im 
Schuldenturm“ Nr. 119 


Liebe Freunde, 


mit großem Interesse habe ich Euren Bei- 
trag zu 0. gen. Thema gelesen. Der Ver- 
schuldungskomplex wurde bisher leider 
kaum beachtet und seine gefährliche 
Sprengkraft kaum zur Kenntnis genom- 
men. 


Ebenfalls nicht zur Kenntnis genommen 
wurde die Tatsache, daß eine besonders 
mächtige Nation gezielt mit Schulden Poli- 
tik macht — die USA unter Reagan. Zwar ist 
auch diese Politik durchaus nur ein Reflex 
auf bestimmte wirtschaftliche Krisen, in- 
dessen ist es der Reagan-Bande gelun- 
gen, jener Krise eine ganz bestimmte Rich- 
tung im Sinne von US-Interessen zu geben. 
Hochrüstung, Verschuldung, Patriotismus 
und Aggression (und Sozialabbau, Um- 
strukturierung, Modernisierung ...) stehen 
in einem sich (für die US-Interessen) er- 
gänzenden Zusammenhang. Auf diese 
zielgerichtete Krisensteuerungs- und In- 
teressenpolitik der USA (ich meine dabei 
nicht, daß sie der Krise Herr werden kön- 
nen) im Rahmen der Gesamtverschuldung 
hinzuweisen, wäre m. E. Aufgabe eurer 
Beiträge zur Verschuldung. 

Statt dessen steht da der Satz: „Trotz.al- 
ler Armut gerade in diesen Ländern (der 3. 
Welt) wurde insgesamt mehr verbraucht, 
als die eigene Volkswirtschaft produziert.“ 
Abgesehen von der Tatsache, daß diese 
Aussage von den Hintergründen und Ursa- 
chen ablenkt, ist sie schlichtweg falsch. 
Wenn die Zinsrate (mit bis zu 20 %) höher 
liegt als die Profitrate aus der Produktion 
kann auch bei noch so hoher Sparsamkeit 
das so bezinste Wirtschaftssystem nicht 
zur Entfaltung kommen. Das geht so ein- 
fach nicht und der zu hohe Verbrauch (den 
esjatatsächlich gegeben hat) ist dabei halt 
nur das Erscheinungsbild dieser faulen Sa- 
che, die ich mit dem altmodischen Aus- 
druck ’simple Ausbeutung’ bezeichnen 
möchte. 

Über den Weg papierener Schuldver- 
schreibungen nach Einführung jenes be- 
sonderen Industriemodells wird die 3. Welt 


erbarmungslos ausgeplündert (mit Einver- 
ständnis der örtlichen Eliten, die erst jetzt 
zu kreischen beginnen, weil ihnen ob des 
ungeheueren und aufsässigen Elendes die 
Füße kalt zu werden beginnen.) 

Ich meine der (oder die) Verfasser des o. 
gen. Beitrages ist da in eine Falle ökonomi- 
stischer Logelei geplumpst, weil er nicht 
berücksichtigt hat, daß Ökonomie im Guten 
wie im Bösen gesteuert werden kann und 
wird und zwar von den Mächtigsten der Er- 
de (derzeit die USA) und die geben dann 
eben einfach ökonomisch nicht recht er- 
klärbare neue Spielregeln vor. 


In der Hoffnung auf kräftige und gute Dis- 
kussionen zu diesem Thema 
Gernot Wirth 


Blätter des iz3w Nr. 119, 
August 1984 
Kenia — Interview 


Liebe iz3wler, 

der 0. a. Artikel ist mir von Freunden in Fo- 
tokopie aus Deutschland zugesandt wor- 
den und stößt hier bei uns auf großes Inter- 
esse. 

Allerdings ist dem Interview anzumerken, 
daß Yussuf Hassan zur Zeit nicht in Kenya 
lebt. Bezüglich der Harambee-Veranstal- 
tungen bezog sich das Verbot nur auf die 
Zeit vor den Wahlen. Fast jeden Abend 
kann man im Fernsehen in den Nachrich- 
ten der „Voice of Kenya“ Berichte über der- 
artige Spenden-Veranstaltungen sehen. 
Zur Zeit läuft eine landesweite Kampagne 
für ein erweitertes Schulsystem, für das 
Klassenräume benötigt werden. Die Land- 
bevölkerung stöhnt unter der Last der „frei- 
willigen“ Spenden. 

Was das Ausreißen von Teepflanzen 
betrifft, scheint sich auch hier die Situation 
geändert zu haben. Der sog. Weltmarkt- 
preis für die in Kenya angebauten hoch- 
wertigen Sorten ist gestiegen, sodaß die 
von Hassan geschilderte Entwicklung zu- 
mindest im Teebereich z. Z. eher wieder 


gegenläufig ist. Ob dies beim Kaffee ähn- 
lich ist, entzieht sich meiner Kenntnis. 
Ansonsten ist dieser Bericht für uns eine 
der wenigen Möglichkeiten, näheres über 
z. B. die Situation im früheren Northern 
Frontier District zu erfahren. Die Schilde- 
rungen hinsichtlich der Parlamentsabge- 
ordneten etc. können aus meiner Sicht nur 
bestätigt werden. Es ist allerdings schwie- 
rig für „wazungus“ (Kiswahili für Europäer), 
Kontakte zu kritischen oder gar oppositio- 
nellen Kenianern zu bekommen, da die 
Angst sehr groß ist. 
Wolfgang Joithe 


Blätter des iz3w Nr. 118 und 119 


Liebe Leute vom iz3w, 


die folgende Kritik an den neuen Blättern 
(die letzten beiden Nummern) ist nicht in- 
haltlich, da keine Veränderungen zu den 
vorherigen feststellbar ist, sondern rein for- 
mal. Meiner Meinung nach hat sich die äu- 
Bere Erscheinung der Blätter in den letzten 
beiden Nummern verschlechert. Die Über- 
schriften zwischen den beiden Balken 
oben auf den Seiten wirken optisch nicht, 
wirken sehr amateurhaft. Euer vorheriges 
Erscheinungsbild war besser. Was aber 
noch schlimmer ist, die Blätter wirken wie 
eine Zeitschrift, in der von einem Analpha- 
beten Korrektur gelesen wird. In den Num- 
mern 118 und 119 war das Weiterlesen 
manchmal eine Qual, 


da durch Recht- 
schreibfehler oder falsche Zeichensetzung 
auch Sinnentstellungen vorkamen. Habt 
ihr Euren Korrektor gewechselt? Und last 
but not least finde ich, daß kein Argument 
dagegensprechen sollte, auf Umwelt- 
schutzpapier zu drucken. 
So jetzt Schluß mit dem Gemecker. Inhalt- 
lich seid Ihr nach wie vor sehr gut und im 
deutschsprachigen Raum durch nichts zu 
ersetzen. 


Mit solidarischen Grüßen 
Wolfgang Lippel 


Tagungshinweise 


Gesundheitstag Bremen, 1.-7. Okto- 
ber 84 

Bremer Gesundheitsladen e. V., 
Braunschweigerstr. 53b, 28 Bremen 1 


4. Malente Symposium in 

2427 Malente 

Die weltwirtschaftliche Bedeutung von 
Auslandsinvestitionen und Technolo- 
gietransfer, 8.-10. Oktober 1984, Drä- 
gerstiftung, Drägerwerk AG, Moislin- 
ger Allee 53/54. 24 Lübeck 


Welchen Weg geht die entwicklungs- 
bezogene Bildung in den Schulen? 
29.-31. Oktober in 5840 Villigst, Fach- 
tagung für Lehrer und Lehrerfortbild- 
ner, Comenius-Institut, 

Schreiberstr. 12, 44 Münster 


Frieden für das südliche Afrika! Konfe- 
renz 12.-14. Oktober 1984, Bonn/Köln 
Organisation: Konferenz südliches 
Afrika 84, Kaiserstr. 71, 53 Bonn 1 


Informationsdienst Südliches Afrika, Nr. 5, August 
1984 

Schwerpunktthema:Südafrika und Zimbabwe: Frauen 
im Widerstand 

Südafrika: Unterdrückung, Ausbeutung und Wider- 
stand — Dorothy Nyembe: Symbol für Mut und Wider- 
stand — Fünf Frauen in Südafrika — Rita Ndzanga: Ge- 
werkschafterin in Südafrika — ’Wir sind schwarz und 
wir sind Frauen’ — Noch sind es wenige weiße Frauen 
— Zimbabwe: Brautpreis, Baby-Dumping, Prostitution 
— Wir wollen ein eigenes Land — Aufruf für das Zim- 
babwe Women’s Bureau — Mosambik: Nadel und 
Zwirn für die OMM — Südafrika: Gewerkschaftseinheit: 
Nationale Föderation beschlossen — Wir haben in der 
UDF unseren Platz — Die Kosten für Bothas Frieden — 
Söldnerbewegung für Südafrika — Waffen für Südafri- 
ka 

Bezug: ISSA, Blücherstr. 14, 5300 Bonn 


ita-info Nr. 78, Juli/August 1984 
Schwerpunktthema: Versinkt die Welt in Schulden? 
Teil I: Apocalypse soon — Berichte und Hintergründe 
zu: Costa Rica: Aufrüstung — Honduras: Opposition — 
Gegenrede Galeanos auf den „offenen Brief“ von F. Ar- 
rabalan Fidel Castro — Länderberichte zu: Brasilien, EI 
Salvador, Grenada, Guatemala — Außerdem zur Soli- 
daritätsbewegung: Rio San Juan, Eine Reise ans Ende 
der Welt — Schlimmer als in der Kolonialzeit, AK Dritte 
Welt St. Peter/ Recklinghausen zeigt Brasiliens Bot- 
schaft die gelbe Karte — Die Bayer AG — Offener Brief 
an den Präsidenten Perus -- Die Revolution für Kinder, 
Eine reale Utopie — Notizen aus der Bewegung, Buch- 
besprechungen, Zeitschriftenschau, Materialliste — 
Preis 3,- DM; Bezug: Informationsstelle Lateinamerika 
e. V., Römerstr. 88, 53 Bonn 


Workshop: Ausländische Journalisten 
erleben die Bundesrepublik — ein öku- 
meischer Beitrag zur Lösung des 
Nord-Sud-Konfliktes? 24.-29. Sep- 
tember 1984, in 6482 Bad Orb, Dienst 
in Übersee, Referat Publizistik, Mittel- 
weg 143, 2000 Hamburg 13 


Kriege in der Dritten Welt, 12.-14. Ok- 
tober 1984, in 3520 Hoffgeismar, 
Evangelische Akademie Hofgeismar 
PF 1205, 3520 Hofgeismar 


Referentenseminar „Entwicklungspo- 
litik“ 21.-23. September 1984 in Bonn 
EBAG, Bertha von Suttner Platz 12, 
53 Bonn 1 


Künstler für den Frieden am 9. Sep- 
tember 1984 in Dortmund/Westfalen- 
halle Politisches Forum am 8. Septem- 
ber 1984 in der Westfalenhalle Krefel- 
der Initiative, c/p Josef Weber, Am- 
sterdamerstr. 64, 5000 Köln 60 


Wirtschaftliche Beziehungen mit der 


Zeitschriftenübersicht 


Peripherie, Nr. 15/16, Juli 1984 

Schwerpunkt: Weltwirtschaftskrise 

Die Schwellenländer in der Weltwirtschaftskrise 
(Asche/Ramal hi) — Südkorea: Aufden Spuren der Ja- 
paner? (Du-Yul Song) — Die Auswirkungen der Mi- 
kroelektronik auf die weltweite Neustrukturierung der 
Elektronikindustrie (D. Ernst) — Das Problem der nich- 
terneuerbaren Ressourcen (D. Mezger) — Rohstoffab- 
kommen — ein zweischneidiges Schwert — (Theo Mut- 
ter) — Die Kreditpolitik der amerikanischen Banken (C. 
Dziobek) — Die Verschuldung Mexicos (P. R. Gonza- 
les) — Die Stabilisierungspolitik des IWF — Das Bei- 
spiel Costa Rica — Militärstrategie um Südkorea (Lee 
Young Hee) — Auch in der Dritten Welt wird die Haus- 
frau geschaffen — Warum? (V. Bennholdt-Thomsen) 
Vertrieb: Peripherie c/o FDCL, Gneisenaustr. 2, 1 Ber- 
lin 61, Doppeiheft 16,- DM 


Aktionsgemeinschaft Solidarische Welt, Nr. 106, 
Juni 1984 

Schwerpunkt: Frauen zwischen Tradition und Befrei- 
ung 

Frauen in Zimbabwe — Traditionen wirken fort — Inter- 
view miteiner Frau vom Lande — Gespräch mitkapver- 
dianischen Frauen — Lehrgeld und Wechselgeld oder 
der Blick der Janusköpfigen auf die Polygamen — 
Frauen im ländlichen Indien — „Wir sind nicht dümmer 
als unsere Männer“ Ansätze der neuen palästinensi- 
schen Frauenbewegung — Zehn Jahre im Exil (eine 
Chilenin berichtet) — Schwarz-Weiß-Malerei (Filmbe- 
sprechung-Frauengruppen-Frauenaktionen, Litera- 
turhinweise, Spendenaufrufe 
Bezug: ASW, 

1000 Berlin 61 


Friedrichstr. 236, 
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Dritten Welt — schließen sie Gerech- 
tigkeit aus? 20/21. Oktober 1984 in 
Freiburg 

Katholische Akademie der Erzdiözese 
Freiburg, Wintererstr. 1, PF 947, 
7800 Freiburg 


Abstimmungswochenende für eine 
Zukunft ohne Atomkraftwerke am 22./ 
23. September 1984 in Kaiseraugst, 
Nationale Koordination der AKW-Geg- 
ner-Organisationen PF 4050, 
CH-3001 Bern, PC 30-792 


Alphabetisierung und Erziehungswe- 
sen inMozambik 2.-4. November 1984 
in 5883 Kierpse-Grünenbaum 

Anm.: c/o Ferdinand Escher, An der 
Heerwege 20, 5800 Hagen — Emst 
(Koordinierungskreis Mozambik) 


Auf der Suche nach einer „sanften Na- 
turwissenschaft“ 4.-7. Oktober 1984 in 
Wuppertal, Kongreß-Büro: Evang. 
Akademikerschaft, Kniebisstr. 29, 
7000 Stuttgart 1 


AIB — Antiimperialistisches Informationsbulletin, 
Sonderheft 4/1984 

Thema: „Nicaragua — 5 Jahre nach der Revolution 
36 Seiten, 2,- DM 

Bezug: AlB, Liebigstr. 46, 3500 Marburg 


Mittelamerika Magazin 39/40 Juli/August 1984 
Schwerpunktthema: Nicaragua: Völkermord an den 
Miskitos? — ai: Menschenrechte — GfbV: „Ein unhalt- 
barer Vorwurf“ — Dokumentation der Untersuchungs- 
berichte von Nitschmann und CIDCA — Eden Pastora: 
Gewinner eines Attentats — Die Werkstatt am Rio San 
Juan — Wahlgesetz — Die Parteien in Nicaragua — 
Umsiedlungen an der Südgrenze und neue Projekte — 
Außerdem: EI Salvador: Flüchtlinge — Gewerkschaftli- 
che Massenarbeit in EI Salvador — Wie weiter, Herr 
Duarte? — Costa Rica: „Honduranisierung“ — oder 
strikte Neutralität — Guatemala: Wahlkampf — Huma- 
nitäre Hilfe und militärische Kontrolle — 68-Millionen 
Kredit — Außerdem: Rückblick: „Der große Kampf um 
Lateinamerika“ — Solidaritätsarbeit: Die APIA in Nica- 
ragua 

Einzelpreis 6,- DM, normales Heft 3,- DM 6-Hefte-Abo 
18,- DM 

Bezug: Magazin Verlag, Königsweg 7, 2300 Kiel 


DED-Brief Nr. 2/84 

Schwerpunktthema: „Mitbestimmung“ im Deutschen 
Entwicklungsdienst. Außerdem: Hunger und Krieg in 
der Tete Provinz/Mosambik — Nahrungsmittelhilfe für 
Mosambik — Hilfe für Dorfgenossenschaften im Sahel 
— Mit dem Volk arbeiten (ein Entwicklungshelfer wird 
Ehrenbürger in Brasilien — Afrikanische Literatur — 
Adressen von Aktionsgruppen — Terminkalender 
Kostenloser Bezug: DED, Kladowerdamm 299, 1000 
Berlin 22 
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MENSCHENRECHTE IN 


PORTUGAL 


Im Süden Portugals 
werden die Rechte von 
70.000 Landarbeitern 
mit Füßen getreten. 
Durch Gardisten mit 
Panzerwagen, Pferden, 
Hunden und Gewehren 
werden sie von ihrem 
Land vertrieben. 

Die Organisation für 
‚internationale Solida- 
rität mit Portugal, 
TULIPA VERMELHA (Rote 
Tulpe), startete eine 
Unterschriftenaktion. 
Die Absicht ist soviel 
wie möglich Unter- 


schriften zu sammeln 
unter einem Appell an 
die portugiesische Re- 
gierung den Landarbei- 
tern endlich zu ihrem 
Recht zu verhelfen. 


Machen Sie mit! For- 
dern Sie Unterschrif- 
tenliste und mehr In- 
formation an bei: 
TULIPA VERMELHA, POST- 
FACH 12039, NL - 1100 
AA AMSTERDAM 2.0. 

Sie können die portu- 
giesischen Landarbei- 
ter auch direkt finan- 
ziell unterstützen! 
SPENDENKONTEN: Post- 
scheck Köln 2191 41- 
501 (BLZ 370 100 50); 
Basel 40-3033 / PSK 
wien 7740.600 


SEI SOLIDÄR I 


Neuerscheinungen 


Frauke Gewecke: 1984, Die Karibik: zur Ge- 
schichte, Politik und Kultur einer Region. Verlag 
Klaus Dieter Vervuert Frankfurt/M., DM 16,80 


Ahad Rahmanzadeh: 1984, Revolution und Re- 
Isiamisierung im Iran. Bezug durch den Autor, 
Limperichstr. 86, 5300 Bonn 3,12.- DM 


Ahad Rahmanzadeh: 1984, Die Gewerkschafts- 
bewegung im Iran. RE-L! Verlag, Lange Laube 
19, 3000 Hannover 1, 6.- DM 


Frank Niess: 1984, Der Koloss im Norden — Ge- 
schichte der Lateinamerikapolitik der USA. Ver- 
lag Pahl-Rugenstein, Köln 


Helmut Asche: 1984, Industrialisierte Dritte 
Welt? VSA-Verlag Hamburg, 38.- DM 


Hans-Bernd Schäfer: 1984, Jenseits des Kri- 
senmanagements — Internationale Schulden- 
krise und IWF-Kredite. Bezug über Forschungs- 
institut der Friedrich-Ebert Stiftung, Godesber- 
ger Allee 149, 5300 Bonn 2 

Peter Heine/Reinhold Stipeck: 1984, Ethnizität 
und Islam — Differenzierung und Integration 
muslimischer Bevölkerungsgruppen. Verlag 
Andreas Müller 


Michael Dauderstädt: 1984, Entwicklungspolitik 
ohne Entwicklung — Eigenanstrengung, Ord- 
nungspolitik und Politisierung im Nord-Süd Ver- 
hältnis. Bezug über Forschungsinstitut der 
Friedrich-Ebert Stiftung, 

Godesberger-Allee 149, 5300 Bonn 2 


Problems of International Cooperation, hrsg. 
vom Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert Stif- 
tung, 1984. Verlag Neue Gesellschaft 

GmbH Bonn 


Frauen in Thailand, hrsg. vom TISK-Thailand In- 
formations und Solidaritätskomitee 
München, 76 S., 7,50 DM 


Zwischen den Jahren — Mit den Arbeitsbriga- 
denin Nicaragua, hrsg. Reimar Pauh, VerlagDie 
Werkstaat, Göttingen, 1984, 156 S., 14,80 DM 


Chancen und Grenzen der Demokratie in Argen- 
tinien, hrsg. vom Institut für Iberoamerika-Kun- 
de, Hamburg, Alsterglacis 8, 2000 Hamburg 36 
1983:Grenada — 1984 Nicaragua? hrsg. von In- 
ternationale Sozialistische Publikationen, isp- 
Verlag, Frankfurt/M. 1984, 3,50 DM 


Maßgebende Kreise bezweifeln, ob man 
nach diesem Vorfall Kriege überhaupt noch 
als wünschenswert bezeichnen könne. 
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»...und ich weiß, 


Literatur zum Fernen Osten daß ich noch bleiben will 


Verlag Simon&&MagieraKG | tin 


Nymphenburger Strasse 166 e D — 8000 München 19 As Bach ikenierke 


-das Gesundheitswesen, zusammen mit 
dem Wirtschafts- und Bildungssektor 
als wesentlicher Ansatzpunkt gesil- 


Wir bieten ein neuartiges Beteiligungsmodell 


für Mitgesellschafter / Kommanditisten schaftlicher Veränderungen in Nicara- 
gua 
Im Frühjahr 1984 wurde die Verlag Gerd Simon & Claudia Magiera GbR zur Kommanditgesellschaft umgewandelt. Die -was hat sich hier durch die sandi- 
KG begann mit 31 Kommanditisten. Dieser Stamm erweitert sich laufend. nistische Revolution real und konkret 
. 5 
DAS ZIEL DES VERLAGES verändert? = 
ne ee nn 3 le ep Fr ee re a u u -inwiefern setzt das somozistische Erbe 
@Das Ziel der Verlag Simon & Magiera KG ist es, Buchhandel und Lesern ein leicht zu erschließendes Grundangebot an noch »objektive« Grenzen? 
Literatur zum FERNEN OSTEN anzubieten. Zu diesem Zweck bewirbt der Verlag regelmäßig 11.000 Zielgruppenadres- -inwiefern sind die sandinistischen 


sen und arbeitet mittlerweile mit acht Vertretern im Buchhandel des deutschsprachigen Raumes. 


@Der Verlag will dazu beitragen, das Thema FERNER OSTEN seiner tatsächlichen kulturellen, wirtschaftlichen und 
politischen Bedeutung gemäß wesentlich stärker im Bewußtsein einer möglichst breiten Leserschaft zu verankern. 


Vorstellungen bezüglich des Gesund- 
heitswesens »revolutionär« und wie 
D uß die inhaltliche Breit Titelangebotes (bislang 27 Bücher) tlich itert werden. U: WEB E DE Een 
azu m ie che Breite unseres Titelangebotes lan; ücher) wesentlich erweitert werden. Unsere E as ag it r 
le sind: Literarische Werke, Völker- und Länderkunde. Kinder- und Jugendliteratur, Geschichte, internatio- Noan liegen die Schwierigkeiten und 
nale Politik und Wirtschaftsbeziehungen, Unterentwicklung und Entwicklungspolitik, Frauenthemen, demokratische 
und soziale Bewegungen. 


Hemmnisse, bei der Weiterentwicklung 
des revolutionären Prozesses im be- 


Wir definieren den Bereich FERNER OSTEN sehr weitgefaßt: von der Beringsee zur Tasmanischen See, von Tibet und drohten Nicaragua? 
Nepal bis Japan und Ozeanien. -wie geht das? internationale Solidarität 
@Unser Motiv ist die Vermittlung von Wissen über den FERNEN OSTEN, das zu Kenntnis und Wertschätzung auf der als konkrete Alltagserfahrang im 
Grundlage von Ebenbürtigkeit führen soll. Kriegsgebiet Nicaragua? 
en EEEEEEEEESSSSBE:"777-7=7- 99875 x7 27-7 77-7 Leseprobe: 
UNSER ANGEBOT BELEIRSFR NER . Ka 

Me hl FE ee ee EZ ne nr x Nähe des Krieges also oft auf diese 
Sie werden bei uns Kommanditist mit einer Einlage von mindestens 1.000 DM und erhalten dafür folgende Gegenleistung: plötzliche indirekte Weise. Anders bei 
@Sie beziehen eine kostenlose Grundausstattung aller unserer Verlagstitel (Stand bis Ende 1984: ca. 580 DM Laden- dem Überfall der Contraam 17. Dezem- 
preis). Weiterhin erhalten Sie von jeder Neuerscheinung ein Freiexemplar (bei ca. 10 Neuerscheinungen mit durch- ber auf Chilali, einer Kooperative 20km 
schnittlichem Ladenpreis von 20 DM ein Mittelwert von 200 DM jährlich). Auf diese Weise kann sich im Verlauf der von Somoto entfernt, wobei drei Com- 
Zeit eine ansehnliche „Blaugelbe Bibliothek zum Fernen Osten“ in Ihrem Buchregal Platz erobern. paneros um gekomm en sind. Das war ge- 
@Der Verlag wird in den kommenden Jahren des Programmausbaus noch Verluste machen; es bietet sich Ihnen somit rade nach unserer Ankunft hier, war 
eine steuerliche VerlustebchreibungumABUChEAt auf das eingezahlte Kapital an — später hoffentlich Gewinnbeteiligung. pl ötzlich hautnah und machte trotz- 
@Die Kapitalguthaben werden verzinst. dem nicht in diesem Sinne Angst, son- 
@Sie beziehen regelmäßig einen Informationsbrief, der über die Verlagsentwicklung berichtet. In den Gesellschafter- dern eher eine angespannte unruhige 
versammlungen können Sie Einfluß auf diese Entwicklung nehmen. Überwachheit, die mich öfter überfällt. 

IHRE LEISTUNG ° IHR RISIKO Mir kommen viele Gedanken, die ich ın 
1117 On Berlin gedacht habe, auch und gerade 
@Sie zahlen als Ihren KG-Beitrag vertragsgemäß mindestens 1.000 DM ein. (Höhere Einlagen müssen durch 1.000 teil- Gedanken um Angst, ziemlich daneben 
bar sein.) vor. Weil man einfach lernt, damit 
@®Sie können diesen KG-Anteil wieder kündigen und erhalten dann ihren bilanzierten Anteilswert wieder zurück. anders um zugehen. ..Ich merke ich 
@Die gesetzliche Haftungsregelung für Kommanditisten begrenzt ihr Risiko auf maximal die Höhe des eingezahlten An- kann das alles nur schwer beschreiben. 
teils. Dieses Risiko wird zudem noch dadurch erheblich gemindert, daß Sie die o.g. Sachleistungen erhalten. Und noch schwerer fällt es mir, zu sa- 


gen, wie es mir eigentlich geht, auch da- 
rum weil mir die Frage manchmal 
unwichtig erscheint. Ich habe ja nie in 
meinem Leben vorher so gelebt, weder 
FERNost - haut NAH so unausweichlich an andern 
Menschen zusammen, so daß die eigene 
Privatheit sich fast ausschließlich auf 
das eigene Bett beschränkt. Der Begriff 


BITTE FORDERN SIE UNVERBINDLICH UNSER UMFANGREICHES 
INFORMATIONSMATERIAL AN 


EIN DRITTEL DER MENSCHHEIT 
DIE ÄLTESTEN KULTUREN 
DIE GRÖSSTEN RESSOURCEN 


DAS ZUKÜNFTIGE ZENTRUM DER WELTENTWICKLUNG »internationale Solidarität« war eher 
mit einer Demo über den Ku-Damm 


assoziiert, als mit konkreten Inhalten. 
Revolution und Bewaffnung des Volkes 
waren für mich konkret nicht vorstell- 
bar, geschweige denn Krieg oder eine 
kriegsähnliche Situation. Ich weiß nicht 
obesmir gut geht. Ich weiß aber, daß die 
Vorstellung, ich müßte in drei Wochen 
hier abreisen, auf merkwürdige Weise 
fast wehtut. War nie vorher so hundert 
Mal hin-undhergerissen, so nahe an Ge- 
fühlen, so oft betroffen wie hier. Irgend- 
was an diesem Land geht mir unter die 
Haut, will da auch nicht mehr weg. 


Gesundheitsbrigaden für Nicaragua 
Wir suchen dringend 


AB SOFORT 


evtl. auch später für einen 
mindestens 3 monatigen 


Einsatz im en Er ARZTE/INNEN 
us — KRANKENSCHWESTERN 
ö /-PFLEGER 


(möglichst m. Fachausbildung) 


Hrg. Gesundheitsladen Berlin 
bei edition »Schwarze Risse« 


Gneisenaustr. 2 1 Berlin 61 „sc 


Bezug für den Buchhandel: 
Regenbogen Buchvertrieb Seelingstr. 47 
1000 Berlin 19 


Tagebücher/Briefe/Berichte/Einschät- 
zungen/Dokumentation sind Inhalt 
des Buches 


Kontakt: Grsundhetse 


* 
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Postvertriebsstück 
Gebühr bezahlt 


MA4TF 
iz3w 

Postfsch 5328 
7800 Freiburg 


Gabi MEIER 
Hinterkirchstr» 7 


78 Freiburg 


/S Mark 


Ich abonniere die taz für einen 
Monat zum Sonderpreis 
(nur Vorauszahlung per 

Verrechnungsscheck oder bar) 


Adresse: 


Datum/Unterschrift: 


an:taz Abs-Aleilung, Wattstr. 
11/12, 1000 Berlin 65 


